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i 4 ) nungen, von welchen das Formular in Ziffer I 2 ſpricht, werden 
Die Abgabe der Einkommenſteuererklärung. ) außer dem Falle der Ziffer V 1, d. h. abgejehen von Altenteils⸗ 


Von Rechtsanwalt Dr. Franken, Köln. und ähnlichen Rechten nicht vorkommen. 


Die Formulare für die Einkommenſteuererklärung für das U. Einkommen aus Gewerbebetrieb. Hier iſt 
Steuerjahr 1920 find nunmehr erhältlich. Hiernach find die Ein- | der Geigäftsgewinn maßgebend wie er ſich nach $ 33 bes Reichs⸗ 
kommenſteuererklärungen regelmäßig?) in der Zeit vom 1. bis einkommenſteuergeſetzes berechnet. Während für Gewerbetrei⸗ 
31. März 1921 beim Finanzamt ausgefüllt einzureichen. Es er⸗ bende ohne kaufmännische Buchführung das Verfahren zur Ber 
ſcheint daher angebracht, einige Aufklärungen über die Ausfül⸗ rechnung des Geſchäftsgewinnes in & 33 Abſ. 1 genau um⸗ 
lung der Formulare und die Berechnung der Steuerabgabe zu ſchrieben iſt, berechnet ſich bei Gewerbetreibenden mit kauf⸗ 
geben. männiſcher Buchführung im Sinne des Handelsgeſetzbuches die 

1. Einkommen aus Grundbeſitz. Die Aus ünung | Elnkommenſteuer gemäß der Geſchäftsbilanz, allerdings 
des Formulars bereitet hier keine beſonderen Schwe unter Beachtung des § 15, welcher gewiſſe Abzüge, eee 
Zu bemerken iſt, daß bebaute wie unbebaute Grunonüche, u che Aufwendungen zu Verbeſſerungen und Vermehrung des Ver⸗ 
einer gewerblichen Unternehmung dienen, kein Einkommen aus mögens, Kapitalanſammlung, Schuldentilgung, Erſatzbeſchaffun⸗ 
Grundbeſitz im Sinne des Reichseinkommenſteuergeſetzes Liv. cch, 1 bereits durch frühere Abſchreibungen gedeckt ſind, 
ſondern ſolches aus Gewerbebetrieb. Das Einkommen aus ge- verbiete. . g » { 
werblichem Grundbeſitz iſt daher unter Ziffer II des Formulars Die wichtigſte Frage, in welcher Höhe die Bewertung 
„Einkommen aus Gewerbebetrieb“ als Teil des Geſchäftsgewiunes der Bilanza ktiven vorzunehmen iſt, und in welchem Um⸗ 
zu berechnen. Ebenſo iſt der Gewinn aus Grunditüdsverfäulen ale, insbeſondere, ob erhöhte Abſchreibungen in Anpaſſung an 
lein Eintommen aus Grundbeſitz, ſondern fällt unter die die Geldentwertung ſtatthaft find, kann hier nur angedeutet wer⸗ 
Rubrik V 1 „durch einzelne Veräußerungsgeſchäfte eisielte Ge: den. Die Finanzverwaltung iſt bisher gegenüber den e 
winne“. Als Mietwert der Wohnung im eigenen Hauſe gilt fachen Darlegungen des Handels und der Induſtrie über die Not⸗ 
gemäß § 31 des Reichseinkommenſteuergeſetzes der ortsübliche i een a ble an 11 

2 5 Men 8 d ) „ D. h. = 
et Ganz oder zum Teil unentgeltlich überlassene . lichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungswert zu. Auch der Reichs⸗ 

1) Vgl. zum gleichen Thema auch die ausführliche Anleitung mit aus⸗ finanzhof hat mehrfach ausgeſprochen, daß Abſchreibungen nur 
gefüllten Muſtern von Dr. Koppe (Ankündigung auf dem Umſchlag). von den in der Bilanz ausgewieſenen Aktiven und 

2) Die Friſt wird durch die Landesfinanzämter für ihren Bezirk daher z. B. auf bereits abgeſchriebene Konten, die ſogen. 1⸗Mark⸗ 
beitimmt; fie muß min de ſtens 1 Monat betragen; das Landes- Konten nicht zuläſſig find. Als einzigen Ausweg gibt der Reichs⸗ 
finanzamt Berlin hat z. B. zurzeit (13. 3. 21) noch keine Friſt beſtimmt. finanzhof die Bilanzberichtigung nach den heutigen Werten an. 
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Die Bilanzberichtigung findet jedoch ihre Grenze durch die 
Bewertungsvorſchriften des Handelsgeſetzbuches, welche den 
Einzelkaufleuten die Bewertung ihrer Vermögensgegenſtände nur 
in Höhe des gemeinen Wertes am Bilanzſtichtage, den Aktien⸗ 
geſellſchaften und bezüglich der Bilanzierung gleichgeſtellten ju⸗ 


riſtiſchen Perſonen nur in Höhe des Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungswertes geſtattet. Die Bilanzberichtigung hat ferner den 


großen Nachteil, daß der ſteuerpflichtige Gewinn ſich inſoweit er⸗ 
höht, als er nicht ſchon in früheren Jahren infolge der Nichtzu⸗ 
laſſung der erhöhten Abſchreibungen durch die Steuerbehörde ver⸗ 
ſteuert worden iſt. 

Man wird ſich aus dieſer Zwangslage einſtweilen am beſten 
dadurch retten können, daß man die Erhöhung der Anlagewerte 
und ſonſt in Betracht kommenden Bilanzaktiven ratenweiſe auf 


mehrere Jahre verteilt, und zwar jeweils in dem Umfange, in 


welchem Abſchreibungen beabſichtigt ſind. Buchungstechniſch läßt 
ſich das am beſten in Form eines Erneuerungskontos darſtellen. 
Gleichzeitig wird hierdurch auch die bisher mangelnde Bilanz⸗ 
wahrheit wieder hergeſtellt. 

I. Einkommen aus Kapitalvermögen. Zu 


demſelben gehören im weſentlichen alle Einkünfte, welche auch der 


Kapitalertragſteuer unterliegen, mit Ausnahme derjenigen, 
welche aus Gewerbe, Landwirtſchaft und Bergbau fließen. Da 
die Kapitalertragſteuer eine Ertragsſteuer im Sinne des $ 13 
Ziffer 1a des Reichseinkommenſteuergeſetzes iſt, wird ſie vom 
Einkommen abgezogen. Das Formular weiſt hierauf durch die 
Frage hin, ob die Kapitalertragſteuer bei der als Kapitalein⸗ 
kommen angegebenen Summe ſchon in Abzug gebracht iſt. Vom 
Reſt des Einkommens wird die Einkommenſteuer in voller Höhe 
berechnet. 

Zum Schutz der Kleinrentner findet gemäß $ 44 des 
Reichseinkommenſteuergeſetzes eine Anrechnung der gezahlten 
Kapitalertragſteuer ſtatt, welche nach der zur Zeit in Beratung be⸗ 


findlichen Novelle zum Einkommenſteuergeſetze bei einem Ein⸗ 


kommen von nicht mehr als 7500 „ in voller Höhe ſtatt 
zu 75 Prozent der entrichteten Kapitalertragſteuer erfolgen joll. 
Vorausſetzung für die Anrechnung find Alter über 60 Jahre oder 
Erwerbsunfähigkeit und Herkunft des Einkommens in der 
Hauptſache aus Kapitalvermögen. 

Wichtig iſt, daß die Anrechnung von den Finanzämtern nicht 
ohne weiteres vorgenommen wird, ſondern vom Kleinrentner erſt 
beantragt werden muß, deswegen ſieht das Formular in B 
Ziffer 5a eine beſondere Frage vor. Es iſt Sache des Steuer⸗ 
pflichtigen, ſich über die Möglichkeit und Höhe eines Abzuges der 
Kapitalertragſteuer ſelbſt zu erkundigen. 

IV. Einkommen aus Arbeit. Jede Art von Ge⸗ 
halt, insbeſondere Teuerungszulagen, Gratifikationen, Natural⸗ 
bezüge ſind ſteuerpflichtig. Die einzige Ausnahme bilden Auf⸗ 
wandsentſchädigungen, jedoch nur, wenn ſie ausdrücklich als 
ſolche vereinbart ſind, und mit der Einſchränkung, daß Privat⸗ 
angeſtellte — nicht Beamte — nur den wirklichen Aufwand 
abziehen können. Umgehungen der Einkommenſteuer ſind alſo 
inſoweit ausgeſchloſſen. 

Selbſtändige Gewerbetreibende wie Makler, Agenten, Kom⸗ 
miſſionäre verſteuern ihr Einkommen nicht aus Arbeit, ſondern 
aus Gewerbe, was in der Berechnung Unterſchiede erzeugt. 

Hier ſchlägt auch die Frage ein, was als freier Beruf aufzu⸗ 
faſſen iſt. Man wird zum Beiſpiel trotz der merkwürdigen 
Folgen wie bisher den Zahntechniker als Gewerbetreibenden 
und den Zahn arzt als zu den freien Berufen gehörig betrach⸗ 
ten, weil nur letzterer der Heilkunde dient. Beide können aber 
in gleicher Weiſe Abſchreibungen auf ihre Inſtrumente vor⸗ 
nehmen, welche jedoch nur vom wirklichen Anſchaffungswert, nicht 
etwa dem heutigen gemeinen Wert berechnet werden können. 

Als Werbungskoſten kommen hier vor allem in Betracht: 
Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtätte, Aufwand für Be⸗ 
rufskleidung, Bureauunkoſten. 

Von beſonderem Intereſſe dürfte ſein, daß der Entwurf der 
Ausführungsbeſtimmungen zum Einkommenſteuergeſetz in 8 26 
vorſieht, daß nur diejenigen Steuerpflichtigen, welche ledig⸗ 
lich ein ſteuerpflichtiges Arbeits einkommen über 25000 
Mark beſitzen, zur Abgabe einer Steuererklärung auf öffentliche 


810 


Aufforderung hin verpflichtet find. Dies hängt wohl mit den Ab⸗ 
ſichten der Regierung zuſammen, für verhältnismäßig niedrige 
Arbeitseinkommen es bei dem Lohnabzug bewenden zu laſſen. 

Jedoch können auch diejenigen mit einem Arbeitseinkommen 
unter 25 000 „ durch beſondere Aufforderung des Finanzamts 
zur Abgabe einer Steuererklärung gezwungen werden. 

V. Sonſtige Einnahmen. Ziffer 1 enthält zu⸗ 
nächſt einen Druckfehler, inſofern es ſtatt „Einnahmen an ver⸗ 
erblichen Renten“ heißen muß: „an un vererblichen Renten“. 


Vererbliche Rentenbezüge gehören nach § 8 Ziffer 6 Reichsein⸗ 


kommenſteuergeſetzes zum Einkommen aus Kapitalvermögen. 
Ziffer 2 des Formulars „Einnahmen an Zuſchüſſen und 
ſonſtigen Vorteilen“ unterſcheidet, ob die Zuſchüſſe freiwillig, auf 
Grund geſetzlicher Anterhaltungspflicht oder auf Grund eines be⸗ 
ſonderen Rechtsanſpruchs, und endlich, von wem fie gemacht ſind. 
Dieſe Unterſcheidung rührt daher, daß nach dem Einkommenſteuer 
geſetz freiwillige Zuwendungen und ſolche zur Erfüllung 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht vom Empfänger mit Aus⸗ 
nahme eines beſtimmten, hier nicht intereſſierenden Falles nicht 
verſteuert zu werden brauchen. Die Perſon des Zuwendenden iſt 
deshalb von Bedeutung, weil einmal die Steuerbehörden hiernach 
die Angaben des Steuerpflichtigen über die Natur der Zuwen⸗ 
dung als einer freiwilligen oder auf geſetzlicher Anterhaltspflicht 
beruhenden nachkontrollieren können und ferner, weil die auf 
geſetzlicher Unterhaltspflicht beruhenden Zuſchüſſe beim Geber 
hinſichtlich der Einkommenſteuer nicht abzugsfähig ſind. Als Bei⸗ 
ſpiele ſeien hervorgehoben folgende Fälle: 

Der Vater gibt der heiratenden Tochter neben der Ausſteuer 
als angemeſſene Barmitgift ein Nentenverſprechen von jährlich 
4000 . Die Zinſen der Rente find von der Tochter zu vers 
ſteuern, die Rente ſelbſt beim Vater abzugsfähig. 

Die geſchiedene Ehefrau erhält von dem allein für ſchuldig 
erklärten Ehemann eine Jahresrente von 10 000 „. Die Rente 
braucht ſie nicht zu verſteuern, der Mann kann ſie nicht von ſeinem 
Einkommen abziehen. 

Zu beachten iſt, daß Zuſchüſſe nicht wiederkehrend zu ſein 
brauchen, ſondern daß als Zuſchüſſe auch einmalige Zuwendungen 
zu betrachten ſind. 

Ziffer 5 bringt die wichtige Rubrik „durch einzelne 
Veräußerungsgeſchäfte erzielte Gewinne“. Hier wird 
bei manchen Steuerpflichtigen der Hauptteil ihres Einkommens 
enthalten ſein. Die Börſengewinne werden mit der beſonderen 
Frage bedacht: „Haben Sie Börſengeſchäfte betrieben?“ Bekannt⸗ 
lich haben die Steuerbehörden das Recht, falls ſie mit dem 
Steuerpflichtigen nicht in Güte fertig werden, vollſtändige Konto⸗ 
auszüge von den Banken zu verlangen. Wenn natürlich auch bei 
der Arbeitsfülle die Steuerbehörde nicht bei jedem einzelnen 
nachforſchen kann, ſo genügt doch vielfach ſchon die Anfrage des 
Finanzamts bei der betreffenden Bank bezüglich des Standes 
des Kontos und des Depots zu einem beſtimmten Stichtage, um 
durch Vergleich mit dem Stand des Kontos und Depots an den 
Stichtagen für die Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs oder 
für das Reichsnotopfer weitere Schlüſſe zu ziehen. Allerdings 
enthält das Formular nicht die Frage, bei welcher Bank man 
Börſengeſchäfte betrieben hat. i 

Die vielen Fragen zu erörtern, was als Veräußerungsgewinn 
anzuſehen iſt, wie Bezugsrechte zu bewerten ſind uſw., würde 
hier zu weit führen. Als Veräußerungsgewinn gilt in der Rege! 
der Unterſchied zwiſchen Erlös und Anſchaffungspreis. Bei Er: 
werb vor dem 31. Dezember 1919 wird als Anſchaffungspreis 
auschließlich der Reichsnotopferkurs zugrunde gelegt. Dies be: 
deutet eine große Härte und eine direkte Anbilligkeit in den 
Fällen, in denen jemand Papiere vor dem 31. Dezember 191° 
teuerer gekauft hat als der Reichsnotopferkurs beträgt. Ante 
Umſtänden kann dieſer Steuerpflichtige einen rein fiktiven Ge 
winn zu verſteuern haben, wenn er zum Beiſpiel das vor den 
Reichsnotopferſtichtag erworbene Papier nicht höher als zum An 
ſchaffungspreis verkauft hat. Die Vorſchriften über die Anrech 
nung der Beſitzdauer des veräußerten Gegenſtandes kommen fü 
die jetzige Einkommenſteuer nicht in Betracht, weil die Beſitzdaue! 
nur vom 1. Januar 1920 ab gerechnet wird. 


a 


Unter „einzelne Veräußerungsgewinne“ fallen auch Gewinne 
aus Grundſtücksverkäufen, jedoch nur, wenn das Grund⸗ 
ſtück nach dem 1. Auguſt 1914 erworben iſt. Der Gewinn iſt ver⸗ 
ſchieden, je nachdem das Grundſtück vor oder nach dem 31. De⸗ 
zember 1919 erworben iſt. Nebenbei bemerkt, gilt der Veräuße⸗ 
rungspreis für Grundſtücke auch als Maßſtab für die Nachveran⸗ 
lagung des Grundſtücksverkäufers zum Reichsnotopfer, allerdings 
nur dann, wenn er nicht höher iſt als der gemeine Wert am 
31. Dezember 1919. Steuerfrei ſind dagegen Gewinne aus pri⸗ 
vaten Möbelverkäufen, da Hausrat zum nicht ſteuerbaren 
Vermögen nach $ 8 des Beſitzſteuerceſetzes gehört. 

Bezüglich der Höhe der Veräußerungsgewinne iſt für, Kauf: 
leute und Gewerbetreibende mit kaufmänniſcher Buchführung zu 
beachten, daß der Gewinn in dem Unterſchiede zwiſchen dem Ver⸗ 
kaufspreis und dem Buchwert beſteht. Iſt alſo das Ma⸗ 
ſchinenkonto mit 1% angeſetzt, ſo iſt Veräußerungsgewinn der 
geſamte Kaufpreis. Eine Härte liegt darin nicht, denn die 
Abſchreibungen ſind ſchon früher einkommensmindernd geweſen. 
Steuerpflichtige, welche ihr Geſchäft im ganzen verkauft haben, 
verſteuern die ceſamte Differenz zwiſchen Kaufpreis und Bud: 
wert, und zwar auch, ſoweit in dem Kaufpreis ein Entgelt für 
die Firma als ſolche, Kundſchaft, Ruf uſw. enthalten iſt. Hierin 
liegt eine große Härte, beſonders für diejenigen, welche ſchon vor 
dem 31. Dezember 1919 das Geſchäft betrieben haben. 

Von den Veräußerungsgewinnen ſind die bei einzelnen Ver⸗ 
äußerunosgeſchäften erlittenen Verluſte abzuziehen. Das For⸗ 
mular ſieht dafür unter VI „geſetzliche Abzüge“ Ziffer 15 eine 
beſondere Frage vor. Die zum Teil komplizierten Fragen der 
Verrechnung der Gewinne und Vexluſte können hier nicht er⸗ 
örtert werden. Verluſte ſind nur inſoweit abzugsfähig, als im 
umgekehrten Falle Gewinne zum ſteuerbaren Einkommen gehören 
würden. Im übrigen enthält das Formular umfangreiche Fragen 
über geſetzliche Abzüge (Ziffer VI) ſowie unter Buchſtabe B die 
Rubrik „Weitere Angaben“, in welcher elf Fragen allgemeinerer 
Art geſtellt werden. 


Die Abgabe der Rapitalerfragfteuer- 
Erklörung. 


Von Beigeordnetem Rohde, Zehlendorf. 

Durch Verordnung vom 3. Januar 1921”) iſt angeordnet 
worden, daß für beſtimmte Kapitalerträge der Gläubiger, der 
dieſe Erträge in der Zeit vom 31. März bis 31. Dezember 1920 
bezogen hat, eine Steuererklärung abzugeben hat. Die Erklärung 


ſoll lauten über 5 
1. Zinſen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von 
Rentenſchulden, 
2. Zinſen von Forderungen, die auf Grund einer Vereinbarung 


entrichtet werden, insbeſondere aus Darlehen, Kautionen, 
Hinterlegungsgeldern, Abrechnungsgeldern, Kontokurrent⸗ 
und ſonſtigen Guthaben, Zinſen und Warenforderungen, ge⸗ 
jegliche Zinſen uſw. (ausgenommen Sparkaſſen⸗ und Bank⸗ 
zinſen), 
vererbliche Rentenbezüge, 
„Diskontbeträge von inländiſchen Wechſeln und Anweiſungen 
einſchließlich der Schatzwechſel, 
alle ausländiſchen Kapitalerträge, auch aus Wertpapieren. 
Hierzu iſt folgendes zu bemerken: 
Die Verordnung beruht auf § 9 Abſ. 3 des Kapitalertrag⸗ 
ſteuergeſetzes. Daſelbſt iſt folgendes vorgeſchrieben: 

„In den Fällen des § 2 Abſ. 1 Nr. I, 7 und Nr. II hat 
der Gläubiger der Kapitalerträge (Steuerträger) auf Grund 
eines ſchriftlichen Steuerbeſcheids, der auf eine Steuererklä⸗ 
rung des Gläubigers ergeht, nach näherer Beſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen zu entrichten.“ 

Hiernach kann alſo nur für die unter § 2 Abf. 1 Nr. 17 auf: 
geführten Distontbeträoe von Wechſeln und Anweiſungen uſw. 
ſowie für die unter § 2 Abſ. 1 Nr. II aufgeführten Erträge aus 


) Text mit Erläuterungen und ausgefüllten Muſter bei Koppe, 
Die neue Einkommenſteuererklärung uſw. (. Umſchlag). 


ausländiſchen Kapitalanlagen eine Steuererklärung eingefordert 
werden. Die vorſtehend unter Nr. 1 bis 3 geforderten Kapital⸗ 
erträge (Zinſen von Hypotheken, Zinſen von Forderungen uſw.) 
find in 8 9 Abſ. 3 nicht aufgeführt. Dieſe Kapitalerträge ſind 
in § 2 Abſ. 1 Nr. Ziff. 4 bis 6 behandelt. Hinſichtlich der Frage, 
wie dieſe Erträge zu entrichten ſind, und ob über ſie eine Steuer⸗ 
erklärung auszufüllen iſt, beſtimmt §8 9 Abſ. 2 folgendes: 

„In allen Fällen des § 2 Abſ. 1 Nr. I, 4 bis 6 haften 
für die Steuer der Schuldner und der Gläubiger (Steuer⸗ 
träger) als Geiamtſchuldner. Die Art der Steuerentrichtung 
beſtimmt der Reichsminiſter der Finanzen.“ 

Wenn im Abſ. 3 des 89 ausdrücklich die Abgabe einer 
Steuererklärung vorgeſehen iſt, in § 2 dagegen nicht, jo folgt 
hieraus mit zwingender Notwendigkeit, daß in den Fällen des 
Abſ. 2 eine Steuererklärung nicht abgegeben werden ſoll, und daß 
der Reichsfinanzminiſter nicht etwa durch Verordnung eine Ver⸗ 
pflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung für dieſe Fälle be⸗ 
gründen kann. 

Die Verordnung hält ſich ſonach hinſichtlich dieſer Frage 


nicht im Rahmen der Geſetzmäßigkeit, und ihre 
Gültigkeit wird daher mit Ausſicht auf Erfolg angefochten werden 


können. Zu ihrer Beanſtandung wird ſich außerdem noch Gelegen⸗ 
heit bieten, wenn die Verordnung, die gemäß § 9 Abi. 2 des 
Geſetzes dem Reichstag vorzulegen iſt, dort zur Erörterung und 
Beratung gelangt. 

Die gedachte Verordnung ſchreibt weiterhin vor, daß die 
Steuererklärung des Ehemannes auch das Ein⸗ 
kommen ſeiner Ehefrau mitumfaſſen ſoll, wenn 
beide Ehegatten ſteuerpflichtig ſind und nicht dauernd vonein⸗ 
ander getrennt leben. Dies würde alſo ſelbſt bei Gütertrennung 


Platz zu greifen haben. Auch dieſe Vorſchrift iſt u. E. ungültig,. 


Die Erſtreckung der Steuererklärungspflicht des Ehemanns auf 
das Vermögen und Einkommen der Ehefrau iſt in verſchiedenen 
Steuergeſetzen ausdrücklich vorgeſchrieben, wie z. B. im § 16 des 
Reichseinkommenſteuerge'etzes, § 16 des Reichsnotopfergeſetzes, 
§ 13 des Wehrbeitragsgeſetzes, § 14 des Beſitzſteuergeſetzes, nicht 
aber im Kapitalertraoſteuergeſetz. Alſo auch in dieſer Beziehung 
ergibt ſich eine Lücke im Geſetze, die durch Miniſterialerlaß nicht 
ausfüllbar iſt. 

Da die in Rede ſtehende Verordnung zufolge 8 9 Abſ. 2 des 
Geſetzes ſich nur auf die „Art der Steuerentrichtung“ zu bes 
ſchränken hat, ſo wird die Nichtabgabe der vorgeſchriebenen 
Steuererklärung ſeitens der Gläubigers nachteilige Rechtsfolgen 


nicht herbeiführen können. 


| Rapitalerträre (Diskontbeträge von 


Selbſtverſtändlich empfiehlt es ſich aus prak⸗ 
tiſchen Gründen die geſtellten Fragen zu be⸗ 


antworten, da dem Gteuerpflichtigen bei Gelegenheit der 


Erklärung zur ESinkommenſteuer dieſelben Fragen vor» 
gelegt werden können, und er fie hier beantworten muß, wenn er 
eine Höherſchätzung vermeiden will. Wohl aber werden die vor⸗ 
ſtehenden Fragen praktiſch in dem Fall. daß der Steuerpflichtige 
eine Aufforderung zur Aßgabe der Kapitalertragſteuer nicht 
zugeſandt erhalten hat. Wer ein derartiges Erklärungsformular 


nicht erhalten hat, braucht nach den obigen Ausführungen aus 


eigenem Antriebe nur dann eine Erklärung abzugeben, wenn es 
ſich um die in Ziffer 4 und 5 der Verordnung angeführten 
Wechſeln, ausländiſche 
Kapitalerträge) handelt. 

Im übrigen ſei noch bemerkt, daß die Durchführung der Ver⸗ 
anlagung zur Kapitalertragſteuer praktiſch noch immer Schwierig⸗ 
keiten hervorruft: Der Schuldner, welcher ſeinem Gläubiger die 
Steuer von 10 v. H. bei der Zahlung abzieht. ſoll dem Gläubiger 
eine Quittung der Finanzkaſſe über die erfolgte Zahlung ſenden. 
Die Praxis hat ſich hierauf noch nicht eingeftellt, ſchon deshalb 
nicht, weil der Schuldner ein derartiges Quittungsformular nicht 
ſtets zur Hand hat und vielfach nicht weiß. woher er es beziehen 
kann. Es wird auch bei der Durchführung der Kapitalertragſteuer 
noch geraume Zeit vergehen, bis dieſes Geſetz ſo gehandhaß: 
wird, wie es im Sinne des Geſetzgebers liegt. 


Die Einreichung von Lohnliſten 


und Lohnzetteln. 
Von Rechtsanwalt Dr. Koppe, Berlin. 
Der § 40 des neuen Reichs⸗Einkommenſteuer⸗Geſetzes vom 
29. 3. 1920 beſtimmt: 
„Wer Perſonen gegen Gehalt, Lohn oder ſonſtiges Entgelt 


länger als zwei Monate beſchäftigt hat, iſt verpilichtet, nach 
näherer Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen 


Namen, Stellung und Wohnung ſowie das von n 
dos 


herrührende Einkommen dieſer Perſonen dem Finanzamt 
mitzuteilen. 

Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Vo ſtände 
juriſtiſcher Perſonen und von Vereinen aller Art jewie 
Vorſtände aller Stellen, Behörden und Anſtomſen des ö "ti 
lichen Dienſtes hinſichtlich des Berufs⸗ oder Peuſienseen dn 
wens ihrer Beamten, Angeſtellten. Bedienſſeten, ſoſoſe der 
Empfänger von Ruhegehältern, Witwen- und Woiſenpenſionen 
oder Unterhaltsbeiträgen.“ 

Um eire zutreffende Rovanlsomnn der geben Geha! 
oder ſonſt ee En geik beſchö ig en ern. 
chen, ſoll hier dem Arbei geber die ii: r Ginteicheng D 
Lohn lien oder Pohnsetteln auferlegt werten. En V. a 
das bisher in beſchränktem Umfange, jo namentlich in N ian 
erf Grund des § 23 des Preuß. Einkommenſteuergesſetze ı 5 
eingekührt war. Der Arbeitgeber ſoll nach näherer Anordnunz 
des Reichsminiſters der Finanzen alſo „Namen, Stellung. Wa; 
rung und Einkommen“ der Arbeitnehmer dem Fnanzont mi 


Lohn 


2 Stone X 


N 


leilen. Dieſe nähere Anordnung iſt durch Verordnung 
ber die Einreichung von Lobrliſten zum 
Zwecke der Veranlagung der Cinkomnen⸗ 


ſteuer“ unter dem 29. 12. 1920 ergangen. 


finonzämter auch einzelne Lohnzettel getrennt ſür feden 
einzelnen Arbeitnehmer vorſchreiben können. Liſten bzw g. 
ſollen dann dem Finanzamt zugeſandt werden, das für den 


Wohnort des Arbeitnehmers zuſtändig iſt, eine No schen ne 


in der Praxis meiſt dahin vereinfacht wird, doß Al eng cı 
dos Finanzamt des Arbeitgebers genügt; dieſes nimmt dann 


die Unterverteilung vor. Der Verordnung iſt 'n M 

ſormufor beigefügt. In dieſem Muſterformular, des von den 
Landesfinanzämtern ſogar verſchiedentlich noch erweitert wo.den 
iſt, wird nun aber über diejenigen Erforderniſſe, die de 8 40 
des Geſetzes vorſchreibt. ganz erheblich hinausgegangen W d 


der S 40 nur die Angabe von Namen. Stellung. Wohnung md 
Einkommen verlangt, wird hier außerdem noch gefragt noch den 
fot!en Veranfagungsort und der letzten Steuernummer des N 
bel pehmers ſowie ferner nach dem Lohnabzug, nach Wiier- 
ſrfiungen. Sachbezügen, Kaſſenbeiträgen uſw. Die Grok- 
Berliner Finanzämter hoben einen Lohnzettel beran gebracht, 
der bei der Frage nach dem letzten Voranlogungsort und der 
letzten Stepernummer das im Muſterformular enfhaltene „io: 
weit möglich“ weoläßt und daher beim Steuerpflichtigen, der die 
Rechtslage nicht genau kennt. den Eindruck erweckt daß rr un or 
allen Amſtänden diesbezüaliche Ermittlungen anſtellen muß; 
oußerdem fragt der Berliner Lohnzettel noch nach den Dien ſt⸗ 
aufwandsgeldern und Speſen und ferner in dieſem 
Zuſommenbang danach. wieviel der Arbeitnehmer davon für ſich 
über den Bedarf gehabt“ habe. Auch nach „ſonſtigen Beträgen, 
die nicht für ſteueryflichtia gehalten werden“, wird gefraat. 
Für die Ausfüllung der Lohnzettel muß nach der aßen er⸗ 
wähnten Verordnung eine Friſt von min deſtens 3 Wochen 
geſekt werden. In Groß⸗Berlin iſt man über dieſe Mindenſr'ſt 
nicht hinausdegangen. Erſt in der zweiten Hälfte des Februar 
wurde die öffentliche Aufforderung den Steuerrflichtigen be: 
kannt. mit einer Friſtſetzuna bis zum 14. März 1921. Wer auch 
nur einigermaßen mit den Verhältniſſen der Induſtrie vertraut 
iſt. muß auf den erſten Blick einſehen. daß bier wieder einmal 
eine Verordnung oetroffen iſt. deren Durchführung tech⸗ 
niſch einfach unmöglich iſt. Man ſtelle ſich vor. daß 
ein großes Unternehmen mit mehreren tauſend Arbeitnehmern 


die 


Aus der Perord⸗ 
nung ergibt fih, daß anſtelle einer Lohnliſte de Landes⸗ 
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! beer 


n aiundsentſchädfaungen 


für jeden dieſer Steuerpflichtigen die letzte Steuernummer 


(1919) feſtſtellen und ferner in Erwägungen darüber eintreten 


ſoll. wie weit die Empfänger von Aufwandsentſchädigungen von 
dieſer Entſchädigung etwas über den Bedarf erübrigt haben 
mögen. Es iſt mit Recht in der Praxis die Anſicht vertreten 
worden“), daß alles das, was über die Geſetzesvorſchrift des § 40, 
d. b. alſo außer Namen, Stellung, Wohnung und Einkommen der 
Arbeitnehmer, verlangt wird, ungeſetzlich iſt. Jedenfalls wird 
die Induſtrie alle die Fragen, die über den geſetzlichen Rahmen 
hnousgehen, nur „ſoweit möglich“ und nur unter ganz erheb⸗ 
licher Friſtverlängerung beantworten können und brauchen. 
Gegenüber der bisherigen Regelung, z. B. in Preußen, ſtellt 
Gefetz ohnedies eine erhebliche Verſchärfung dar. Denn nach 
8 Ao. 4 des Preuß. Einkommenſteuergeſetzes erſtreckten ſich die 
nnachweiſe“ nur auf die zur Zeit der Anfrage beſchäftigten 
onen, während hier Angaben über ſämtliche im Kalender⸗ 
6 1920 beſchäftigt geweſenen Arbeitnehmer, auch wenn ſſe in⸗ 
ben ausgeſchieden find, verlangt wird. Ferner war bisher 
! ch der Angabe von Wohnort und Wohnung die Ein⸗ 
una gemacht, daß dieſe Angaben nur zu machen ſeben. „ſo⸗ 
u fie dem Arbeitgeber bekannt find“. Auch kamen die An: 
(iner für einen beſtimmten Teil der Arbeitnehmer bis zu 
beitinnmten Gehaltsgrenze (3000 ) in Betracht. während 
ſetziaan Lohnliſten bzw. Lohnzettel auf jeden Arbeilneh ner 
ehen, einerlei ob Lehrling, Angeſtellter, Prokuriſt 
0 Direktor. Wenn die von den Berliner Finanzämtern 
sarı bene Anleitung ſogar Angaben über die Fesiire der 
A ichtsräte rerfanat, fo iſt das zweifellos ungeſetzlich, da 
d e vom K ſchäftigungsverßältnis im Sinne des S 40 
r Heer. Menn ferner die Meideuflicht bez. der Wırfz 
und Rerräſenfotfons⸗ 
ge der wit $ 34 Abs. 3 EStG. begründet wild. To geht auch 
des ſehl, denn es wird an dieſer Stelle led'alich die Stouer⸗ 
derartiger Bezüge umſchrieben. während für den Inßalt 
d Lehmiiſten offe'n 8 40 in Betracht kammt. Entſprschend ſind 
in auch beim Lohnaheng derartige Aufwardser ſchödie unden 
onedrückſſcher Vorichift der Verordnung nom 8. Reli 1920 
> Abſ. 4 Ne. 1) nicht zu berückſichtigen. Überhaupt werden 
„ benospfſicht und Meldepflicht ſich grundſöklich decken. In 
y 7 jene nach einer Finanzminiſterial Nesfſeung von 
i 1009 (17629) das Verlangen nur oeh werden his 
nicht über das Einkommen ohr bn  ewnre bande 
agen vorhanden find. Dieſer Gedaute ſellle auch ſhe das 
carecht wieder aufgegriffen werden. audernirlts ! den 
und Handel durch bürokratiſche überorganiſylon 
Schoden, ohne daß den Finanebebärden die erhoffte 
H. eil wird. Es wird den Eteuerbsuörden ohnedies une 
mbglich ſein für jeden einzelnen Steuerpflichtigen die Angaben 
vadyuprüten. Außerdem hot der Wrhetiocher ia berelis durch 
rn Glenerabzeg den Umfang der ſeuenpflichtigen Bezſge der 
„ons behörde erkenntlich gemacht. Wozu alſo nach dieſe grose 
K ing? In der heutigen Zeit der Torfſe wied es vollauf 
„ wenn der Arbeitgeber eine generelle Auskunft 
unter Reifügung des Tarifes für ſeine ſämtlichen Arbeit⸗ 
nehmer g gibt und die Elnzelangoben ſich allenfalls auf die 
außerhoth des Tarifs ſtehenden Perſonen beſchränken. Damit iſt 
den Erſorderniſſen der Steuerbehörde ebenſo gut Genüge getan. 


a 


ent: 


Nachtrag. Inzwiſchen haben beim Landesfinanzamt 
Berlin Verhandlungen ſtattgefunden mit dem Ergebnis, daß dort 
die Friſt allgemein bis 31. März 1921 und für größere Betriebe 
bis 15. April 1921 erſtreckt worden iſt. Gleichzeitig wurde feſt⸗ 
geſtellt, daß für den Arbeitgeber lediglich eine Verpflichtung 
beſteht, die folgenden vier Rubriken auszufüllen. 

a) Zu: und Vorname, 

p) Stand oder Beſchäftigungsart. 

e) Wohnort und Wohnung, 

d) das Geſamtarbeitseinkommen (in bar oder Sachbezügen) 
ohne geſetzlichen Steuerabzug (Frage 6 des vom Landes⸗ 
finanzamt Berlin herausgegebenen Formulars). 

4) Vgl. z. B. Dr. Felix Pinner im Berl. Tageblatt Nr. 99 vom 
1. März 1921. l 5 


* 


— 313 — 


Alle ſonſtigen Spezialfragen, insbeſondere 
nach Sachbezügen, Penſionen, Kaſſenbeiträgen, Dienſtaufwands⸗ 
geldern, Unterſtützungen, Geburtsdatum des Arbeitnehmers, 
Finanzamt des Arbeitnehmers, letztem Veranlagungsort und 
letzter Steuernummer des Arbeitnehmers, Liſten⸗ oder Marken⸗ 
ſyſtem beim Steuerabzug brauchen nicht ausgefüllt 
werden, auch wenn ihre Ausfüllung erwünſcht erſcheint. 
Jedenfalls hat der Arbeitgeber ſeine Pflicht nach der beſtimmten 
Erklärung des Landesfinanzamtes erfüllt, wenn er die vor⸗ 
genannten vier Fragen beantwortet. Die Stellungnahme des 
Endesfinanzamts Berlin entſpricht allein dem § 40 des Geſetzes 
und muß daher auch entſprechend in den anderen Landesfinanz⸗ 
amtsbezirken gelten. 


Steuerfreie Erneuerungsfonds. 


Die Regierungsparteien haben im Elften Ausſchuß (Steuer⸗ 
ausſchuß) des Reichstages den Antrag eingebracht, im $ 13 
hinter Nr. 1b des Einkommenſteuergeſetzes einen Zuſatz vorzu⸗ 
nehmen, wonach vom ſteuerpflichtigen Einkommen abzugs⸗ 
fähig ſind: 

„den Verhältniſſen entſprechende Rücklagen zur Beſtreitung 

der Mehrkoſten (über den dauernden gemeinen Wert) 

der Erſatzbeſchaffung eines unter Nr. 1b genannten, einem 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betriebe dienenden Gegen⸗ 
ſtandes. Sofern zur Deckung der Mehrkoſten von Erſatz⸗ 
beſchaffungen zu dieſem Zwecke gebildete Rücklagen nicht zur 

Verfügung ſtehen, können dieſe Mehrkoſten als Werbungs⸗ 

koſten in Abzug gebracht werden. Der Reichsminiſter der 

Finanzen gibt Richtlinien zur Ausführung dieſer Vor⸗ 

ſchriften.“ 

Zur Begründung wird ausgeführt: 

„Der Reichsfinanzhof hat bereits verſchiedene Urteile“) gefällt, 
welche der wirtſchaftlichen Notwendigkeit in bezug auf Erja $- 
beſchaffungen in gewiſſer Richtung Rechnung tragen. Es 
erſcheint aber notwendig, die Verhältniſſe durch geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen zweifelsfrei zu klären und Vorſchriften in das Einkom⸗ 
menſteuergeſetz aufzunehmen, wodurch landwirtſchaftlichen und 
gewerblichen Betrieben ermöglicht wird, einerſeits ſich recht⸗ 
zeitig Rücklagen zu ſchaffen, um die dem⸗ 
nächſtigen Mehrkoſten der Erſatzbeſchaffungen 
beſtreiten zu können, andererſeits aber auch zuzulaſſen, 
daß, wenn ſolche Rücklagen zur Vejtreitung dieſer Mehrkoſten 
nicht oder noch nicht zur Verfügung ſtehen, die Mehrkoſten als 
Werbungskoſten abgeſetzt werden dürfen. Die auf dieſe Weiſe 
gebildeten Rücklagen ſollen nicht dazu verwendet werden, erſt⸗ 
malige Neuanſchaffungen zu beſtreiten. Sie ſind vielmehr eine 
Vorwegnahme von Abſchreibungen auf überteuerungs⸗ 
koſten für Erneuerungen bzw. Erſatzbeſchaffungen, um die 
Mittel für dieſe Erneuerungen bzw. Erſatzbeſchaffungen, ſoweit 
e den dauernden gemeinen Wert hinausgehen, bereit zu 

ellen. 


Der Steuerausſchuß hat den Antrag in ſeiner Sitzung vom 
9. März 1921 angenommen. Es muß erwartet werden, daß auch 
das Plenum dieſen, den Intereſſen der Induſtrie und der Land⸗ 
wirtſchaft dienenden berechtigten Forderungen durch Annahme 
des Antrages entſprechen und dadurch die bisherige Nechts- 
unſicherheit beſeitigen wird. 


Die Grenzen der kommunalen Steuerhoheit 
nach Reichs⸗ und Landesrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wie luner, Berlin. 


Die ſtändig wachſenden Ausgaben und der übergang der 
Einkommenbeſteuerung auf das Reich zwingen die Ge⸗ 
meinden, den notwendigen Geldbedarf durch Nutzbarmachung 
aller möglichen neuen und den Rückgriff auf alte, bis⸗ 
her beiſeite geſtellte Steuerquellen aufzubringen. Dies 


*) Siehe Februarnummer, Seite 286. 


ü Die Mehrkoſten der Erneuerungen bzw. Erſatzbeſchaßj⸗ 
fungen fin? afp zunächſt aus dieſen Rücklagen zu beſtreiten.“ 


hat die RNeichsſteuergeſetzgebung, als fie den Ländern 
und Gemeinden die Beſteuerung des Einkommens im 
Weſentlichen entzog, vorgeſehen und im Landesſteuergeſetz vom 
30. März 1920 ihnen ausdrücklich die eigentlich ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Befugnis erteilt, Steuern nach Landesrecht zu erheben, ſo⸗ 
weit nicht die Reichsverfaſſung und die gemäß der Reichsver⸗ 
faſſung erlaſſenen reichsrechtlichen Vorſchriften entgegenſtehen. 
In dem Beſtreben, die täglich mehr und mehr anwachſende Ebbe 
des Stadtſäckels zu verringern, haben indeſſen viele Stadtver⸗ 
waltungen, unterſtützt von der Mehrheit in den Stadtparla⸗ 
menten, verſucht, über die Grenzen der ihnen belaſſenen Steuer⸗ 
hoheit hinaus, Steuerordnungen zu erlaſſen, die größtenteils 
allerdings die erforderliche Beſtätigung noch nicht gefunden 
haben. Man wird annehmen können, daß die Aufſichtsbehörde 
ſolchen Steuerordnungen die Genehmigung verſagt, die offenſicht⸗ 
lich poſitive Vorſchriften des betreffenden Landesrechts oder des 
Reichstechts verletzen. Bei einer Reihe von Ste uerprojekten ſind 
aber Zweifel über die zuläſſigen Grenzen aufgetaucht, deren Be⸗ 
rechtigung im folgenden wenigſtens an einigen der markanteſten 
Beiſpiele unterſucht werden ſoll, die im Brennpunkt des allge⸗ 
meinen Intereſſes ſtehen. 

Da iſt zunächſt in einer Reihe preußiſcher Gemeinden die ſo⸗ 
genannte Wohnungsluxusſteuer, die dem Inhaber 
größerer Wohnungen je nach der Zahl der Zimmer und ihrer Be⸗ 
legung unter Freilaſſung einer Mindeſtgrenze eine nach der Zahl 
der Zimmer geſtaffelte Steuer auferlegt. Mit Rückſicht auf S 23 
Abſ. 3 des preußiſchen Kommunglabgabengeſetzes, der ohne Ein⸗ 
ſchränkung die Neueinführung von Miet⸗ und Wohnunagsſteuern 
verbietet, und unter Bezugnahme auf den ſchon angezogenen 8 1 
des Reichslandesſteuergeſetzes hat kürzlich der Provinzialrat der 
Rheinprovinz mehreren Ordnungen für die Erhebung einer 
Wohnungsluxusſteuer die Genehmigung verſagt (vgl. Deutſche 
Steuer⸗Zeitung 1920 Nr. 9 S. 241). Die vom Provinzialrat hier⸗ 
für angegebene Begründung muß als zutreffend erachtet werden. 
Dieſe Auffaſſung wird von Profeſſor Dr. Heilfron in Nummer 11 
dieſer Zeitſchrift S. 287 nachdrücklichſt unterſtützt. Zu Unrecht 
berufen ſich ihre Gegner darauf, daß es ſich bei der fraglichen 
Steuer um keine Wohnungsſteuer, ſondern um eine Beſteuerung 
des Luxus handelt, die nicht unter das Verbot des § 23 KAG, 
falle. Die Bezeichnung, welche der Steuer gegeben wird, iſt ohne 
Bedeutung für die Beurteilung, welcher Gattung ſie zuzuzählen 
iſt. Es kommt lediglich auf ihre wirkliche Struktur an. Was 
unter Miets⸗ und Wohnungsſteuern zu verſtehen iſt, hat das 
Geſetz allerdings nicht geſagt. Ebenſowenig findet ſich in den 
Kommentaren etwas Genaues darüber. Man iſt alſo bei Prü⸗ 
fung der Frage darauf angewieſen, die wirtſchaftliche Natur dieſer 
Steuer und die Stellung zu unterſuchen, die ſie im Geſetze ge⸗ 
funden hat. Wagner (Finanzwiſſenſchaft, 2. Aufl., Teil II, 
S. 235) rechnet ſie zu den Aufwandſteuern, das ſind ſolche 
Steuern, die ſich, entgegen der Einkommenſteuer, nicht an den 
Erwerb, ſondern an die Verwendung des Einkommens für 
Zwecke der Bedürfnisbefriedigung knüpfen (vgl. Nöll⸗Freund, 
Kommunalabgabengeſetz, Anm. 4 zu 8 23). Es gehören allerdings 
nach Wagner (a. a. O. S. 235) ebenſowohl wie die Miet⸗ und 
Wohnungsſteuer auch die Luxusſteuern zu den Aufwandſteuern 
in dieſem Sinne. Als ſolche Luxusſteuern werden u. a. Wagens, 
Schmud- und Bedientenſteuern angeführt. Eine Steuer wie die 
Wohnungsluxusſteuer mag lediglich beſtimmt ſein, den Luxus- 
aufwand beim Halten von Wohnungen zu treffen; das ſteuerliche 
Kriterium iſt trotzdem in erſter Linie der Umſtand des Inne⸗ 
habens einer Wohnung. Wenn der Tatbeſtand der Steuer noch 
an die weitere Bedingung geknüpft wird, daß nicht ſchlechtgin 
jeder Wohnungsinhaber, ſondern nur derjenige ſteuerpflichtig if, 
der einen gewiſſen Luxus bei der Benutzung einer Wohnung ent⸗ 
faltet, ſo wird dadurch der Steuer ſcheinbar ein dem Begriff der 
Wohnungsſteuer nicht notwendig innewohnendes Element hinzu⸗ 
gefügt, ihre wirtſchaftliche und rechtliche Grundlage aber nicht 
verändert. Das Geſetz verbietet ausdrücklich die Beſteuerung des 


Wohnungsaufwandes ſchlechthin, ohne einen Unterſchied zwiſchen 


notwendigem und luxuriöſem Aufwande zu machen. Es iſt be: 
grifflich ſehr wohl möglich, die Wohnungsſteuer, wie es bei der 
Wohnungsluxusſteuer geſchieht, nach der Höhe des Aufwandee 
zu differenzieren und die Steuer erſt dort beginnen zu laſſen 


wo der Aufwand die Grenze der Notwendigkeit überſchreitet. 
Dafür, daß eine Staffelung bei der Erhebung der Wohnungs⸗ 
ſteuer ohne Veränderung ihrer Natur erfolgen kann, ſpricht auch 
der Umſtand, daß der Entwurf zum Kommunalabgabengeſetz da⸗ 
von ausging, daß die Gemeinden die Möglichkeit haben ſollten, 
Wohnungs⸗ und Mietſteuern als Erſatz für die Einkommenſteuern 
einzuführen, eine Abſicht, welche die Zuſtimmung des Landtages 
nicht erhalten hat (vgl. Nöll⸗Freund a. a. O. Anm. 4 zu § 23). 
Es muß danach dabei verbleiben, daß auch die Wohnungsluxus⸗ 
ſteuer als Wohnungsſteuer im Sinne des § 23 anzuſehen und da⸗ 
mit nach geltendem Landesrecht verboten iſt. 

Anders liegt es bei der ſogen. Hotelwohnſteuer, in 
manchen Gemeinden auch Fremdenbeherbergungsſteuer genannt. 
Welchen Namen die Steuer erhält, iſt auch hier natürlich uner⸗ 
heblich. Sie wird nicht zur Wohnungsſteuer, weil ſie dieſen 
Namen trägt, ebenſowenig wie die Wohnungsluxusſteuer trotz 
der Einführung des Luxusbegriffes aufhört, eine echte Woh⸗ 
nungsſteuer zu ſein. Die Hotelwohnſteuer will freilich auch das 
Wohnen, und zwar bei vorübergehendem Aufenthalt, beſteuern 


und könnte. aus dem Grunde als Mietſteuer angeſehen werden, 


weil der die Steuerpflicht begründende Vorgang der Abſchluß 
eines Mietsvertrages über ein oder mehrere Zimmer in Hotels, 
Gaſthöfen, Wirtſchaften und Penſionen an Perſonen auf vor⸗ 
übergehende Zeit iſt. 

Im Gerenfag zu den Miet⸗ und Wohnungsſteuern, die als 
wirkliche Aufwandsſteuern im Sinne des Abſatz 2 des & 23 
KAG. den tatſächlichen Aufwand erfaſſen, alſo die Steuer dem 
Wohnungsinhaber oder Mieter auferlegen, trifft die Hotelwohn⸗ 
ſteuer denjenigen, der gewerbsmäßig Zimmer uſw. als Hotelier, 
Gaſtwirt oder Penſionsinhaber vermietet. Der Umſtand, daß 
der Gewerbetreibende die Steuer naturgemäß auf ſeine Vertrags⸗ 
gegner abwälzen wird, kennzeichnet dieſe Steuer als eine indirekte, 
während die Miet⸗ und Wohnungsſteuern ebenſo wie die anderen 
in den §8 20 ff. aufgeführten Grund», Gewerbe⸗ und Einkommen⸗ 
ſteuern unter die direkten Steuern gezählt werden (vgl. Nöll⸗ 
Freund a. a. O. Anm. 56 zu § 1). Aus dieſem Grunde iſt ſie auch 
nicht als Gewerbeſteuer anzuſehen, ſondern den Umſatzſteuern 
zuzurechnen, wie dies auch das Bayeriſche Oberſte Landesgericht 
in einem Urteil vom 23. Oktober 1920 tut“). 


Freilich iſt die Rechtswirkſamkeit der Hotelwohnſteuer, wenn 
ihr auch das Kommunalabaabengeſetz nicht entgegenſteht, aus 
einem anderen Grunde beſtritten. Sie widerſpricht nämlich dem 
8 44 des Umſatzſteuergeſetzes. Dieſer ſchließt das Steuerrecht der 
Länder und Gemeinden für das Gebiet des Warenumſatzes aus, 
ohne die in 8 1 Abſ. 1 des Umſatzſteuergefetzes gemachte Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen „Leiſtungen“ einerſeits und „(Waren) Liefe⸗ 
rungen“ andererſeits zu berühren. Das oben angeführte Urteil 
folgert aus dem Umſtande. daß in § 44 nur vom Waren⸗ 
umſatz die Rede iſt, daß die Vermietung von Hotels und 


Penſtonszimmern, die eine „Leiſtung“ im Sinne des 8 1 dar⸗ 


ſtellt, einer Beſteuerung durch die Länder und Gemeinden unter⸗ 
worfen werden könne, weil der Geſetzgeber darauf verzichtet 
habe, ihnen die Erhebung von Abgaben aus Leiſtunden“ zu ver⸗ 
bieten, während dies für „Lieferungen“ geſchehen ſei. Für die 
hier vertretene Auffaſſung ſpricht gegen die Anſicht des 


Banriſchen Obergerichts, daß die Materialien zu dem Geſetze die 


Abſicht erkennen laſſen, den Ländern und Gemeinden zu vers 
wehren, nochmals die Gegenſtände mit einer beſonderen Steuer 
zu belegen. die bereits das Umſatzſteuergeſetz erfaßt hat. Daß 


man ſchließlich im Geſetzesterxt nur den Warenumſatz erwähnt hat, 


weil man an die Beſteuerung der Leiſtungen nicht dachte. ift eine 


bei der Abfaſſung von Ge ſetzen ſchon früher nicht ungewöhnliche 
Erſcheinung. Gegen eine einengende und für eine extenſive Inter⸗ 
pretation ſpricht um ſo mehr die heutige Art der Geſetzgebungs⸗ 
fabrikation im Maſſenbetriebe. Dazu kommt noch. daß 8 8 Aßſ. 2 


des Landesſteuergeſetzes verbietet, eine Steuer, die das Reich für 


ſich in Anſpruch genommen hat, in gleicher Art durch Länder oder 


„) Vgl. Dr. Wieluner „Die Rechtsgültigkeit der Hotelwohnſteuer 
nach dem preußiſchen Kommunalabgabengeſetz“ in Jahrgang 1921 Nr. 2 
der nlcrict des Internationalen Hotelbeſitzer⸗Vereins „Das 
Antel”, 
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Gemeinden zu erheben, ſofern die Reichsgeſetzgebung nicht eine 
Ausnahme geſtattet. 

Aus dem Schweigen des 8 44 über das Umſatzſteuerverbot 
bei Leiſtungen eine derartige Ausnahme herauszuleſen, wie es 
das Bayriſche Oberlandesgericht tut, widerſpricht dem Sinne des 
Geſetzes und muß deshalb abgelehnt werden. 

Auch der in Sachſen unternommene Verſuch einiger Städte, 
ſowie der Plan des ſächſiſchen Staates, die freien Berufe“ 
einer Gewerbeſteuer zu unterwerfen, iſt als eine Umgehung des 
§ 8 des Reichslandesſteuergeſetzes anzuſehen, denn dies würde 
auf eine doppelte Beſteuerung des Einkommens der Angehörigen 
der liberalen Berufe, der Arzte, Anwälte, Architekten, 
Ingenieure, Schriftſteller uſw. hinauslaufen, die nach der wieder⸗ 
holt ausgeſprochenen Anſicht des Reichsgerichts kein Gewerbe im 
rechtlichen und damit auch ſteuertechniſchen Sinne betreiben, und 
die kein Betriebsvermögen benötigen, das die Grundlage für die 
gewerbliche Beſteuerung bildet. 

Das Verbot des 8 8 des Landesſteuergeſetzes wird auch vor⸗ 
ausſichtlich den von der Regierung gemachten zunächſt geſcheiterten 
Verſuch unwirkſam machen, durch den Landtag den § 23 Abſ. 3 
KA. aufzuheben und damit die gegen die Wohnungsluxus⸗ 
und Fremdenbeherbergungsſteuer erhobenen Bedenken zu be⸗ 
ſeitigen. 

Das Reich plant eine Reichsmietſteuer, die in irgend einer 
Form ſicherlich Geſetz werden wird. Das Geſetz betr. die vor⸗ 
läufige Förderung des Wohnungsbaues vom 3. Februar 1920 
hat, wie ſchon der Name beſagt. nur proviſoriſchen Charakter. 
Es beſeitigt übrigens meines Dafürhaltens nicht, wie Heilfron 
a. a. O. S. 288 anzunehmen ſcheint. den Grundſatz des § 23 
Abſ. 3 preuß. Kommunalabgabengeſetzes völlig, ſondern es hebt 
ihn nur für den beſonderen vom Geſetze beſtimmten Fall auf. 
Danach find zwar kommunale Zuſchläge zu der neuen Grundſtück⸗ 
abgabe, nicht aber etwa daneben noch Wohnunasſteuern, wie die 
Berliner Wohnungsluxusſteuerverordnung. zuläſſig. Das Verbot 
der Doppelbeſteuerung wird man auch hier, wiederum im Intereſſe 
der Klarheit auf ſteuerrechtlichem Gebiete, nicht zu eng auslegen 
dürfen und man wird der Auffaſſung fein miilfen, daß die Inan⸗ 
ſpruchnahme eines ſteuerlichen Objektes unbeſchadet der Form 
durch das Reich genügt, um es der Steuerhoheit der Länder bzw. 
Gemeinden zu entziehen, fo daß nicht etwa das Reich eine Miet⸗ 
und die Gemeinden gleichzeitig eine Wohnungsſteuer würden 
erheben können. 

Zum Schluſſe ſei noch die Frage erörtert, ob die Zuläſſiakeit 
einer Kommunalſteuer im Rahmen der Landes⸗ und Reichsageſetze 
durch die ordentlichen bzw. Verwaltungsgerichte nachgeprüft 
werden kann. Man wird auch dies im Gegenſatz zu dem mehrfach 
ermähnten Urteil des Bayriſchen Obergerichts bejahen müſſen. 
§ 5 des Landesſteuergeſetzes ſchreibt zwar nor. daß neue Steuer⸗ 
verordnungen der Gemeinden von den zuſtändigen Landes⸗ 
behörden dem Reichsfinanzminiſter mitzuteilen find. der binnen 
einem Monat Einſpruch erheben kann, wenn die Steuern mit 
dom Reichsrecht nicht vereinbar find. oder wenn eine Schädioung 
der Reichsſteuereinnahmen oder ſonſtige Intereſſen der Reichs⸗ 
finanzen zu beſorgen iſt. Bei Meinunasverſchiedenheften über 
die Rechtsfrage, ſteht die endgültige Entſcheidung beim Roichs⸗ 
finanzhofe. (8 6 Landesſteuergeſetzes.) Es iſt aus dieſen Beſtim⸗ 
mungen m. €. keineswegs zu folgern. daß damit die Nach⸗ 
prüfung der Vereinbarkeit der landesrechtlich zuſäſſigen Steuer⸗ 
beſtimmung mit dem Reichsrecht lediglich in die Hand der Ver⸗ 
waltungsbehörde aelfert werden ſollte. Vielmehr beſteht nach 
wie vor neben dieſer Möglichkeit das Recht jedes Staatsbürgers, 
durch Anrufung der Gerichte die Grenzen feſtſtellen zu laſſen. in 
denen die Behörden von der ihnen durch die Legislative über⸗ 
tragenen Gewalt Gebrauch machen dürfen. 7 

Nur wenn dieſes Recht unbeſchränkt bleibt. wird durch Hand⸗ 
in⸗Hand⸗arbeiten von Wiſſenſchaft und Praxis ein Ausbau der 
umfangreichen Steuergeſetzoebung und eine den Zwecken des 
Reiches und der Länder dienliche Anwendung dieſer Geſetze wirk⸗ 
ſam erfolgen können. 


Steuerliche Folgen bei Fuſionen 
und Liquidationen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Carl Auguſt Pauly, Hamburg. 


Die bei einer Fuſion zu bedenkenden ſteuerlichen Konſe⸗ 
quenzen find nach den geltenden Steuergeſetzen nicht nur kompli⸗ 
ziert, ſondern auch unklar. 

Zu beachten find vor allem §§ 17, 33 des Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes, nach welchen, ebenſo wie bei Liquidationen, bei 
Fuſionen zur Berechnung der Körperſchaftsſteuer dem letzten 
ſteuerpflichtigen Betriebsergebniſſe der Betrag hinzuzurechnen iſt, 
um den die den Aktionären der fuſionierten Geſellſchaft gewährte 
Gegenleiſtung das bei der Veranlagung zum Reichsnotopfer feſt⸗ 
geſtellte Vermögen der fuſionierten Geſellſchaft überſteigt. In⸗ 
ſoweit von dieſem Betrage ſchon Körperſchafts- oder Einkommen⸗ 
ſteuer erhoben iſt, oder er nicht aus ſteuerfreien Vermögens⸗ 
zugängen ſtammt, z. B. aus Veräußerungsgewinnen bei Verkauf 
alten Grundbeſitzes, ſoll dieſe Verſteuerung eines fingierten 
Liquidationsgewinnes jedoch nicht Platz greifen. 

Dieſe den Steuergeſetzen der einzelnen deutſchen Bundes⸗ 


ſtaaten bisher fremde Beſtimmung iſt in das Reichs⸗Einkommen⸗ 


ſteuergeſetz aus dem Hamburgiſchen Einkommenſteuergeſetz über⸗ 
nommen, welches ein niederländiſch-indiſches Vorbild bei der 
Reviſion im Jahre 1914 übernahm. Im Hamburgiſchen Einkom⸗ 
menſteuergeſetz war der Fall von Fuſionen aber nicht ausdrücklich 
geregelt, ſondern nur der von Liquidationen; gleichwohl wurde 
aber die Beſtimmung, ohne daß eine Anfechtung durch die Be— 
teiligten erfolgte, in der Praxis auf Fuſionen ausgedehnt. 

Für den Fall der Liquidation iſt die ſteuerliche Rege⸗ 
lung ziemlich klar. Der zur Verteilung kommende Liquidations⸗ 
erlös wird, inſoweit er das beim Reichsnotopfer feſtgeſtellte 
ſteuerbare Vermögen überſteigt, alſo insbeſondere inſoweit er aus 
während der Liquidation erzielten Gewinnen und bei der Liqui⸗ 
dation realiſierten, noch nicht verſteuerten ſtillen Reſerven beſteht, 
einer Körperſchaftsſteuer von 10% und einem Zuſchlag. zur 
Körperſchaftsſteuer bis zu-weiteren 10%, alſo im allgemeinen 
einer Körperſchaftsſteuer von 20% unterworfen. Von den nach 
Abzug dieſer Steuern den einzelnen Aktionären zugewandten 
Beträgen würde ferner, inſoweit dieſe nicht eine Rückzahlung des 
Stammkapitals darſtellen, vielmehr Liquidationsgewinne find. die 
10 prozentige Kapitalertragsſteuer von der liquidierenden Geſell⸗ 
ſchaft in Abzug zu bringen und dem zuſtändigen Finanzamt zu⸗ 
zuführen ſein, ſo daß eine ſukzeſſive Vorwegbeſteuerung von 3 mal 
10% vom Liquidationsgewinne Platz greift. Inſoweit der ver⸗ 
teilte Liquidationserlös den beim Reichsnotopfer feſtgeſtellten 
Wert der Aktien bzw. den Anſchaffungspreis derſelben ſeitens des 
Aktionärs überſteigt, würde er ferner, im Gegenſatz zur bisherigen 
preußiſchen Praxis. m. E. nach 8 8 Abſ. 2 ſteuerpflichtiges Ein⸗ 
kommen des einzelnen Aktionärs ſein. 

Im Falle der Fuſion (8 304306 96%.) findet keine 
Ausſchüttung eines Liquidationserlöſes an die Aktionäre der 
fuſionierten Geſellſchaft ſtatt, vielmehr werden dieſen junge Aktien 
der übernehmenden Geſellſchaft, welche ihre Stammkapital ent⸗ 
ſprechend erhöht hat, durch Umtauſch gegen die alten Aktien der 
fuſionierten Geſellſchaft zugewendet. Die Gegenleiſtung, welche 
den Aktionären der fuſionierten Geſellſchaft gewährt wird, iſt 
entſprechend der bisherigen hamburgiſchen Praxis nach dem Kurs⸗ 
wert der ihren Aktionären im Umtauſch gewährten Aktien der 
übernehmenden Geſellſchaft zu berechnen. Betrug das Stamm⸗ 
kapital der alten, zu übernehmenden Geſellſchaft 500 00% A und 
hat ſie offene, verſteuerte Reſerven im Betrage von ebenfalls 
500 000 A, To daß ihr beim Reichsnotopfer beittagspflichtiges 
Vermögen daher 1 Million Mark war, und wird für jede Aktie 
der Aktionäre der untergehenden Geſellſchaft eine Aktie der über⸗ 
nehmenden Geſellſchaft in Umtauſch gewährt, deren Kurs zur Zeit 
der Fuſion 400% beträgt. dann werden insgeſamt den Aktionären 
der untergehenden Geſellſchaft Werte im Betrage von 2 Millionen 
Mark als Gegenleiſtung für in der Bilanz der alten Ge sellſchaft 
ausgewieſenes Stammkapital von 500 000 „ zuzügl. der offenen 
Reſerven von 500 000 M — insgeſ. 1 Million Mark gewährt. Ein 
ſteuerlich zu fingierender Liquidationsgewinn von 1 Million Mark 
liegt dann vor. Dieſer würde der 10 prozentigen Körperſchafts⸗ 
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ſteuer unterliegen. M. E. würde ein Zuſchlag von eventuell 
10% zur Körperſchaftsſteuer aber nicht in Betracht kommen, weil 
eine Verteilung eines Liquidationsgewinnes unter die Aktionäre 
der fuſionierten Geſellſchaft nicht ſtattfindet. Der während der 
Liquidation erzielte Gewinn, ſowie die nicht realiſierten, ſtillen 
Reſerven gehen vielmehr in das Vermögen der übernehmenden 
Geſellſchaft über und würden erſt dann zur Verteilung kommen 
und daher dem Zuſchlag der Körperſchaftsſteuer unterliegen, wenn 
die übernehmende Geſellſchaft liquidieren ſollte. Aus dem 
gleichen Grunde kann in dieſem Falle m. E. keine Kapitalertrags⸗ 
ſteuer in Frage kommen. — Ich halte es ebenfalls für ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Aktionäre der fuſionierten Geſellſchaft wegen der 
Differenz des Wertes ihrer Aktien bei der Reichsnotopferveranla⸗ 
gung und des Wertes der Aktien der übernehmenden Geſellſchaft 
zur Einkommenſteuer herangezogen werden. In Betracht kommen 
könnte nur § 11 Ziff. 5 des Einkommenſteuergeſetzes, nach welchem 
als ſteuerpflichtiges Einkommen auch die durch einzelne Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfte erzielten Gewinne zu gelten haben. Ein Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft liegt aber m. E. auf Seiten der alten Aktionäre 
nicht vor. Bei einer Fuſion wird nicht das in der Aktie aus⸗ 
gedrückte Anteilsrecht eines Geſellſchafters der fuſionierten Geſell⸗ 
ſchaft eingetauſcht gegen ein Anteilsrecht an einem anderen 
Unternehmen, ſondern es findet vielmehr eine Veräußerung des 
geſamten Vermögens der alten Geſellſchaft an die übernehmende 
Geſellſchaft ſtatt. Dieſe Transaktion ſpielt ſich ferner nicht ab 
zwiſchen Aktionären der einen und Aktionären der 
anderen Geſellſchaft, ſondern erfolgt zwiſchen der alten 
und der deren geſamtes Vermögen übernehmenden Ge: 
ſellſchaft durch den Fuſionsvertrag. Hierdurch er⸗ 
fährt das Recht des Aktionärs der fuſtonierten Geſell⸗ 
ſchaft, ohne daß eine Veräußerung dieſes Rechts ſtattfindet, 
eine Wertſteigerung oder Wertverringerung. Dieſe iſt beim 
Nichtkaufmann, welcher ſeine Aktien nicht in der kaufmänniſchen 
Bilanz zu bewerten hat, aber erſt dann bei der Einkommenſteuer⸗ 
berechnung zu berückſichtigen, wenn die im Umtauſch gegen die alte 
Aktie erhaltene junge Aktie, durch die das alte Recht in neuer 
Form verbrieft wird, zur Veräußerung kommt. Aus dem ſich 
bei der Veräußerung der Aktie der übernehmenden Geſellſchaft 
ergebenden Erlös, verglichen mit dem Wert der alten Aktie bei 
der Reichsnotopferveranlagung bzw. mit deren Anſchaffungspreis, 
falls ſie ſpäter erworben iſt, iſt dann feſtzuſtellen, inwieweit ein 
bei der Einkommensbeſteuerung zu berückſichtigender Veräuße⸗ 
rungsverluſt bzw. Veräußerungsgewinn vorliegt. Da der Kauf⸗ 
mann nach dem geltenden Einkommenſteuergeſetz (8 33 Abſatz 2 
ESt.) in feiner Bilanz Effekten zum Kurſe des Abſchlußtages 
der Bilanz u. E. einſtellen muß, wäre er verpflichtet. die im 
| Umtaujch erhaltenen jungen Aktien der übernehmenden Geſell⸗ 
ſchaft zu dem am Abſchlußtage geltenden Kurſe zu bewerten und 
würde daher, inſoweit dieſer den Kurswert der eingetauſchten 
alten Aktien in der letzten Bilanz überſteigt oder verringert, 
dieſes ſteuerlich berückſichtigen müſſen. Denn im Gegenſatz zum 
Nichtkaufmann ſind bei ihm auch nichtrealiſierte Wertſteigerungen 
und Wertverringerungen zu beachten, wenn, wie hier, keine Ver⸗ 
äußerung von Vermögensteilen, ſondern i 


nur eine Vermögens: 
‚ummwandlung, eine Transformierung durch den Umtauſch der 
alten Aktien in die jungen Aktien der neuen Geſellſchaft ſtatt⸗ 
gefunden hat. — Auch der bekannte Steuerſchriftſteller Dr. Roſen⸗ 
dorff hält Fuſionsgewinne der Aktionäre, weil keine Veräußerung, 
ſondern nur eine Entäußerung der alten Aktien ſtattgefunden 
habe, für einkommenſteuerfrei. (Körperſchaftsſteuergeſetz S. 128.) 
Gleicher Meinung iſt Rechtsanwalt Dr. Koppe, weil nur eine 
Vermögensumwandlung, aber keine einen Erlös zeitigende Ver⸗ 
äußerung in Betracht komme (Otſche. Steuer⸗Ztg. 1920 S. 250). 
In der Literatur hat außer den Genannten meines Wiſſens kein 
namhafter Schriftſteller ſich zur Frage der Einkommenſteuer⸗ 
pflicht von ſogen. Fuſionsgewinnen der Aktionäre geäußert. 
Ich muß aber darauf hinweiſen, daß der Reichsfinanzminiſter den 
Finanzbehörden eine Anweiſung gegeben haben ſoll, dieſe Fuſtons⸗ 
gewinne der Aktionäre zur Einkommenſteuer heranzuziehen, 
indem er annimmt, daß es ſich bei dem Umtauſch der alten in“ 
jungen Aktien der übernehmenden Geſellſchaft um de 

[Gewinne aus Tauſchgeſchäften handele. Dieſer € 

aber, wie dargelegt, rechtsirrig. 


Die Bewertung von Valutaforderungen 
und Valutaſchulden für das Reichsnotopfer. 


Von Regierungsrat Dr. Leſſin, Berlin. 


Nach den „Grundſätzen für die Wertermittlung nach dem 
Reichs notopfergeſetz“ vom 4. September 1920 gelten grundſätzlich 
für die Bewertung von Forderungen und Schulden an auslän⸗ 
diſche Staaten und ihre Staatsangehörigen die allgemeinen 
Grundſätze des § 143 Reichsabgabenordnung. Es find alſo dieſe 


Forderungen und Schulden für das Notopfer mit dem Nennwert 


anzuſetzen, ſofern nicht beſondere Umſtände einen höheren oder 
geringeren Wert begründen. Der Nennwert der fremden Valuta 
iſt alsdann unter Zugrundelegung des Kurſes vom 31. Dezember 


1919 in Reichswährung umzurechnen. Dies gilt jedoch nur für ſolche 
ehemals feindliche Staaten, die nicht an dem Ausgleichsverfahren 5 


auf Grund des Artikes 296 des Friedensvertrages beteiligt ſind 
(3. B. die Vereinigten Staaten von Nordamerika) und für die neu⸗ 
tralen Staaten. 

Beſondere Bewertungsvorſchriften ſind dagegen für die im Aus⸗ 
gleichsbeſteuerungsgefetz vom 12. Juni 1920 (RG Bl. S. 1195) 
angeführten Valutaforderungen und Valutaverbindlichkeiten ge⸗ 
geben. Dieſes Geſetz gibt Wertermittlungsvorſchriften für Forde⸗ 
rungen und Schulden, welche 

a) in den SS 9, 44 des Reichsausgleichsgeſetzes vom 24. April 
1920 (RG Bl. S. 597) und 
b) in § 8 des Geſetzes über Enteignungen und Entſchädigungen 


den alliierten und aſſoziierten Mächten vom 31. Auguſt 1919 
MEET. S. 1527) 
bezeichnet ſind. 


gegangen. Der Friedensvertrag beſtimmt in Artikel 2971: 
„Deutſchland verpflichtet fich, ſeine Angehörigen wegen der Liqui⸗ 
dation oder Einbehaltung ihrer Güter, Rechte und Intereſſen in 
den alliierten und aſſoziierten Ländern zu entſchädigen.“ Dem⸗ 
gemäß hat Deutſchland in den 88 8, 6 und 7 des genannten Ge⸗ 


ordnet, für deren Bemeſſung die Liquidationsrichtlinien vom 
26. Mai 1920 (RG Bl. S 1101) Maß geben. Da die endgültige 
Regelung der Kriegsentſchadigungen jedoch längere Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmen wird, beſtimmt das Reichsnotopfergeſetz in 8 22 
Abſ. 2. daß dieſe Entſchädigungen erſt nach Feſtſtellung ihrer 
Höhe dem notopferpflichtigen Vermögen hinzugerechnet werden. 
Soweit die Entſchädigungsanſprüche am 31. Dezember 1919 noch 
nicht feſtgeſtellt waren. werden ſie daher bei der Veranlagung des 
Notopfers vorläufig nicht berückſichtigt, und es erfolgt nach 
ihrer endgültigen Feſtſtellung eine Neuneranlagung. Dieſe Fälle, 
in denen eine nachträgliche Erhebung der Steuer in Frage kommt, 
worden zur Kontrolle von den Finanzämtern in eine beſondere 
Überwachungsliſte eingetragen. 

Dagegen ſind die unter a) bezeichneten Valutaforderungen 
und Valutaſchulden für das Reichsnotopfer ſofort zu bewerten, 
gleichgültig, ob ſie bereits durch das Reichsausgleichsamt feſt⸗ 
geſtellt ſind oder nicht. Auf Grund der SS 9, 44 des Reichsaus⸗ 
gleichsgeſetzes in Verbindung mit den Artikeln 296 und 72 des 
Friedensvertrages kommen folgende Geld⸗Forderungen und 


Schulden Deutſcher insbeſondere in Betracht: 


N 


1. vor dem Kriege fällig gewordene Forderungen und 
Schulden an feindliche Schuldner und Gläubiger, 
während des Krieges fällig gewordene Forde⸗ 
runden und Schulden aus Geſchäften oder Verträgen an 
feindliche Schudner und Gläubiger, ſofern die Ausführung 
dieſer G ſthaſte oder Verträge ganz oder teilweiſe infolge 
der Kriegserklärung ausgeſetzt worden iſt, 
die Forderungen aus dem öffentlichen Schulden- 
dienſt, und zwar 
a) die vor oder während des Krieges fällig gewor⸗ 
denen Zins forderungen von Werten. die von einer 
feindlichen Macht ausgegeben worden ſind, 
b) die vor oder während des Arieres rückzahlbar 
gewordenen Forderungen auf Kapital beträge von 
vorſtehend bezeichneten Werten. 
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Dieſe Zins und Kapitalforderungen (zu 3a und b) kommen 
jedoch nicht in Frage, wenn ihre Zahlung während des Krieges 
auch gegenüber den Angehörigen des Ausgabelandes oder neu⸗ 
traler Staaten ausgeſetzt worden iſt (z. B. durch ein allgemeines 
Moratorium). 

Als „feindliche“ Mächte und als Kriegsbeginn zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und ihnen gelten: 

gegenüber Großbritannien der 4. Auguſt 1914, 
Frankreich der 3. Auguſt 1914, 

10 Italien der 28. Auguſt 1916, 

Belgien der 4. Auguſt 1914, 
Griechenland der 30. Juni 1917, 

Siam der 22. Juli 1917, 

Haiti der 12. Juli 1918, 

4 Elſaß⸗Lothringen der 11, November 1918. 

Nähere Beſtimmungen enthalten die Bekanntmachungen vom 
30. April 1920 (RG Bl. S. 761), vom 1. Juni 1920 (RGBl. 


S. 1203), vom 3. Auguſt 1920 (RGBI. S. 1491) und vom 


15. Oktober 1920 (RG Bl. S. 1779), ſowie Artikel 72 des Friedens⸗ 
vertrages und § 44 des Reichsausgleichsgeſetzes. 

Für die Bewertung zum Reichsnotopfer iſt nun zu unter⸗ 
ſcheiden, ob dieſe Forderungen und Anſprüche deutſcher Gläubiger 


ſowie Verbindlichkeiten deutſcher Schuldner im Prüfungs⸗ und 


Ausgleichsverfahren durch das Reichsausgleichsamt bereits rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt ſind oder nicht. Hat eine ſolche Feſtſtellung 
ſtattgefunden, ſo ſind die Forderungen und Anſprüche zum 


Not dſätzli it dem Bet b ten, der für den 
aus Anlaß des Friedensvertrages zwiſchen Deutſchland und ee Days Beh EBei angDemmazie j 


Gläubiger im Ausgleichsverfahren fejtgeftellt iſt. Eine abwei⸗ 


ländiſche Währung lauten. 


aufwenden muß. 


forderungen 
gegen mit dem Vorkriegskurswerte anzuſetzen. Hierbei 


| 


chende Berechnung tritt nur ein, wenn die Forderungen auf aus- 
In dieſem Falle iſt nämlich durch 


das Reichsausgleichsamt die Valutaforderung unter Zugrunde⸗ 
Es ſei zunächſt auf die unter b bezeichneten Forderungen ein: 0 blech ö x 95 


legung des Tageskurſes im Sinne des § 34 des Ausgleichs⸗ 
geſetzes in Reichswährung umgerechnet worden. Für das Not⸗ 
opfer iſt aber eine beſondere Umrechnung vorzunehmen, indem 
dieſe Valutaforderungen nach dem für den 31. Dezember 
1919 maßgebenden Kurſe in Reichswährung zu bewerten ſind. 


Um jedoch zu vermeiden, daß hierbei die Valutaforderung zum 
ſetzes die „angemeſſene Entſchädigung“ der Geſchädigten ange⸗ 1 5 Habe f 105 


Notopfer höher bewertet wird, als ſie tatſächlich im Ausgleichs⸗ 
verfahren feſtgeſtellt worden iſt, wird beſtimmt, daß der nach dem 
Kurſe vom 31. Dezember 1919 errechnete Betrag den vom Aus⸗ 
gleichsamt endgültig feſtgeſtellten Betrag nicht überſteigen darf. 

Valutaſchulden, die im Ausgleichsverfahren endgültig 


feſtgeſtellt ſind, ſind zum Notopfer mit dem Betrage zu bewerten, 


den der deutſche Schuldner nach dieſer Feſtſtellung zur Tilgung 
Von dieſer Summe iſt gegebenenfalls der 
Betrag in Abzug zu bringen, in deſſen Höhe dem Schuldner auf 
Grund des $ 45 Ausgleichsgeſetzes ein Erſtattungsanſpruch gegen 
das Reichsausgleichsamt zuſteht. 

Liegt aber eine Feſtſtellung durch das Ausgleichsamt noch 
nicht vor, ſo ſind für die Bewertung zum Notopfer die Valuta⸗ 
zu ſchätzen, die Valuta ſchulden da⸗ 


werden als Unterlage für die Schätzung regelmäßig die Umrech⸗ 
nungskurſe vom 31. Dezember 1919 und als Vorkriegswerte der 
Vereinfachung wegen die feſtſtehenden „Umrechnungsſätze“ gemäß 
$ 3 der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 28. 6. 1898, vom 
5. 5. und 28. 8. 1905 dienen, welche meiſtens von den Vorkriegs⸗ 
kurſen gemäß § 35 des Ausgleichsgeſetzes nur unweſentlich ab⸗ 
weichen werden. Auf jeden Fall ſind dieſe Schätzungen und Be⸗ 
wertungen nach dem Vorkriegskurs keine endgültigen. Der 
ergehende Steuerbeſcheid iſt inſoweit vielmehr nur ein vor⸗ 
läufiger, der berichtigt wird, ſobald die fraglichen Valuta⸗ 
Forderungen und Schulden durch das Ausgleichsamt feſtgeſtellt 
worden ſind. 


Das Rentnerprivileg im Reichsnotopfergeſetz. 


Von Diſtriktskommiſſar z. D. Krüger, Deutſch⸗Krone. 

Über die Grenzen, die für die Anwendung des § 15 Abſ. 1 
Ziff. 8 des Reichsnotopfergeſetzes gezogen find, herrſchen im alle 
gemeinen trotz der zweifelhaften Faſſung dieſer Geſetzesſtelle heute 
kaum noch nennenswerte Bedenken, da die zahlreichen Unklar⸗ 
heiten im Wege der Auslegung einſtweilen beſeitigt worden ſind. 


In der Praxis haben ſich aber einige Abſonderlichkeiten heraus⸗ 


geſtellt, mit denen man auf den erſten Blick nichts Rechtes an⸗ 
fangen zu können glaubt. Dieſe Fälle will ich nachſtehend an der 
Hand praktiſcher Beiſpiele veranſchaulichen. 

Zunächſt ein normales Beiſpiel: 

Ein Rentner, 65 Jahre alt, verheiratet, 3 Kinder, beſaß am 
31. Dezember 1919 90 000 M ſteuerbares Vermögen. Ein Anſpruch 
auf Penſion liegt nicht vor. Auf Stundung wird verzichtet. 

Mithin find nach § 15 Abſ. 1 Ziffer 8 


ein Drittel von 50 000 M — 16 666 M 
ein Viertel von 40 000 M — 10 000 M 
zuſammen 26 666 M 


abzuziehen. 
Weitere Abzüge nach 88 


23 und 26: (Ehe⸗ 
leute und 2 Kinder) r . 


BEER. 20 000 A 
insgelamt abzuziehen 46666 M 
folglich 90 000 % — 46 666 M = 43 334 M, abgerundet 43 000 M 
ſteuerpflichliges Vermögen. 

Die Abgabe (8 24) beträgt hiernach 4300 M. 

Hätte der Rentner auf Stundung der ganzen Abgabe nicht 
verzichtet, ſo hätte ſich das unter Wegfall des Rentnerprivilegs 
ſteuerpflichtige Vermögen auf 90 000 M — 20 000 4 (88 23 und 
25) — 70 000 M und danach die Abgabe auf 7 000 M geſtellt. Die 
Differenz zwiſchen den beiden Steuerſätzen von 4 300 M und 
7 000 M ift mit 2 700 M durchaus angemeſſen, denn bei einem 
Vermögen von 90 000 A gelten 2700 gegenüber dem Vorteil 
der Stundung gewöhnlich als keine unbillige Mehrbelaſtung. 

Anders dagegen folgendes Beiſpiel: 

Ein Kleinrentner, 63 Jahre alt, verheiratet, 3 Kinder, 
40 000 % Vermögen. Die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des § 15 Abſ. 1 Ziff. 8 ſind bis auf den Verzicht auf Stundung 
der ganzen Abgabe gegeben. Aus Angſtlichkeit hat der Abgabe⸗ 
pflichtige den Stundungsantrag gleich bei der Abgabe der Steuer⸗ 
erklärung geſtellt. Damit hat er die Anwendung des $ 15 Abſ. 1 
Ziff. 8 gehemmt. Die ihm ſonſt zuſtehenden Abzüge (88 23 u. 26 d. 
Gef.) betragen 20 000 . Infolgedeſſen berechnet ſich für ihn die 
Abgabe folgendermaßen: 

40 000 M (ſteuerbar) — 20 000 4 (Abzüge) —= 20 000 A 
(ſteuerpflichtig) und davon 2 000 % Reichsnotopfer. Wenn der 
Kleinrentner aber von vornherein auf Stundung verzichtet hätte, 
fo würde ſich die Berechnung wie folat ſtellen: 
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40 000 .4 (ſteuerbar) — 20 000 M (Abzüge nach 88 23 und 
26) — 13 333 % (Abzug nach 8 15 Abſ. 1 Ziff. 8) = 6667 14 


(ſteuerpflichtig); davon die Abgabe 600 M. 
In ſolchen Fällen wird der Abgabepflichtige, ſofern ihm die 


Sach⸗ und Rechtslage klar gemacht worden iſt, lieber die niedrige 


Summe von 600 4 (vielleicht in Kriegsanleihe) zahlen, als ſich 
die höhere Summe von 2000 ſtunden zu laſſen. Dr. Waſſer⸗ 
trüdinger hat im Oktoberheft der „Zeitgemäßen Steuerfragen“ 
(Seite 173) — allerdings nicht ohne ſeine ſehr nachdrücklichen 
Bedenken — darauf hingewieſen, daß es der Steuerpflichtige 
in der Hand hätte, durch Begrenzung des Stundungsantrags ſich 


faſt völlige Stundung (z. B. etwa e der Abgabe und gleich⸗ 


zeitig den Anſpruch auf Anwendung des § 15 Abſ. 1 Ziff. 8 zu 
ſichern. Wenn auch die Faſſung des Geſetzes eine ſolche Antrag⸗ 
ftellung zuläßt, fo werden doch die meiſten Finanzämter ſolchen 
Anträgen gegenüber nicht gerade Entgegenkommen zeigen, denn 
es tritt die Abſicht unverhüllt zu Tage, ſich zwei Vorteile (Stun⸗ 
dung und Anwendung des Privilegs) gleichzeitig zu verſchaffen. 
Zwei Vergünſtigungen will der Geſetzgeber in vollem Umfange 
nicht gleichzeitig zugeſtehen. Entweder eine ganz, oder 
die andere ganz. Die teilweiſe Zubilligung der einen Vergünſti⸗ 
gung (teilweiſe Stundung) ſoll die Anwendung der anderen 
ganzen Veroünſtigung nicht ausſchließen. Dieſes letztere Zuges 
ſtändnis will offenbar nur Härten ausgleichen und keineswegs 


unangebrachte Anſprüche ſtützen. Auf der anderen Seite wird es 


aber nicht nur ein Recht, ſondern eine auf $ 10 Abi. 3 der Ausf.⸗ 
Beſt. zurückzuführende Pflicht der Finanzbeamten ſein, die Steuer⸗ 
pflichtigen auf die Folgen des Anſpruchs und des Verzichts auf 
Stundung hinzuweiſen. Dieſer Hinweis wird aber ganz beſon⸗ 
ders in ſolchen Fällen notwendig und unvermeidlich ſein, in denen 
ſich die Berechnung, wie folgt, geſtaltet: 


Ein Steuerpflichtiger, 62 Jahre alt, verheiratet, 6 Kinder, 
beſaß am 81. Dezember 1919 50 000 & ſteuerbares Reinvermögen, 
hatte keinen Anſpruch auf Penſion und beantragte zunächſt zins⸗ 
loſe Stundung der ganzen Steuer. 

Berechnung: 

Steuerfrei (Ehegatten und 5 Kinder) 35 000 AM. 
bares Geſamtvermögen 50 000 M. 

Mithin 15 000 A abgabepflichtig. 

Hiernach beträgt die Abgabe (10%) = 1500 K. 

Wenn der Abgabepflichtige auf die Stundung verzichtet, ſo 


Steuer⸗ 


ſtellt ſich die Berechnung folgendermaßen: 


Steuerfrei (88 23 und 26) 35 000 M. 

Abzugsfähig nach dem Privileg (ein Drittel von 50 000 M) 
— 16666 M. 

Die Abzüge betragen hiernach 35 000 „ + 16666 M 
51666 . Das ſteuerbare Geſamtvermögen beträgt aber nur 
50 000 . Infolgedeſſen iſt eine Abgabe nicht zu erheben. In 
ſolchen Fällen würde der Antrag auf Stundung die Lage für den 
Abgabepflichtigen nur verſchlechtern. Das liegt aber nicht in der 
Abſicht des Geſetzgebers. Die Stundung ſoll nicht ſchlechter, ſon⸗ 


dern aünſtiger ſtellen. Kann fie es nach Lage des Falles nicht, ſo 


entfällt der Stundungsanſpruch von ſelbſt. Mit dem Wegfall des 
Stundungsanſpruchs lebt aber wieder der Anſpruch auf Zubilli⸗ 
gung des Rentnerprivilegs auf. Es erſcheint daher als eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß man in derartigen Fällen die Abgabe⸗ 
pflichtigen hinreichend aufklärt und ſie, falls man über das Be⸗ 
denken des Vorliegens eines Stundungsantrages nicht hinweg⸗ 
kommt, zur Zurücknahme des Stundungsantrages veranlaßt. 
Falſch und widerſinnig wäre es in einem ſolchen Falle, den 
Steuerpflichtigen über die gegebenen Verhältniſſe im Unklaren 
zu laſſen und ihn, weil er aus Unkenntnis der Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage einen unfinnigen Antrag geſtellt hat, dafür büßen zu laſſen. 
Das Bedenken, daß hier eine Schädigung des Reichsfiskus vor⸗ 
liegen würde, wenn man den Steuerpflichtigen zur Zurücknahme 


ſeines Antrages auffordert, iſt gewiß hinfällig. Bei entſprechen⸗ 


der Aufklärung würde ſich die Beſeitigung des Antrages ja von 
ſelbſt verſtehen. Das ofkicinm nobile wird nach wie vor ſeine 


Geltung behaupten. Und aus der Unkenntnis des Abgabepflich⸗ 


tigen Vorteile für den Reichsfiskus zu erhaſchen, iſt mit dem 
Geſetz des Anſtandes unvereinbar. 


Die Notopferpflicht 
der ſtudentiſchen Vereinshäuſer. 
Von Rechtsanwalt Heinroth, Charlottenburg. 


Die Vereinigungen der alten Herren von ſtudentiſchen Kor- 
porationen find als eingetragene Vereine (§ 55 fg. BGB.) nach 
§ 2 Abſ. 1 Ziff. 5 NOG. abgabepflichtig. Die Abgabe beträgt 
10% von dem geſamten Vermögen des Vereins. Steuerfreiheit 
hinſichtlich der erſten 5000 M findet nicht ſtatt (8 23 Abſ. 2 
NO.). 


Es fragt ſich, ob die Vereine nicht auf Grund des $ 5 Nr. 10 
NOG. Abgabefreiheit für ſich in Anſpruch nehmen können. M. E. 
iſt die Frage in vielen Fällen zu bejahen. Das Geſetz ſichert 
dem Verein nach dieſer Beſtimmung Abgabefreiheit zu, wenn ex 
„ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten engeren Perſonenkreis 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient“. > ! 

Wie im Ausſchuß unter Billigung der Regierung ausgeführt 


worden iſt, iſt ein Verein nicht auf einen beſtimmten 


engeren Perſonenkreis beſchränkt, ſobald er nur 
über den Kreis einer bloßen Familienſtiftung hinausgeht. Der 
Begriff der Beſchränkung iſt nach den Worten des Unterjtaats- 
ſekretärs Moesle im Intereſſe der Vereine möglichſt eng aus⸗ 
zulegen. So gelten nach ſeiner Erklärung auch die Arbeiter 
einer Fabrik nicht als ein beſtimmter engerer Perſonenkreis. a 
Dasſelbe muß für die ebenfalls wechſelnden Angehörigen einer 
ſtudentiſchen Vereinigung gelten; was dem Handarbeiter recht 
iſt, muß dem Geiſtesarbeiter billig ſein. 7 
Ein derartiger Verein dient aber auch häufig gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken. Ein Zweck iſt gemeinnützig, 
wenn er einem größeren, nicht geſchloſſenen Perſonenkreiſe zu⸗ 
2* 
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gutekommt. Als ſolche Perſonenkreiſe find vom Reichsfinanz⸗ 
miniſter im Ausſchuß Turn⸗, Geſang⸗, Nuder⸗ und alle ähn⸗ 
lichen Vereine anerkannt worden. Ein Zweck iſt mild⸗ 
tätig, wenn er auf die ohne entſprechendes Entgelt erfolgende 
Beſeitigung von Notſtänden aller Art gerichtet iſt (Fürnrohr, 
Notopfergeſetz, S. 29). Es genügt, daß er „eine gewiſſe Bedürf⸗ 
tigkeit, die aber noch nicht eine Notlage zu fein oder einer ſolchen 
nahezukommen braucht, in irgendeiner Weiſe zu mildern oder 
auch nur beſchränkten Verhältniſſen ohne eine eigentliche Hilfs⸗ 
bedürftigkeit fördernd aufzuhelfen beſtimmt iſt“. (Strutz, Ver⸗ 
mögenszuwachsſteuergeſetz, S. 227.) Nach Anſicht des Preuß. 
Oberverwaltungsgerichts iſt der Begriff einer „milden Stiftung“ 
nicht auf Verwaltungen beſchränkt, die der Armut ſteuern wollen, 
ſondern trifft alle Veranſtaltungen, die wohltätige Zwecke — im 
weiteſten Sinne des Wortes — verfolgen, z. B. die Verhütung 
einer das ſtandesgemäße Leben ausſchließenden Bedürf⸗ 
tigkeit (OVG. 32, S, 165; 34, S. 110; 53, S. 154). 

Eine der beiden vorgenannten Vorausſetzungen wird auf 
manche Vereine von alten Herren, die in der Form von Stif⸗ 
tungskapitalien und Vereinshäuſern Vermögen für die Aktiven 
ihrer Korporation bereithalten, zutreffen. Dies mag vielleicht 
weniger von der Gemeinnützigkeit ſolcher Vereine gelten, trotz⸗ 
dem nicht einzuſehen iſt, warum eine ſtudentiſche Korporation 
nicht den vom Reichsfinanzminiſter angeführten Turn⸗, Geſang⸗ 
und den dieſen ähnlichen Vereinen gleich zu erachten iſt. Um 
ſo häufiger wird man annehmen können, daß die Vereinigungen 
der alten Herren mildtätigen Zwecken dienen. Denn ihre Abſicht 
iſt gerade in der jetzigen Zeit beſonders darauf gerichtet, den 
jungen Verbindungsbrüdern durch finanzielle Zuſchüſſe oder 
durch eine billige Wohngelegenheit oder Beköſtigung im Corps⸗ 
hauſe das Corpsleben wie das Studium überhaupt zu erleichtern 
und unter Umſtänden ſogar zu ermöglichen. 


Die beſchleunigte Veranlagung und Erhebung des 
Reichsnotopfers und die Rechte auf wiederkehrende 
Leiſtungen ($ 51 Notopfergeſetz). 

Von Regierungsaſſeſſor Dr. F. Salomon, Berlin. 


Das Geſetz, betr. die beſchleunigte Veranlagung und Er⸗ 
hebung des Reichsnotopfers vom 22. Dezember 1920 (im folgenden 
kurz „Novelle“ genannt) verlangt vom Abgabepflichtigen die Ent⸗ 
richtung des Notopfers, ſoweit die Abgabe 10 vom Hundert des 
„abgabepflichtigen Vermögens“ nicht überſteigt, 
mindeſtens aber zu einem Drittel der Abgabe in ſchnell 
aufeinander folgenden Ratenzahlungen, regelmäßig am 1. März, 
1. November 1921 und am 1. Mai 1922. Bei dieſem eine Aus⸗ 
nahme nicht andeutenden Geſetzesinhalte könnte man verſucht ſein, 
in jedem Falle das bei der (vorläufigen) Veranlagung 
als abgabepflichtig feſtgeſtellte Vermögen und die nach ihm be⸗ 
rechnete Abgabe der Berechnung des beſchleunigt zu erhebenden 
Teiles, der ſog. „Sofortzahlung“, zugrunde zu legen. 

Es beſteht jedoch — abgeſehen von der durch den Ab⸗ 
gabepflichtigen ſelbſt anzuregenden und zu betreibenden, alſo 
nicht von Amts wegen zu beachtenden Möglichkeit, bei wirtſchaft⸗ 
licher Zwangslage das ganze Notopfer in der urſprünglich vor⸗ 
geſehenen Form der Tilgungsrente zu entrichten, — eine bei der 
Veranlagung ohne weiteres von Amts wegen zu be⸗ 
rückſichtigende Ausnahme, auf die hier beſonders des⸗ 
wegen hingewieſen werden ſoll, weil die Gefahr beſteht, daß ſie 
ſowohl bei der Veranlagung, wie auch vom Abgabepflichtigen bei 
der ſpäteren Nachprüfung ſeines Steuerbeſcheides ſehr leicht über⸗ 
ſehen oder gar als nicht beſtehend angeſprochen werden könnte. 
Es iſt dies die Beſtimmung, des $S 51 des Notopfer⸗ 
geſetzes! Nach ihr ſoll von Renten und anderen wiederkehren⸗ 
den Nutzungen und Leiſtungen, d. ſ. insbeſ. Nießbrauchs⸗ 
rechte jeder Art, Anſprüche aus Altenteilen 
und anderen Reallaſten, Leibrenten, Renten 
der dinglichen Rentenſchuld ($ 1199 ff. BGB.), An⸗ 
ſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen aus 
Verlagsverträgen, Lizenzen u. ä., das Notopfer 
in Form der Tilgungsrente bei dem Berechtigten er⸗ 


hoben werden. Dieſe Vorſchrift wird durch die Novelle 
in keiner Weiſe außer Kraft geſetzt. 

Zwar erwähnt dies der Geſetzgeber nirgends, und auch die 
Anweiſung an die Steuerbehörden zum Vollzug der Novelle 
(Reichsſteuerblatt 1921 Nr. 2 vom 13. Januar 1921) geht ſtill⸗ 
ſchweigend darüber hinweg; und gerade deswegen könnte man 
vielleicht das Beſtehen der Ausnahme bezweifeln. Bei näherem 
Zuſehen müſſen wir jedoch unbedenklich ihr Vorhandenſein be⸗ 
jahen. Denn wir haben es bei den wiederkehrenden Leiſtungen 
des 8 51 mit Vermögenswerten zu tun, die, trotzdem fie bei der 
Veranlagung mit einem je nach ihrer Dauer gemäß § 144 ff. AO. 
verſchieden zu berechnenden Kapitalwerte angeſetzt werden, doch 
kein dem Berechtigten eigentümlich gehörendes Kapital zur Unter⸗ 
lage haben. Und es wäre daher ein Ding der Unmöglichkeit, 
wollte man von dem nur rechneriſch, teilweiſe ſogar nur 
unter Anwendung unſicherer Wahrſcheinlichkeitsberechnung 
kapitaliſierten Werte ein Zehntel, unter Umſtänden 
noch mehr, nach den Regeln der Sofortzahlung einziehen; gar 
leicht würde hierbei der Steuerträger in die Lage kommen, im 
Entrichtungszeitraum mehr zahlen zu müſſen, als er in der 
gleichen Zeitſpanne an Nutzungen erhält, ohne auf zugrunde 
liegendes Kapital zurückgreifen zu können. Geeignetes Angriffs⸗ 
objekt für die Steuerbehörde iſt vielmehr nur der dem Berech⸗ 
tigten jedesmal zufließende Einzelertrag ſeines Nutzungsrechtes. 
Dem eben entwickelten Gedanken entſpricht denn auch die weitere 
Beſtimmung im $ 51, daß die Tilgungsrente bei Fortfall der 
Nutzung ebenfalls erliſcht. Hat der Geſetzgeber aber in einer 
ſolchen, ſchon räumlich weit von den anderen Erhebungsvor⸗ 
ſchriften (SS 31—33) getrennten Sonderbeſtimmung die Til⸗ 
gungsrente mit dem einzelnen Rentenertrag auf Gedeih und Ver⸗ 
derb verknüpft, ſo kann es nicht ſeine Abſicht ſein, dieſe wirtſchaft⸗ 
lich allein gerechte Löſung der Rentenbeſteuerung durch die 
Novelle aufzuheben; die Novelle hat vielmehr offenbar nur 
den Regelfall der SS 3 ff. im Auge. Dies wird denn auch 
wenigſtens in der, nicht etwa als ohne weiteres maßgeblich anzu⸗ 
erkennenden, Begründung des Novellen-Entwurfes (Allgem. Teil 
Ziffer 2 Abſ. 4) in kurzen Worten beſtätigt. 


Nach alledem kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Rentenrechte des 8 51 bei der Errechnung 
des beſchleunigt zu entrichtenden Teiles des 
Notopfers aus dem abgabepflichtigen Ber: 
mögen auszuſcheiden ſind. 

Es entſteht dabei die Frage, inwieweit durch dieſes Aus⸗ 
ſcheiden von Vermögensteilen das „abgabepflichtige 
Vermögen“ und die „Abgabe“ im Sinne des $ 1 der Novelle 
und damit der Betrag der Sofortzahlung eine Anderung gegen⸗ 
über dem der Veranlagung zugrunde liegenden Geſamtvermögen 
erfahren muß. 

Ein Beiſpiel aus der Praxis mag die Frage plaſtiſcher be⸗ 
leuchten: 

Ein Abgabepflichtiger habe 


an Wertpapieren : 5 000 M 
eine Lebensverſicherung von 1800 4 
ferner eine nach § 145 AD. kapitaliſierte Leib⸗ 
rente von „ e 
zuſammen 30 320 % 
Er beſitze ferner Schulden 2 000 M 
Als ſteuerbares Vermögen bleiben 28 320 M 
Steuerfrei für Abgabepfl. und Ehefrau 10 000 A 
Steuerpflichtiges Vermögen 18 320 M 
Abgerün de 18 000 M 
Abgabe (Steuerſatz 10%). 1 800 M 


Ohne Berückſichtigung des $ 51 wären die ganzen 1800 M 
beſchleunigt zu entrichten. Wir müſſen jedoch, wie eben dar⸗ 
gelegt, die 23 520 A aus dem Vermögen ausſcheiden. Bere 
kehrt wäre es aber, wenn wir dabei einfach einem dem 
Steuerſatz entſprechenden Teil des auszuſcheidenden Rentenrechtes 
als den von der Sofortzahlung ausgeſchloſſenen Teil des Not⸗ 
opfers betrachten wollten, hier alſo 23 520 „ : 10 = 2352 M. 
Der nicht beſchleunigt zu zahlende Teil wäre dann größer als die 
ganze Abgabe (1800 ), der beſte Beweis dafür, daß die Berech⸗ 


1 


nung nicht richtig fein kann. Und fie ſtimmt deswegen nicht, weil 
der Unterſchied zwiſchen ſteuerbarem und ſteuerpflich⸗ 
tigem Vermögen nicht berückſichtigt iſt. Aus demſelben 
Grunde unrichtig wäre eine zweite den Vorteil der Einfachheit 
tragende Berechnungsweiſe, das nach Abſpaltung der Renten⸗ 
rechte verbleibende ſteuerbare Reſtvermögen als maßgebenden 
Faktor zu behandeln, alſo in unſerem Beiſpiel zu jagen: 5000 + 
1800 — 2000 — 4800 M Reſtvermögen ergeben bei 10% Steuer 
1800 : 10 — 480 4 Abgabe, die beſchleunigt zu entrichten wäre. 

Den Nachteil der Unrichtigkeit trägt bei der erſten Methode 
inſofern das Reich, als es zu wenig Sofortzahlung erhält, bei 
der zweiten der Abgabepflichtige, da er zuviel ſofort zu zahlen 
hätte. 

Richtig iſt vielmehr nur die folgende Rech⸗ 
nungsweiſe, die zunächſt ermittelt, welchen Teil des ge⸗ 
ſamten ſteuerpflichtigen Vermögens die Kapitalwerte aus 
§ 51 ausmachen, (dieſer Teil iſt die Größe „x“ der nachſtehenden 
Gleichung), und die zu dieſem Zwecke auch das Verhältnis des 
ſteuerbaren Geſamtvermögens zu den auszuſchaltenden Renten⸗ 
rechten berückſichtigt. Die aufzuſtellende Gleichung lautet: 

Kapitalwerte aus 8 51 2 X 
ſteuerbares Geſamtvermögen ſteuerpflichtiges Vermögen 
Setzen wir die Zahlen unſeres Beiſpiels ein, ſo ergibt ſich: 
3 
28 320 108 000 

(Die ſteuer baren Vermögensteile find roh, das ſteuer⸗ 

pflichtige Vermögen iſt abgerundet einzuſetzen!) 
x — 14 949 M (abgerundet). 0 

Von einem ſteuerpflichtigen Vermögensteil von 14949 AM iſt 
alſo Tilgungsrente gemäß 8 51 zu entrichten. Der Reſt von 18 000 
— 14 949 — 3051 M unterliegt als „abgabepflichtiges Vermögen“ 
im Sinne der Novelle in Höhe von 10 vom Hundert — 305 K 
der beſchleunigten Erhebung. Da auch der Steuerſatz 10 Prozent 
beträgt, iſt dies zugleich der Geſamtbetrag der auf dem Reſtver⸗ 
mögen liegenden Abgabe, von der alſo nichts auf Tilgungsrente 
geht. Von den 305 M hat demnach unſer Abgabepflichtiger 

am 1. März 1921, oder falls der Steuerbeſcheid 

am 1. Februar 1921 noch nicht zugeſtellt ſein ſollte, 
am Schluſſe des auf die Zuſtellung folgenden Mo⸗ 


I ee A EB 
am 1. November 1921, ev. 6 Monate nach der 

SEN. ae „ 
am 1. Mai 1922, ev. 6 Monate nach der zweiten 

Rate den Reſt & : en — 203 M 


zu entrichten, 

Die Feſtſtellung des etwa mehr als den zehnten Teil des 
abgabepflichtigen Vermögens betragenden Drittels der 
„Abgabe“ bei großen Vermögen, ſowie die Sechstelung 
zwecks Berechung der einzelnen Ratenzahlungen läßt ſich unſchwer 
dadurch ermitteln, daß man den dem Hundertſatz der 


geſamten Abgabe entſprechenden Teil des 
durch Subtraktion der Größe „x“ von dem 
ſteuerpflichtigen Geſamtvermögen ermittel⸗ 
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ten ſteuerpflichtigen Reſtvermögens durch 3 


biz w. 6 dividiert. 
Beiſpiel: 

Ein ſteuerbares Geſamtvermögen von 250 000 4 enthalte 
einen Nießbrauch von 100 000 M Kapitalwert. Steuerfrei ſeien 
10 000 4 für Abgabepflichtigen und deſſen Ehefrau, außerdem 
40 000 „ aus 8 60 Notopfergeſ. (Verluſt von Haushaltsgegen⸗ 
ſtänden infolge des Krieges). Es verbleibt ein ſteuerpflichtiges 
Vermögen von 200 000 A. Dem entſpricht eine Abgabe von 
26 000 AM (Satz 13%). Es verhält ſich nach der oben gefundenen 
Gleichung: 

100 000 x 
250 000 200 000 ( = 80000). 


200 000 — 80 000 (x) = 120 000 iſt das Vermögen, das die 
Grundlage der beſchleunigten Erhebung bildet. 

Der auf dieſes Kapital entfallende Teil der Abgabe (— die 
„Abgabe“ im Sinne der Novelle) beträgt 


120 000 ic (Hundertſatz der Geſamtabgabe) = 15 800 M 


Hiervon unterliegen mindeſtens 10% des Reſtkapitals 
von 120 000 4 — 12 000 % der Sofortzahlung; und zwar ſind 
zu entrichten: 


als 1. Rate: / von 15 600 M — 2600 M 
als 2. Rate: / von 15600 M — 2600 A 
als 3. Nate: der Reit bis 12 000 % — 6800 44 


Die überſchießenden 14 000 4 der Geſamtabgabe ſowie die 
Zinſen ſind auf Tilgungsrente zu nehmen; über den Beginn der 
Entrichtung dieſer Rente find weitere Beſtimmungen abzu⸗ 
warten. 

Die bisherigen Erörterungen ergeben weiter, daß ein „einſt⸗ 
weiliger Steuerbeſcheid“, der nach ſeinem weſentlichen Inhalt 
nur die Sofortzahlung regeln will, gemäß der Novelle überhaupt 
nicht erlaſſen werden kann, wenn das geſamte ſteuerbare 
Vermögen nur aus Kapitalrenten des 8 51 beſteht, alſo lediglich 
mit einer Tilgungsrente belaſtet werden darf. And es entſteht 
weiter die Frage, ob auf ſolchen Fall die Novelle wenigſtens mit 
ihren anderen, den einſtweiligen Steuerbeſcheid nicht not⸗ 
wendig vorausſetzenden Beſtimmungen, insbeſ. den 88 2, 3 
anzuwenden iſt. (Nach dieſen Paragraphen ſind Verhandlungen 
mit dem Abgabepflichtigen, falls von deſſen Angaben abgewichen 
werden ſoll, ſowie die Mitwirkung von Steuerausſchüſſen grund⸗ 
ſätzlich nicht erforderlich.) Ich möchte die Frage verneinen, 
weil auch die 88 2, 3 von dem Gedanken der Beſchleunigung der 
Veranlagung zwecks Erreichung der Sofortzahlung getragen 
werden und daher in denjenigen Fällen nicht berückſichtigt 
werden dürfen, bei denen eine Sofortzahlung nicht in Frage 
kommt. In allen dieſen Fällen iſt alſo die regelmäßige Behand⸗ 
lung: Beanſtandung nach § 29 Geſ., Mitwirkung von Steueraus- 
ſchüſſen gemäß § 25 AO. bei der Veranlagung, Vorausſetzung für 
eine rechtsgültige Veranlagung. Anderes dagegen gilt für den 
8 9 der Novelle (ſteuer pflichtige Vermögen bis zu 5000 M 
ſind abgabefrei!). Dieſer gilt, da er eine generelle Geſetzesände⸗ 
rung enthält, ausnahmslos, alſo auch für die Fälle, auf 
welche die 88 1 bis 8 nicht anzuwenden find. 


Annahmewerte für Kriegsanleihe 


bei Entrichtung des Reichsnotopfers. 


Bei der Inzahlunggabe von ſelbſtgezeichneter oder wie ſelbſt⸗ 
gezeichnet zu behandelnder Kriegsanleihe auf das Reichsnotopfer, 
die zu Vorzugskurſen bis zum Ablauf eines Monats nach Zu⸗ 
ſtellung des einſtweiligen Steuerbeſcheides zugelaſſen iſt, gelten 
laut Erlaß vom 28. Januar 1921 (3Bl. 98) nachſtehende An⸗ 
nahmewerte: 5prozentige Schuldverſchreibungen, 
Schuldbuchforderungen und Schatzanweiſun⸗ 
gen der Kriegsanleihen 


mit den am 2. Jan. 1921 und ſpäter fälligen Ziusſcheinen (Zinſen) 97,50 
„ „ aer en, = £ 5 3 96,25 
u a FSU a: „ 95.25 
tr DE A „ 94.00 
” " " 2. Jan 1922 1 93.00 
Re ul ie z „ 91.75 
n 5 2 ” 5 90,75 
I L 5 nm 

für jeden weiter fehlenden Zinsſchein (Zinſenbetrag) von Hall» 

jahr zu Halbjahr 2,25 M weniger. 
4% prozentige Schatzanweiſungen der 4 und 

5. Kriegsanleihe (1916) 

mit den am 2. Jannar 1921 und ſpäter fälligen Zinsſcheinen 94,25 
* 7. 7. * Juli 1921 7 * 1 * 92,22 ½ 
„ 922 Fe 90.20 
W e 88,17% 
er, ee eee 55 5 1 uſw für 

jeden weiter fehlenden Zinsſchein von Halbjahr zu Halbjahr 


2,02% A weniger. 
4 prozentige Schatzanwe 
9. Kriegsanleihe (1917/ö18) 


ifungen der 6. dis 


mit den am 2. Januar 1921 und ſpäter fälligen Zinsſcheinen 97.75 
„ie l 12 1 77 1 95.72 Ya 
8 2. Januar 1922 „ 93.70 
„ ir ung MLNZZE: 91,671 

„ 2 Januar 1923 y ſm. für 


jeden weiter fehlenden Zinsſche in von Halbjahr zu Halbjahr 


2,02% 4 weniger. 


Kann die Kapitalertragſteuer von Dividenden auf 
die Geſellſchaftskaſſe übernommen werden? 
Von Rechtsanwalt Dr. Koeppel, Berlin. 


In letzter Zeit findet ſich in den Geſchäftsberichten einzelner 
Aktiengeſellſchaften wiederholt etwa folgende Faſſung: 

„Die Dividende iſt voll auszuzahlen und die nach dem 
Geſetz vom 29. März 1920 zu entrichtende Kapitalertragſteuer 
dem Vortrag für 1921 zu entnehmen.“ 

Es erſcheint zweifelhaft, ob eine ſolche Maßnahme im Hin⸗ 
blick auf das im § 8 des Kapitalertragsſteuergeſetzes enthaltene 
Verbot einer Abwälzung der Kapitalertragsſteuer vom Gläu⸗ 
biger auf den Schuldner zuläſſig it. $ 8 beſagt: „Eine Verein⸗ 
barung, wonach der Schuldner die Steuer zugunſten des Gläu⸗ 
bigers zu entrichten hat, iſt nichtig.“ Strafrechtliche Folgen hat 
nach dem Wortlaut des Kapitalertragsſteuergeſetzes eine ſolche 
Vereinbarung nicht. Die einzige Strafvorſchrift des Kapital⸗ 
ertragsſteuergeſetzes befindet ſich im § 12, die Strafe für die 
Hinterziehung der Kapitalertragsſteuer androht. 

Für die Erläuterung des $ 8 iſt zunächſt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte und dann ſein Zweck von maßgebender Bedeutung. § 8 
entſpricht wörtlich dem $ 7 des Regierungsentwurfs. Die amt⸗ 
liche Begründung führte hierzu aus: 

„Hiermit wird die juriſtiſche Abwälzung der Steuer auf 
den Schuldner für nichtig erklärt. Es iſt alſo nicht möglich, 
Vereinbarungen der Art zu treffen, daß der Schuldner neben 
den Zinſen auch noch die Steuer tragen ſoll. Derartige Vor⸗ 
ſchriften finden ſich auch in der ausländiſchen Geſetzgebung.“ 
(Begründung S. 28.) 

Im Ausſchuß wurde dieſe Beſtimmung in zweiter Leſung 
dahin abgeändert: „Die Überwälzung der Steuer iſt verboten.“ 
Der Bericht gibt über den Gang der Verhandlungen folgenden 
Aufſchluß: 

„Ein Ausſchußmitglied fragte an, was unter Verbot der 
Abwälzung der Steuer zu verſtehen ſei; es müſſe doch dem 
Gläubiger das Recht zugeſtanden werden, die Steuer wirt⸗ 
ſchaftlich, z. B. durch Aufſchläge auf die Waren, Erhöhung des 
Zinsfußes uſw., abzuwälzen. Der Unterſtaatsſekretär erklärte, 
daß das ſelbſtverſtändlich zuläſſig ſei. Das Verbot der Abwäl⸗ 
zung ſei nur im juriſtiſchen, nicht aber im wirtſchaftlichen 
Sinne zu verſtehen. Es ſolle verboten ſein, daß Gläubiger 
und Schuldner einen Vertrag ſchließen, wonach letzterer die 
Kapitalertragsſteuer übernehme, etwa in der Form, daß er 
42% und die Kapitalertragsſteuer zahle. Vielleicht werde man 
bis zur Beratung im Plenum noch eine klarere Faſſung finden. 
Was gemeint ſei, könne aber nicht zweifelhaft ſein.“ 

In der dritten Leſung in der Vollverſammlung wurde auf 
Antrag Dr. Braun wieder die der Regierungsvorlage ent⸗ 
ſprechende Faſſung beſchloſſen, ohne daß aber eine Ausſprache 
hierüber erfolgte. 

Die Begründung läßt nicht erkennen, daß eine entgegen der 
Vorſchrift des § 8 erfolgende Vereinbarung ſtrafrechtliche Folgen 
nach ſich ziehen ſoll. Offenbar ſoll ein derartiger Vertrag nur 
zivilrechtlich nichtig ſein. Alleiniger Steuerſchuldner dem Finanz⸗ 
amt gegenüber bleibt auch nach Abſchluß eines ſolchen Vertrages 

allein der Gläubiger, für deſſen Rechnung aber entſprechend dem 
Grundſatze der Erfaſſung der Kapitalertragsſteuer an der Quelle 
der Schuldner die Steuer zu entrichten hat. Eine ſolche Verein⸗ 


barung wird alſo in der Regel nur dann Folgen äußern, wenn 


der Schuldner nicht vorſchriftsmäßig die Steuer an die Finanz⸗ 
amtskaſſe abführt. In ſolchen Fällen haftet der Gläubiger dem 
Finanzamt ohne Rückſicht auf ſeine anders lautenden Verein⸗ 
barungen mit der ſchuldneriſchen Geſellſchaft für die Entrichtung 
der Steuer. Denn die Vereinbarung iſt zivilrechtlich ungültig; 
außerdem kann durch derartige zivilrechtliche Vereinbarungen 
die öffentlich⸗rechtliche Steuerpflicht nicht verändert werden. 

Zuläſſig aber iſt zunächſt die ohne beſondere Vereinbarung 
erfolgende übernahme der Kapitalertragsſteuer durch den 
Schuldner. Außerdem iſt auch eine derartige Vereinbarung nicht 
ſtrafbar, ſolange keine Steuerhinterziehung erfolgt. 
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N In letzterer Hinſicht muß beachtet werden, daß der Gläubiger 
nicht nur die ausgeſchüttete Dividende erhält, fondern daß dieſe 
Betrage der Wert der von dem Schuldner entrichteten Kapital⸗ 
ertragſteuer hinzuzuzählen iſt. Der Wert dieſer Kapitalertrag⸗ 
ſteuer erhöht ſich rein ziffernmäßig ins Unendliche. Eine Löſung 
ergibt folgende Erwägung: 

Die Kapitalertragsſteuer beträgt ſtets 10% des ſteuerbaren 
Kapitalertrages. Der Gläubiger erhält alſo künftig in allen 
Fällen nur 10 des Kapitalertrages, während ½0 Kapitalertrags⸗ 
ſteuer iſt. Dem Gläubiger darf nur der neunfache Betrag der 
Steuer verbleiben. Die Steuer beträgt ½ des dem Gläubiger 
verbleibenden Geſamtbetrages. 

Ein ziffernmäßiges Beiſpiel ergibt die Richtigkeit dieſer 
Erwägung: f 

Wenn der Gläubiger 1000 A Dividende erhält, jo beträgt 
die Steuer 100 „. Zahlt der Schuldner dieſe Steuer beſonders 
und daneben dem Gläubiger die 1000 & voll aus, jo erhält der 
Gläubiger nicht 1000 „, ſondern 1100 M. Die Kapitalertrags⸗ 
ſteuer von dieſem Betrage beträgt 110 %. Würde die ſchuldne⸗ 
riſche Geſellſchaft 110 % Kapitalertragsſteuer an die Finanzkaſſe 
und 1000 AM an den Gläubiger zahlen, jo würde hierdurch der 
dem Gläubiger zufließende Kapitalertrag auf 1110 M erhöht 
werden. Die Kapitalertragsſteuer von dieſem Betrage beträgt 
111 4. Würden 111 4 an die Finanzkaſſe abgeführt und 1000 & 
an den Gläubiger voll ausgezahlt, ſo würde ſich der Geſamtbetrag 
auf 1111 „ erhöhen. Die Rechnung geht dann weiter, bis man 
| bei Bruchteilen von Pfennigen angelangt iſt. Dieſe Bruchteile 

werden dann gemäß § 6 Abſ. 3 des Geſetzes auf volle Pfennige 
nach oben abgerundet. Der zu zahlende Steuerbetrag würde dann 
11,12% des tatſächlich dem Gläubiger verbleibenden Kapftal⸗ 
ertrages betragen. 

Sobald dieſe Grundſätze nicht beachtet werden, macht fich 
| der Schuldner zuſammen mit dem Gläubiger einer teilweiſen 
Steuerhinterziehung ſchuldig. Werden aber dieſe Grundſätze be⸗ 

achtet, ſo wird nicht nur eine vereinbarungsloſe, ſondern auch 
eine auf ausdrücklicher Vereinbarung beruhende Abernahme der 
Kapitalertragsſteuer durch den Schuldner zugunſten des Gläu⸗ 
bigers zuläſſig ſein. 


Die beiden Novellen zu den 
Amſatzſteuer-Ausführungsbeſtimmungen. 


Zum Umſatzſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919 ſind am 
12. Juni 1920 die umfangreichen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen (3Bl. 1920, 937) erlaſſen. 

Die Durchführung des Geſetzes in der Praxis machte be⸗ 
reits unter dem 3. Dezember 1920 eine erſte Novelle not⸗ 
wendig (3Bl. 1920, 1549), die namentlich eine Reihe Abände⸗ 
rungen und Ergänzungen zur Herſteller⸗Luxusſteuer brachte und 
am 1. Januar 1921 in Kraft trat. 

Nunmehr iſt unter dem 10. März 1921 eine zweite 
Novelle unter dem Titel „Verordnung betreffend Abänderung 
der im Zentralblatt für das Deutſche Reich 1920 S. 937 und 
1549 veröffentlichten Ausführungsbeſtimmungen zum Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919“ ergangen, die an Umfang 
und Bedeutung die erſte noch übertreffen dürfte. Namentlich 
werden jetzt auf Grund von Verhandlungen mit Intereſſenten 
eine ganze Reihe von Artikeln von der Luxusſteuer freie 
gelaſſen, während andererfeits auch gewiſſe im & 15 des 
Geſetzes nicht bezeichnete Gegenſtände für erhöht umſatzſteuer⸗ 
pflichtig erklärt worden ſind. Eine derartige Abgrenzung kann 
der Reichsrat nach § 16 des Geſetzes rechtsgiltig treffen. 

Außerdem erhält die Novelle noch Vorſchriften zur Anzeigen⸗ 
ſteuer und zur Luxusſteuer bei Privatverkäufen. Die neuen 
Vorſchriften ſollen bereits durchweg am 1. April 1921 in 
Kraft treten. Für die Übergangszeit und die Abwälzung gilt 
§ 46 Abſ. 3 und 5 des Geſetzes entſprechend. 

Eine Zuſammenſtellung des geſamten Ergänzungsmaterials, 
d. h. alſo beider Novellen ſowie außerdem der im Kalenderjahr 
1920 ergangenen Erlaſſe mit einer Einleitung von Rechtsanwalt 


U 


Dr. Koppe erſchelnt im Anhuftriever'rg Spaeth & Linde.“) Mit 
dieſen beiden Nov. „en dürfte die Matecie der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Umſatzſteuergeſetz nunmehr einſtweilen abgeſchloſſen 
fein. 


Anterliegen Anderungen des 
ehelichen Güterrechts der Schenkungsſteuer? 
Von Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 
Unter obigem Titel habe ich auf S. 170 f. des 9. Jahrgangs 


dieſer Zeitſchrift einen Erlaß des Reichsfinanzminiſters vom 
9. September 1920 mige de ſich in mich bedenklich Fıs- 
kaliſcher Weiſe grundſaglich ü die Annahme ne Schenkuangs⸗ 
ſteuerpflicht ausſpricht wenn Eyeggllen mit verſchieden großen 


Vermögen allgemeine Gütergemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft 
vereinbaren. Ich habe dabe mit Hinweis auf meine 
handlung dieſer Frage (in Jahrgang 8 S 174 dieser Zeitſchrift) 
den Standpunkt vertreten, daß zwar unter Umfränden 
eine ſteuerpflichtige Schenkung des reicheren an den ärmeren Teil 


gegeben fein kann, daß aber regelmäßig die Schenkungs⸗ 


ſteuerpflicht zu verneinen ſei und deshalb die Finanzämter 
gut tun werden, die Frage der Schenkungsſteverpflicht nur im 
äußerſten Notfalle zu ventilieren, nicht — wie der Reichsfinanz⸗ 
miniſter will — grundſätzlich den Bereicherungswillen „zu unter⸗ 
ſtellen und Gegeneinwände abzuwarten“ (]). 

Nunmehr hat eine Entſcheidung des Reichsfinanzhofs 
vom 9. Dezember 1920 (abgedruckt in Bd. 4 S. 129 ff. der amk⸗ 
lichen Sammlung) raſch die erwünſchte Klärung der Rechtslage 
gebracht. Dort iſt nämlich ausgeführt: 

„Ob die Einbringung des Sondereigentums eines Ehegatten 
in die eheliche Gütergemeinſchaft Schenkung ſei, iſt von dem Boden 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs (8 516) aus in Rechtſprechung und 
Schriftrum eingehend erörtert und, ſoviel die Einbringung infolge 
Begründung der allgemeinen Gütergemeinjchaft anlangt, meiſt 
grundſätzlich verneint worden. Zwar iſt die Möglichkeit, daß die 
beteiligten Ehegatten unter der Begründung des Güterſtandes 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft eine Schenkung haben ver⸗ 
decken wollen, überall zugegeben, und einen ſolchen Fall behan⸗ 
delt die Entſcheidung des 4. Zivilſenats des Reichsgerichts vom 
22. November 1915 (RG. 87, 301). Aber ſchon dieſes Urteil 
hebt im Anſchluß an ein früheres Urteil desſelben Senats vom 
27. Mai 1908 (vgl. Kommentar von Reichsgerichtsräten 2. Aufl. 
§ 516 Anm. 5) hervor, daß die Begründung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft auch bei großer Verſchiedenheit der zuſammen⸗ 
gebrachten beiderſeitigen Vermögensmaſſen nicht ſchon an ſich eine 
Schenkung darſtelle. Das bayeriſche Oberſte Landesgericht, das 
den Standpunkt, daß eine Schenkung nicht vorliege, teilt, führt 
hierzu in einer Entſcheidung vom 13. November 1908 (Das Recht 
1909 Nr. 90) aus, daß die Vereinbarung des Güterſtandes der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft nicht eine einfache Bereicherung 
des minderbegüterten Ehegatten aus dem Vermögen des anderen 
Teiles enthalte, ſondern ein familien rechtliches Verhältnis be⸗ 

gründe, das zur Verwirklichung der ehelichen Gütergemeinſchaft““) 
auf dem Gebiete der Vermögensverhältniſſe beſtimmt ſei. Die 
allgemeine Gütergemeinſchaft ſei die Rechtsform. die den Ges 
danken der ehelichen Lebensgemeinſchaft in der Geſtaltung des 
ehelichen Güterrechts am vollſtändigſten durchführe; fir unter⸗ 
werfe das beiderſeitige gegenwärtige und künftige Vermögen 
einer heionderen Ordnung, die es den Zwecken der Ehe und der 
Beſtreitung ihrer Laſten dienſtbar machen ſolle. Im gleichen 
Sinne und ausführlicher hat ſich neben anderen Schriftitellern 
Dr. Noth in der Neuen Steuerrundſchau 1920 S. 268 aus⸗ 
geſprochen während der Kommentar von Zimmermann⸗Mühe 
zum Erbſchaftsſteuergeſetz S. 192 8 40 Anm. mit einer mißwver⸗ 
ſtändlichen Bezugnahme auf das oben angeführte Reichsgerichts 
urteil regelmäßig Schenkung annimmt. Die Auffaſſung, daß die 
*) Ankündigung ſiehe Umſchlag, 
*) Lies: Gemeinſchaft. 
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Begründung der allgemeinen Gütergemeinſchaft auch bei großer 
Verſchiedenheit des beiderſeitigen Vermögens an ſich keine Schen⸗ 
kung in ſich ſchließt, erſcheint wobl begründet und zwar auch vom 
Standpunkt des § 40 ErbſcherG. und ſeiner erweiterten Be⸗ 
eriifsveitimmung der Schenkung. da jene Begründung eben darauf 
hinausläuft, daß der Wille der Beteiligten und auch des Zu⸗ 
wendenden nicht auf Bereicherung gehe.“ 5 
Damit hat ſich der Neichsfinanzhof alſo völlig auf den auch 
von mir vertretenen Standpunkt einer regelmäßigen Ver⸗ “| 
neinung der Schenkungsſteuerpflicht geſtellt, und es iſt nur 2 
u bedauern. daß er nicht auch gleich zu dem von mir mitgeteilten 
Erlaß des Reichsfinanzwineſeees vom 9 Sentew ber 1920 ausdrück⸗ 
lich Stellung genommen han. Ein vernich endes U. eil über jenen 
Erlaß MI: das Urteil des Rc allerdings auch ohne ausdrück⸗ 
liche Bezugnahme dar — Der Reichsfinanzhof har jetzt binnen 
Wochenfriſt zweimal fin dem oben zitierten Urteil vom 9. Des 
zember 1920 hinſichtlich der Schenkungsſteuerpflicht 
der ehelichen Güterſtands änderungen und in dem 
Gutachten vom 14. Dezember 1920 hinſichtlich der Kapital⸗ 
ertragsſteuerfreiheit der Bezugsrechte fh gr 
zwungen geſehen, den fiskaliſchen Standpunkt des Reichsfinanz⸗ 
miniſters rundweg abzulehnen. Es wäre lebhaft zu wünſchen, 
daß der RNeichsfinanzminiſter allmählich die ſich hieraus ergeben⸗ 
den Schlußfolgerungen zöge! 


Amſatzſteuer bei Zwangseinweiſungen 
durch Wohnungsämter, Zwangseinquartierung 
und Antervermietung eingerichteter Wohnungen. 


Von P. Hinz, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Köln. 
Syndikus für Steuer- und Zollrecht. 


Die große Wohnungsnot veranlaßt die Wohnungsämter 8 


immer weiterem Maßſtabe Mieter in möblierte Wohnungen ein⸗ : 
zuweiſen. Um dieſer Zwangseinweiſung zu entgehen, vermieten 2 
häufig Wohnungsinhaber freiwillig eingerichtete Räume an 
ihnen genehme Perſonen. Beſonders häufig iſt dies in dem be⸗ 
ſetzten Gebiet der Fall, wo die Wohnungsnot durch die Beſatzungs⸗ 


truppen bis zur Unerträglichteit geſteigert iſt. Hier treten 
auch noch Zwangseinquartierungen der Beſatzungstruppen 
und der zu ihnen gehörenden Familien hinzu. Zahl⸗ 


reiche Umſatzſteuerämter, ſo beiſpielsweiſe auch das in Köln, ver⸗ 
treten den Standpunkt, daß Mietseinnahmen aus derartigen 
berlaſſungen eingerichteter Räume ſtets umſatzſteuerpflichtig 
| find. Bezüglich der Zwangseinquartierung durch die Beſatzung s 
truppen haben die Amter urſprünglich eine Stellungnahme wegen 
der beſonderen hierbei mitſpielenden politiſchen Umftände ab: 
gelehnt und die Entſcheidung dem Reichsfinanzminiſter unter 
breitet. 2 
Arſprünglich vertraten die Finanzämter die Anſicht, daß jede 7 
derartige Vermietung umſatzſteuerpflichtig ſei, ohne hierbei Rück⸗ + 
ſicht auf das Moment der Gewerbsmäßigkeit oder Berufsmäßigkeit 
auf Seiten des Vermieters Rückſicht zu nehmen. Infolge zahl⸗ A 
reicher Angriffe in der Preſſe ſind fie zwar von ihrem Standpunkt 7 
nicht abgegangen, haben aber wenigſtens eine nähere Begrün⸗ 
dung insbeſondere auch für den letzterwähnten Punkt zu geben 
verſucht. So führt beiſpielsweiſe das Umſatzſteueramt in Köln 
aus, daß der Begriff der ſelbſtändigen gewerblichen Tätigkeit ſo⸗ 
wohl nach dem Umſatzſteuergeſetz ſelbſt wie auch nach der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des maßgebenden § 1 ein erheblich weiterer 
als in der übrigen Geſetzgebung ſei. Eine ſelbſtändige gewerbliche £ 
Tätigkeit im Sinne des Umſatzſteuergeſetzes ſei nämlich jede ſelb⸗ 2 
ſtändige, auf die Erzielung von Einnahmen gerichtete Tätigkeit 
von gewiſſer Fortdauer. Es ſei im 81 ferner ausdrücklich geſagt, 
daß die Abſicht der Erzielung eines Gewinnes nicht vorzuliegen 
brauche. Auch ſei es unerheblich, ob die Leiſtung freiwillig oder 
gezwungen geſchteht, da die Steuerpflicht nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen werde, daß die Leiſtung auf Grund geſetzlicher oder be⸗ 
hördlicher Anordnung bewirkt werde. Es genüge alſo eine auf 


ea von einer Umſatzſteuerpflicht keine Rede fein kann. 
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Erzielung von Einnahmen gerichtete Tätigkeit. Alle dieſe Merk⸗ 
male träfen auch auf Zwangseinmietungen zu. Nach Angabe 
dieſes Amſatzſteueramtes vertritt auch das Landesfinanzamt 
Köln die gleiche Auffaſſung, weiter iſt ſie inzwiſchen vom Reichs⸗ 
finanzminiſter beſtätigt worden. Letzterer hat auch auf Antrag 
des Umſatzſteueramtes Köln genehmigt, daß diejenigen Perſonen 
in den beſetzten Gebieten, die an Mitglieder der interalliierten | 
Kommiſſion, der Beſatzungsarmee ſowie deren Angehörige ver: 
mieten, von der Umſatzſteuer „ausnahmsweiſe“ befreit ſein 
ſollen, daß dieſe Befreiung jedoch nicht für diejenigen Kreiſe der 
Bevölkerung gelte, zu deren Gewerbe im Sinne der Gewerbe⸗ 
ordnung Vermietungen gehören, z. B. Hotels, Penſionen, 
Fremdenheime. — Um gleich bei dieſer letzteren Entſcheidung des 
Finanzminiſters zu bleiben, iſt zu bemerken, daß die Befreiung 
der nichtgewerbsmäßigen Vermieter nicht etwa „ausnahmsweiſe“ 
erfolgt, ſondern ihren Grund in der geſetzlichen Beſtimmung des 
& 1 Umſatzſteuergeſetz hat, und daß es nach dem Geſetz ebenſo 
ſelbſtverſtändlich iſt, daß die gewerbsmäßigen Vermieter umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig ſind. 


Auch im übrigen ſind die Anſichten der Finanzbehörden un⸗ 
zutreffend. Richtig iſt allerdings, daß die Abſicht, Gewinn zu er⸗ 
zielen, nicht erforderlich iſt. Unrichtig iſt die ſich in einzelnen 
Auslaſſungen der Umſatzſteuerbehörden findende Auffaſſung, als 
wenn alle Leiſtungen auf Grund geſetzlicher oder behördlicher An⸗ 
ordnung umſatzſteuerpflichtig ſind. Derartige Zwangsumſätze 
find natürlich auch nur unter der Vorausſetzung umſatzſteuer⸗ 
pflichtig, daß die Zwangsleiſtung innerhalb der gewerblichen 
oder beruflichen Tätigkeit erfolgt. 


Grundſätzlich unterliegen nach § 1 Umſatzſteuergeſetz die Liefe⸗ 
rungen und ſonſtige Leiſtungen der Umſatzſteuer, die jemand 
innerhalb der von ihm ausgeübten gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeit im Inland gegen Entgelt ausführt. In den Fällen der 
Einweiſung durch das Wohnungsamt oder bei freiwilliger Ver⸗ 
mietung, um der Einweiſung vorzubeugen, wird faſt ſtets das 
Moment der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit fehlen, ſo 
Der 
Richter oder der Kaufmann oder der Bankdirektor, der lediglich 
aus obigen Gründen Zimmer vermietet, übt doch keinesfalls eine 
gewerbliche Tätigkeit aus. Der Begriff der gewerblichen Tätig⸗ 
keit wird durch das Umſatzſteuergeſetz nicht verändert, ſondern 
lediglich erweitert. Ein Eingehen auf die Judikatur über dieſen 
Begriff würde hier zu weit führen; jedenfalls fehlt es bei der 
Zwangseinmietung an der notwendigen, auf dieſe Tätigkeit ge⸗ 
richteten Willenskundgebung des Vermieters. Die Behörde kann 
jemand zwingen, möblierte Zimmer abzugeben, aber ſie kann nicht 
jemand zum gewerbsmäßigen Zimmervermieter machen. Auch 
muß die Abſicht beſtehen, ſich aus der Vermietung eine Ein⸗ 
nahmequelle zu erſchließen, die gleichfalls oft fehlt. — Auch ſelbſt 
dann, wenn dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen, vielmehr je⸗ 
mand freiwillig ein Zimmer vermietet, daß ihm auch durch das 
Wohnungsamt nicht hätte genommen werden können, wird oft 
eine gewerbliche Vermietertätigkeit nicht in Frage kommen, ſo daß 
alſo auch dann eine Steuerpflicht entfällt. Wer einmal ein 
ſolches Zimmer vermietet, ohne die Abſicht zu haben, dies auch 
fernerhin wiederholt, alſo gewerbsmäßig, zu tun, bleibt ſteuer⸗ 
frei. Nicht jeder, der eine Lieferung oder Leiſtung vollführt, iſt 
umſatzſteuerpflichtig, ſondern er iſt es nur dann, wenn dies 
innerhalb ſeines Gewerbebetriebes oder Berufes erfolgt. Der 
Villenbeſitzer, der im Einzelfalle aus ſeinem Garten Obſt an 
ſeinen Freund verkauft, der Notar, der einen überzähligen 
Aktenſchrank veräußert, der Jäger, der ſeinen Hund verkauft, ſie 
alle bleiben umſatzſteuerfrei. 


Die Abgrenzung, was zur gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeit gehört, iſt oft recht ſchwierig. In erſter Linie wird es | 
ſich um Geſchäfte des Unternehmers mit feinen Kunden handeln, 
aber auch ſonſtige, an ſich außerhalb des eigentlichen Geſchäfts⸗ 
zwecks liegende Umſätze gehören hierher. Einen wichtigen Bei⸗ 
trag zur Klärung dieſer Frage gibt das Urteil des Reichsfinanz⸗ 
hofs vom 28. Dezember 1920 TI A 350/20“). In ihm vermeinte 


J Abgedruckt in der Deutſchen Steuerzeitung Nr. 11 S. 300. | 


die Beſchwerdeführerin, eine Aktienbrauerei, zur Unrecht zur Um⸗ 
ſatzſhteuer herangezogen zu ſein mit dem Erlös aus dem Verkauf 


einer Wirtſchaft, ferner veräußerter Einrichtungsgegenſtände (ab- 
genutzte Lagerfäſſer, Biergläſer, zweier zum Biertransport ver⸗ 
wandter Zugochſen), endlich mit der Miete für Wirtſchaftsräume. 
Der Finanzhof führt aus, daß zu der gewerblichen Tätigkeit eines 


Kaufmannes nicht nur der An- und Verkauf und die Bearbeitung 
der Ware, ſondern olle und jede Tätigkeit, die die Haupttätigkei! 
mit ſich bringt, gehöre. Es gehörten alle Hilfsgeſchäfte des Kauf⸗ 
manns hierher, die dazu dienten, den geſamten Betrieb aufrecht 
zuerhalten und fortzuführen: nicht nur die Anſtellung, ſondern 
auch die Entlaſſung von Gehilfen, nicht nur die Eröffnung, ſon⸗ 


dern auch die Verlegung einer Zweigniederlaſſung, nicht nur die 


Anschaffung, ſondern auch die Verwertung entbehrlicher und ver: 
brauchter Inventarſtücke. Dazu gehöre aber hier auch der Ver- 
kauf der Wirtſchaft und der Inventarſtücke. Die Umſatzſteuer⸗ 
pflicht der Miete für die Wirtſchaftsräume hänge davon ab, ob 
es ſich um eingerichtete Räume im Sinne des Geſetzes handele. 
Letzteres ſetze voraus, daß die Einrichtung ſo ausreichend ſei, daß 
der Raum zu dem Zweck, zu dem er vermietet wird, und dem die 
Einrichtung dient, benutzt werden kann. Was der Vermiete: 
ſtelle und was der Mieter zuzubringen habe, hänge von der Ver⸗ 
kehrsgewohnheit ab. Es genüge, daß die weſentlichen Einrich⸗ 


tungsgegenſtände, die den Raum zu einem eingerichteten machen. 
vorhanden ſeien. — Zu beachten iſt, daß die Vermietung nicht ein- 


gerichteter Räume ftets. alſo auch in obigen Fällen, nach 8 2 Nr. 
Umſatzſteuergeſetz umſatzſteuerfrei bleibt. 


„Steuerkniffe“ 
bei der Amſatzſteuer-Erklärung. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch einen Erlaß vom 
23. 12. 1920 (III U 10 366) die Landesfinanzämter anläßlich der 
Veranlagung zur Umſatzſteuer für das Kalen⸗ 
derjahr 1920 darauf hingewieſen, daß innerhalb der ſteuer⸗ 
pflichtigen Kreiſe über die Auslegung der geſetzlichen Vorſchriften 


noch oft Auffaſſungen vorherrſchen, die der vom Geſetzgeber ge: 


wollten Auslegung der geſetzlichen Vorſchriften entgegenſtehen. 
Insbeſondere werden nach dem genannten Erlaß bei Abgabe der 
Steuererklärung mitunter auch „Steuerkniffe“ angewendet, die 


nach der Meinung der Steuerpflichtigen ihnen Steuererſparniſſe 


bringen ſollen. Das iſt jedoch regelmäßig nicht der Fall. Der 
Erlaß führt in dieſer Beziehung aus: 

„Die Schwierigkeiten bei den Steuerpflich⸗ 
tigen zeigen ſich ſchon darin, daß nach den Berichten großer 
Umſatzſteuerämter bis zu 3 Vierteln der Steuererklärungen, zum 
Teil um erhebliche Beträge, zu niedrige Angaben über die ver: 
einnahmten Entgelte enthalten und daß beſonders bei kleineren 
Amtern bis zu 80 v. H. der Steuererklärungen infolge Unbehol⸗ 
fenheit oder Unwiſſenheit der Steuerpflichtigen auf dem Amt 
mündlich abgegeben werden. Eine Reihe von Berichten klagt 
darüber, daß ganze Berufsgruppen, vor allem große Teile der 
Landwirtſchaft, Viehkommiſſionäre, Pferdehändler, von kleineren 


Gruppen beſonders Blumenbindereien, mit allen Mitteln ver⸗ 


ſuchen, ſich ihrer Umſatzſteuerpflicht zu entziehen. An Steuer: 
hinterziehungsverſuchen im einzelnen werden beſon⸗ 
ders erwähnt: Im Herren- und Damenſchneidergewerbe, in 
Damenhut und Putzmachereibetrieben, im Tapezier⸗ und Juwe⸗ 
liergewerbe werden die Auftraggeber von den Geſchäftsinhabern 
veranlaßt, zur Erſparung der Luxusſteuer die Stoffe und weſent⸗ 
liche Zutaten ſelbſt zu liefern und zu dieſem Zwecke in demſelben 
Geſchäfte getrennt zu kaufen. Hierauf würde $5 AO. Anwendung 
finden (Verhandlungen über Abſtellung dieſes Mißbrauchs find 
begonnen). — Mit Rückſicht darauf, daß die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen beſtimmte Gegenſtände nach ihrer warenüblichen Be⸗ 
zeichnung als luxusſteuerpflichtig erklären, benennen Fabrikanten, 
beſonders im Wäſchegewerbe und in der Konfektion, die Gegen⸗ 
ſtände um und geben ihnen andere Bezeichnungen, auf Grund 
deren eine Luxusſteuerpflicht nicht gegeben iſt. So ſagen ſie ſtatt 
Gobelin „Phantaſieſtoff“, ſtatt Pyfamas vor der Bekanntmachung 
vom 3. Dezember 1920 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1920 


f we. 
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S. 1549) „Morgenrock“. — Bootsbauern werden nur Bootsrümpfe 
für Pachten und Segelboote in Auftrag gegeben. Die Fertig⸗ 
ſtellung des Fahrzen ese daun etweder duch die Auftrag⸗ 
geber oder durch private Zimmerleute. Die Anwendbarkeit des 
§ 5 A0. iſt zu prüfen. — Luxusſteuerpflichtige Privat ver⸗ 
käufer erklären häufig, den Käufer nicht zu kennen und geben 
dann einen offenbar zu niedrigen Preis an. Hier wird ſich das 
Umſatzſteueramt dadurch helfen können, daß es den Preis höher 
ſchätzt und ſo dem Verkäufer den Gegenbeweis überläßt. — Ber: 


gütungsanſprüche gemäß 8 4 UStG. werden erhoben, 


obwohl die Ausfuhrhändler nicht von Fabrikanten, ſondern von 


Händlern gekauft haben, die den unmittelbaren Beſitz nicht über⸗ 


tragen haben und daher ſteuerfrei waren. — Die Koſten der 
Verpackung werden bei Aufſtellung der Steuererklärung 
vom Verkaufspreis abgeſetzt oder bei gemiſcht ſteuerpflichtigen 
Gegenſtänden auf die allgemein ſteuerpflichtigen bezogen. — § 18 
UStG. wird mißverſtändlich dahin aufgefaßt, daß Unternehmer 
Arbeiten für Private im Werklohn nicht als luxusſteuerpflichtig 
anſehen. — Nur etwa 40 bis 60 v. H. der Steuerpflichtigen dürften 
von der Ermächtigung zur Pauſchverſteuerung im Falle des 8 47 
UStG. (vgl. Erlaſſe vom 19. Februar und 15. März 1920, Reichs⸗ 
ſteuerblatt S. 216 f. und 253) Gebrauch gemacht haben. Die 
Gefahr beſteht, daß ein erheblicher Teil der übrigen Steuer⸗ 
pflichtigen im Jahre 1921 luxusſteuerpflichtige, z. B. 1920 her⸗ 
geſtellte Waren unter der unzutreffenden Angabe, ſie bereits 
1919 erworben und auf Lager gehabt zu haben, mit einem Steuer⸗ 
ſatze von nur 1%% v. H. verſteuert. Hier ſcheint beſondere Auf⸗ 
ſicht geboten. — Es gehört zu den Hauptaufgaben der Leiter der 
Amſatzſteuerveranlagung, derartige »grundſätzliche Fälle von 
Steuerhinterziehungsverſuchen zu erfaſſen und darauf aufmerkſam 
zu machen. In dieſer Richtung würden ſich auch gerade die Vor⸗ 
orte beſonders betätigen können. Soweit derartige Steuerhinter⸗ 
ziehungsverſuche von allgemeinem Intereſſe ſind, erſuche ich er⸗ 
gebenſt um beſchleunigte Bekanntgabe an mich, damit ich einer⸗ 
ſeits die Steuerbehörden darauf aufmerkſam machen, anderſeits 
mit den Verbänden über Beſeitigung derartiger Verſuche 
verhandeln kann. In dem zum 1. Septemder geforderten 
Geſamtbericht (ſiehe zu V) wird auch über derartige „Steuer⸗ 
£miffe“), ſoweit fie von allgemeinem Intereſſe find, und über 
die Wege ihrer Bekämpfung zuſammenhängend zu berichten ſein. 
Eine Reihe von Schwierigkeiten, die für die Steuerpflichtigen be⸗ 
ſtehen, ſind auf die Ausführungsbeſtimmungen ſelbſt 
zurückzuführen. Das weitere Eindringen in das Geſetz wird die 
Behörden erkennen laſſen, in welchen Beziehungen die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen verbeſſerungsbedürftig ſind. Auch hierin 
würde eine Haupttätigkeit der Vororte zu erblicken ſein. Die 
Behörden haben derartige Verbeſſerungen bisher nur in ver⸗ 
ſchwindend geringem Umfang angeregt. Alle die Anderungen, 
die z. B. in meiner Bekanntmachung vom 3. Dezember 1920 (Zen⸗ 
tralblatt für das Deutſche Reich S. 1549) niedergelegt ſind. gehen 
im weſentlichen aus eigenen und aus Anregungen der Fachver⸗ 
bände hervor. Auf zahlreiche ſchwierige, noch unerledigte Fragen 


haben die Behörden nicht hingewieſen, z. B. im Glaſer⸗ und Putz 


gewerbe, in der 
Fertigerzeugniſſen), in der Möbelinduſtrie (ob 


Metallinduſtrie (Unterſchied zwiſchen Halb⸗ und 
Möbel, die Innen⸗ 


furniere aufweiſen, luxusſteuerfrei ſind), in der Bilderrahmen⸗ 


induſtrie, in der Lederinduſtrie (ob z. B. Brieftaſchen auch als 


Geldſcheintaſchen gelten), welche Stoffe und Zubereitungen als 


Geheimmittel anzuſprechen find. — 
Die an das Verhältnis zwiſchen Beamten 


und Steuerpflichtigen zu ſtellenden Anforderungen ſind 


in letzter Zeit wiederholt dadurch nicht erfüllt worden. daß 
mancher jüngere Beamte der Finanzverwaltung ſeine Stellung 
den Steuerpflichtigen und insbeſondere ihren Verbänden gegen⸗ 
über unzutreffend auffaßt. Den jüngeren Beamten wird es in 
vielen Fällen ſchwer ſein, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die fie 
vom Standpunkt der Steuerverwaltung aus zu beurteilen haben, 
in gleicher Weiſe zu überſehen, wie die Steuerpflichtigen ſelbſt. 
Das iſt ſelbſtverſtändlich. Es iſt gerade im letzten Jahrzehnt mit 
Recht beſonderer Wert darauf gelegt worden, daß der Beamte 
wirtſchaftlich denken lernt. Es wird daher keinem Beamten zu 
verdenken fein, wenn er ſich von Steuerpflichtigen über wirtſchaft⸗ 


1357 und 1920 von 


triebskapital gerechnet. 


liche Fragen belehren läßt. Das darf aber nie dazu führen, daß 
ſich der Beamte von dem Steuerpflichtigen leiten läßt. Es muß 
von ihm verlangt werden, daß er die Kenntniſſe des Steuerpflich⸗ 
zigen kediglich verwertet und über der Sache ſteht. So ſehr er den 
Steuerpflichtigen in deſſen Beruf anerkennt und anzuerkennen 
berechtigt und verpflichtet iſt, darf er nie vergeſſen, daß er der 
Vertreter des Staates iſt und daß es ihm obliegt, wirtſchaftliche 
und fiskaliſche Intereſſen nach Möglichkeit in Übereinftimmung 
zu bringen.“ 


Die Württembergiſche Gewerbeſteuer 
und die Körperſchaftsſteuer. 


Von Conſtantin Miller, Kameralverwalter a. D., Stuttgart. 


Das Land Württemberg hat die Gewerbeſteuer als Kataſter⸗ 
ſteuer durch Geſetz vom 28. April 1873, revidiert durch Geſetz vom 
8. Auguſt 1903, kurzweg Kataſterge ſetz genannt, geordnet. 
Jeder Gewerbetreibende hat eine Faſſion abzugeben, in 
welcher Zahl und Art der Hilfsperſonen und das Be⸗ 
triebskapital nach dem mittleren Stand und Wert 
in dem der Fatierung unmittelbar vorangegangenen Betriebsjahr 
berechnet find. Seit einigen Jahren ſind auch die jährlichen Um⸗ 
ſätze der vorausgegangenen drei Betriebsjahre anzumelden. Bei 
Gewer betreibenden mit doppelter Buchfüh⸗ 
rung wird in der Regel als Betriebskapital die Aktivſumme 
der letzten Bilanz unter Abzug der Immobilienwerte als Be⸗ 
Schulden (Kreditoren, Hypotheken, 
Darlehen) dürfen am Betriebskapital ni cht in Abzug ge⸗ 
bracht werden. Der Abzug der Immobilienwerte hat ſeinen 
Grund darin, daß die Immobilienwerte (Grundſtücke und Ge⸗ 
bäude) mit der Grund⸗ und Gebäudeſteuer belaſtet ſind. Bei 
Gewerbetreibenden mit doppelter italie⸗ 
niſcher Buchführung und 1—2jähriger Inventur gilt 
als Betriebskapital die Summe der Aktiven 
der neueſten Inventur. Abzuſetzen iſt auch hier der 


Werk der in der Inventur laufenden Grundſtücke und Gebäude 


Den Maßſtab der Einſchä 
ſönliche Arbeitsverdienſt des Gewerbetreibenden für 
ſeine Teilnahme an der Arbeit, für die Leitung der Geſchäfte. 
für ſeine Verantwortung, für die Anwendung von Kenntniſſen, 
Geſchicklichkeit, Erfahrung, Umſicht und Kraft bei dem Betrieb, 
ſodann der nach Prozenten zu ſchätzende Ertrag aus dem 
Betriebskapital. Der Prozentſatz richtet ſich nach der 
Lage und Art des Betriebes und der Umlaufsgeſchwindigkeit des 
Gewerbekapitals, d. h. wie oft und mit wieviel jedesmaligem 
Nutzen dasſelbe in einem beſtimmten Zeitraum umgeſetzt wird. 
Das von der Einſchätzungskommiſſion gebildete Steuerkapital 
wird dann nicht ganz dem Steuerſatz unterſtellt, ſondern es 


tzung bildet einmal der pet: 


| find Abzüge hiervon vorgeſehen, und zwar 


| a) für die Staats beſteuerung b) für die Gemein de 
Steuerkapital beſteuerung 
bis zu 1000 M 60% 30% 
von 1001 bis 5000 % 50% 25% 
von 5001 bis 10000A 40% 20% 
von 10 001 bis 30 000 „ 30% 15% 
von 30 000 M und mehr 20% 10% 


* 


Der Steuerfuß für die Staatsbeſteuerung wird g 


durch das jeweilige Finanzgeſetz beſtimmt und beträgt derzeit 
bei einem Steuerkapital bis zu 1 000 M 21% 

von 1001 bis 5000 4 2,5% 

von 5001 bis 10 000 „ 3% 

von mehr als 10 000 „ 4% 


Der Steuerfuß für die Gemeindebeſteuer ung iſt 


durch das Geſetz vom 8. Auguſt 1903 über die Beſteuerungs⸗ 


rechte der Gemeinden und Amtskörperſchaften geregelt und 
wird Gemeindeumlage genannt. 
ſchieden, richtet ſich nach dem Fehlbetrag des Gemeindehaushalts⸗ 
planes und wird jährlich feſtgeſtellt. Die Stadtgemeinde Groß⸗ 
Stuttgart hatte z. B. 1918 eine Umlage von 7%, 1919 von 
27%. Mit Rückſicht auf die ſteuerliche 


Dieſelbe iſt ſehr ver⸗ 


. 


1 


ö 
> 


* 


Schonung der körperſchaftsſteuerlichen Betriebe und ihre kapital⸗ 
kräftigeren Schultern hat das Ausführungsgeſetz zum 


Landesſteuergeſctz vom 24. Dezember 1920 mit Wir⸗ 
kung vom 1. April 1920 angeordnet, daß der Abzug 
vom Gewerbekataſter für ſtaatliche und gemeinde 
liche Beſteuerung bei den Unternehmen auf⸗ 
gehoben wird, die mit ihrem Einkommen der 
Körperſchaftsſteuer unterliegen. Nur für Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ſowie bei Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung bleibt der Abzug beſtehen, wenn das 
Steuerkapital nicht mehr als 30 000 „ beträgt. Außer dem Weg⸗ 
fall des Abzugs hat aber das Geſetz eine weitere Belaftung 
auf die Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung gelegt: „Bei Unternehmen dieſer Art, die ein Steuer⸗ 
kapital von mehr als 50 000 A, 100 000 , 300 000 A, 400 000 MH 
und 500 000 AM zu verſteuern haben, erhält das Gewerbekataſter 
einen Zuſchlag von 10, 20, 30, 40 und 50 v. H.“ Die Wirkung 
dieſes Geſetzes für eine G. m. b. H. mit 200 000 % Gewerbe⸗ 
ſteuerkapital ſoll an einem Beiſpiel klargemacht werden. 
1. Altes Recht: Steuerfapital 200 000 A 
pflichtig für den Staat 
(20% Abzug! — 160 0004 
Steuerja 47 — 
pflichtig für die Gemeinde 
(10% Abzug) = 180 000 A 
Steuerſatz 27% — 48 600 „ Steuer 
Geſamtleiſtung — 55 000 AM Gewerbeſteuer. 
2. Neues Recht: Steuerkapital 200 000 4 


6 400 4 Steuer 


pflichtig für d. Staat 


(20% Zuſchlag) = 240 000 A 
Steuerfuß 47 = 
pflichtig f. d. Gemeinde 
(20% Zuſchlag) — 240 000 A 
Steuerfuß 7% — 


9 600 4 Steuer 


64 800 AM 


Das Ausführungsgeſetz zum Landesſteuergeſetz hat ſomit 
eine G. m. b. H. mit Sitz in Stuttgart um 19 400 M Gewerbe- 
ſteuer härter belaſtet. Die offene Handelsgeſellſchaft 
und Kommanditgeſellſchaft zahlt auch nach dem neuen 
Recht beim gleichen Steuerkapital von 200 000 A, da für dieſe 
Handelsrechtsformen der Abzug beſtehen bleibt und kein Zu⸗ 
ſchlag dazu kommt, 55 000 M Gewerbeſteuer, kommt alſo um 
19 400 M billiger als die G. m. b. H. Dabei iſt zu berückſichtigen, 
daß Groß⸗Stuttgart noch immer eine im Verhältnis zu anderen 
württembergiſchen Gemeinden nicht übermäßige Umlage hat. 
Dieſe württembergiſche Gewerbeſteuer, welche ſofort bei der er⸗ 
träglicheren Körperſchaftsſteuer der A.⸗G. und G. m. b. H. ein⸗ 
ſetzte, wird der Gründung neuer Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung einen Dämpfer aufſetzen. Was an Körperſchafts⸗ und 
Einkommenſteuer durch geſchickte Faſſung des Geſellſchaftsvertrags 
geſpart werden kann, wird in nicht ſeltenen Fällen durch die er⸗ 
höhte Gewerbeſteuer weggeholt werden. 


Aus der Rechtiprechung des Reichsſinanzhofs. 
Von Reichsfinanzrat Dr. Kloß, München. 
A. Kriegsſteuer [Bilanzfragen). 

Überweiſungen au unſelbſtändige Wohltätigkeitsfonds ſind keine 
abzugsfähigen Paſſiven, ſondern lriegsſteuerpflichtige Rückſtellungen 
für künftige Ausgaben (Kr StG. 1918 § 15). Urt. v 14. Dezember 1920 
TA 179/20. 

Die Berufungskommiſſion hatte entgegen dem Verlangen der be⸗ 
ſchwerdeführenden Atttengeſellſchart in den Geſchäftsgewinn der Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre eine Rech von Beträgen eingerechnet, die die Geſellſchaft 
in den Kriegsgeſchäftsjahren aus ihren Reingewinnen vier verſchiede 
nen bei ihr beſtehenden Fonds nämlich a) der H.⸗Stiftung, b) der 
Kriegsfürſorgeſtiftung, c) der Beamtenverſorgungskaſſe, d) der Ver⸗ 
ſorgungskaſſe des Meſſingwerkes überwieſen hatte, und dies damit be⸗ 
gründet, daß jene Überweiſungen an die im Vermögen der Geſellſchaft 


verbliebenen Fonds nicht zur Deckung damals beſtehender Verpflichtun⸗ 


künftige Verwendungen darſtellten. 


gen geſchehen ſeien, ſondern Steuerpflichtige Rückſtellungen für zu⸗ 


Die Rechtsbeſchwerde batte keinen 
Erfolg. 


£ ) Zum Abdruck in der amtlichen Sammlung beſtimmt. 


„Daß an den Bilanzſtichtagen einer der unter a bis d bezeichneten 
Fonds Rechtsperſönlichkeit gehabt habe und ſomit ein Gebilde geweſen 
fei, dem ein ſelbſtändiges Forderungsrecht gegenüber der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft hätte zuſtehen können, behauptet die Geſellſchaft ſelbſt nicht. Die 
Rechtsbeſchwerde vertritt die Anſicht, es müſſe nach den wirtſchaftlichen 
Grundſätzen ſo angeſehen werden, als wenn die Formalien für die 
Gründung und Eintragung des Fürſorgevereins ſchon an dem früheren 
Bilanzſtichtag erfüllt geweſen wären; bei dem ſelbſtverſtändlichen 
Standpunkt des Aufſichtsrats der Beſchwerdeführerin, daß einmal für 
Wohlfahrtszwecke angeſetzte Beträge niemals für andersgeartete Zwecke 
in Anſpruch genommen werden könnten, hätten die aus dem Gewinn 
ausgeſonderten Beträge vom Augenblick der Ausſonderung an als 
Schulden der Geſellſchaft zu gelten. Das iſt rechtsirrig. Ein 
— wohltätiger — Verein der hier fraglichen Art erlangt nach § 21 des 
BGB. durch Eintragung in das Vereinsregiſter Rechtsfähigkeit. Dieſe 
Eintragung hat alſo keineswegs bloß „formale“ Bedeutung, ſondern iſt 
die unerläßliche Vorausſetzung für die Entſtehung der Rechtsperſönlich⸗ 
keit und demgemäß keineswegs auf einen früheren Zeitpunkt zurück⸗ 
beziehbar. Eine Schuld der Geſellſchaft aber kann 
rechtlich weder durch die bloße Ausſonderung von 
Gewinnbelrägen aus dem Gewinn zum Zwecke 
ihrer künftigen Verwendung zu Wohlfahrts⸗ 
wecken begründet werden, noch dadurch, daß die 
Geſellſchaft ſich ſelbſt an den von ihr mit der 
Ansſonderung verfolgten Zweck natürlicherweiſe 
dauernd gebunden erachtet, ſondern nur gegen 
über anderen Perſonen durch befonderen Rechts 
titel. Es fragte ſich demgemäß hier, ob denjenigen, zu deren Vorteil 
die betreffenden Fonds beſtimmt waren — den Angeſtellten der Ge⸗ 
ſellſchaft und deren Angehörigen — zu dem entſcheidenden Zeitpunkt 
jener Bilanzſtichtage ein entſprechender Rechtsanſpruch auf — gegen⸗ 


würtige oder künftige — Zahlung aus dem Fonds gewährleiſtet war. 


eines gegen 


Dieſe Frage bat die Berufungskommiſſion im Einklang mit den bei⸗ 
gebrachten untundlichen Unterlagen rechtlich zutreffend verneint.“ 


Einſtellung von Forderungen, deren rechtlicher Beſtand zweifelhaft 


iſt. in die Bilanz [Kr StG. 1916 8 16). Urt. v. 7. Jannar 1921 14 * 


192/20. 

Streitig iſt nur die Frage, ob ein unter die Kreditoren der Bilanz 
des vierten Kriegsgeſchäftsjahrs aufgenommener Poſten von 200 000 4 
dem Bilanzgewinne hinzuzurechnen iſt. Es handelt ſich um den Be- 
trag den die Geſellſchaft zurückgeſtellt hatte für den von ihrem Vorſtand, 
Aufſichtsrat und den Beamten erhobenen Anſpruch auf Tantieme an 
der Sonderrücklage für die Kriegsabgabe. Die Geſellſchaft vertrat in 
den Vorinſtanzen den Standpunkt, daß es ſich nicht um eine wirkliche 
Rücklage, ſondern um eine Schuld gehandelt habe. Bei der Veranlagung 
wurden die 200 000 4 dem Bilanzgewinne hinzugeſchlagen. 


Der Rechtsbeſchwerde iſt ſtattgegeben worden, ohne daß zu der 
Zivilrechtsfrage, ob die Kriegsſteuerrücklage tantiemepflichtig iſt, Stel⸗ 
lung zu nehmen war. 


„Dieſe Frage war zur Zeit des für die Bilanz maß⸗ 
gebenden Stichtags außerordentlich ſtreitig und iſt es noch jetzt. Das 
Urteil des Reichsgerichts vom 10. Juni 1918, Jur. Wochenſchrift Ende 
Oktober 1918 S. 686, kam für die Beurteilung der Sache durch die 
Aktiengeſellſchaft am Bilanzſtichtage, 30. Inni 1918, noch nicht in 
Betracht. Unbeſtritten iſt, daß die Tantiemeberechtigten den Anſpruch 
erhoben haben. Die Steuerbehörde kann nicht ver⸗ 
langen, daß bei Zweifeln an der Rechtsgültigkeit 
die Geſellſchaft geltend gemachten 
Anſpruchs die Abgabepflichtige dieſen Anſpruch 
verneint. Wie ſich die Geſellſchaft dazu ſtellen 
will, ift vielmehr eine Frage ihres bernünftigen 
taufmänniſchen Ermeſſens im Einzelfall, und es 
würde Sache der Steuerbehörde geweſen ſein, darzulegen, daß ein 
ordentlicher Kaufmann auch bei vorſichtiger Schätzung ſeines Vermögens 
das Beſteben der ſtreitigen Tantiemeanſprüche hätte verneinen müſſen. 
Davon launn bei der Yweifelbaftigfeit der Rechtsfrage keine Rede ſein. 
Iſt ſomit grundſätzlich die Frage der Abzugsfähigkeit im Sinne der 
Nechtsbeſchwerde zu beontwortem, ohne daß es einer Stellungnahme 
zu der Frage der Tantiemepflicht der Sonderrücklage bedürfte, ſo iſt 
mt Rückſicht auf 8 22 Abſ. 2 des Kriegsabgabegeſetzes 1918 eine Eln⸗ 
ſchränkung zn machen. Soweit die 2006004 zur Deckung der Tan- 
tiemeforderung ſämtlicher Berechtigter bezüglich der Kriegsſtener 1916 
und zur Deckung der Tantiemeſorderung der außer den Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern porbandenen Berechtigten für 1918 erforderlich waren, iſt 
die Abzugsfabigten nach den obigen Ausführungen in jedem Falle zu⸗ 
zubilligen. Bezſigſich desjenigen Anteils der Piickſtellung, welcher auf 
die nach Ansicht der Aktienogeſellſchaſt am Bilanzſtichtage begründet 
geweſene Zorderung der Aufſichtsratsmitglieder an den Teil der 
Sonderrücklage, welcher für die Kriegsabgabe 1918 nach Zahlung der 
Kriegsſtener 1916 noch übrig blieb, iſt das kaufmänniſche Ermeſſen, 


1 


uuch ſoweit es ſich im Rahmen ordnungs mäßiger Buchführungsgrund 
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ſätze hielt, eingeſchränkt durch die Sondervorſchrift des 8 22 Abſ. 2 
Satz 2. Das dort ausgeſprochene Verbot des Abzugs der Tantieme 
greift hier ein. Soweit die Forderung auf die Tantieme erſt auf 
Grund des Bilanzgewinns 1918 begründet wurde, iſt fie überhaupt 
nicht abzugsfähig, alſo auch nicht bezüglich des auf die Sonderrücklage 
entfallenden Betrags.“ 


Formloſe Verlegungen der Geſchäftsjahre einer G. m. b. H. find 
ſteuerlich nicht zu beachten (kr Abg. 1919 $ 17). Urteil v. 30. Dezember 
1920 1 A 222/20. 


Nach dem nicht geänderten Artikel 8 des Geſellſchaftsvertrags der 
beſchwerdeführenden Geſellſchaft vom 24. Juni 1899 werden die Bücher 
alljährlich auf dem 31. 


ſchäftsjahr ſatzungsgemäß mit dem Kalenderjahre zuſammenfallen ſoll. 
Wenn Beſchwerdeführerin behauptet, daß ſie ſeit dem Jahre 1902 die 
Bilanz jeweils für den 30. Juni des Jahres aufgeſtellt habe, fo, lönnte 
dieſe Tatſache, ſelbſt ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, für ſich allein 
eine Verlegung des Geſchäftsjahrs nicht begrün⸗ 
den. Hierzu wäre eine Anderung des Geſellſchaftsvertrags erforder⸗ 
lich, die nach der zwingenden Vorſchrift des 8 53 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
gerichtlich oder notariell beurkundeten Beſchluß der 
ſchafter herbeigeführt werden kann. Ebenſowenig eine Ver⸗ 
legung des Geſchäftsjahrs durch das angeblich ſeit 1902 
geübte Verfahren, die Bilanz auf den 30. Juni aufzuſtellen, herbei⸗ 
geführt werden. Wird daher davon ausgegangen, daß das ſatzungs⸗ 
mäßige Geſchafasjahr mit dem Kalenderjahre zuſammenfällt, fo hat als 
erſtes Kriegsgeſchäftsjahr gemäß § 15 des Kriegsſteuergeſetzes das 
Kalenderjahr 1914 zu gelten, da es den Monat Auguſt mitumfaßt. 
Als drittes Kriegsgeſchäftsjahr gilt die Zeit vom 1. Januar 1916 bis 
31. Dezember 1916. Für die Veranlagung zur Kriegsſteuer 1916 hatten 
ſomit die in die Zeit vom 1. Januar 1914 bis 31. Dezember 1916 fal⸗ 
fenden drei Kriegsgeſchäftsjahre in Betracht zu kommen. 


Für die Veranlagung zur Kriegsabgabe 1918 gilt nach 8 28 Abſ. ! 
des Kriegsabgabegeſetzes 1918 als viertes Kriegsgeſchäftsjahr das Ge⸗ 
ſchäftsjahr, das auf den durch § 15 des Kriegsſteuergeſetzes vom 
21. Juni 1916 erfaßten Zeitraum folgt. Bei richtiger Veranlagung 
war danach der Kriegsabgabe 1918 das e a vom 1. Januar 
1917 bis 31. Dezember 1917 als 4. Kriegsgeſchäftsjähr zugrunde zu legen. 
Ausweislich der Akten iſt die Veranlagung für die Kriegsabgabe 1918 
dementſprechend im vorliegenden Falle erfolgt. 


Für die Veranlagung zu der hier allein ſtreitigen Kriegsabgabe 
1919 gilt nach $ 17 des Kriegsabgabegeſetzes 1919 als fünftes Kriegs⸗ 
geſchäftsjfahr das mindeſtens zwölf Monate umfaſſende Geſchäftsjahr, 
das auf den durch § 23 des Kriegsabgabegeſetzes 1918 als viertes 
Kriegsgeſchäftsjahr erfaßten Zeitraum in der Weiſe folgt, daß die fünf 
Kriegsgeſchäftsjahre einen ununterbrochenen Zeitabſchnitt umfaſſen. 
Aus dieſer vom Geſetz aufgeſtellten unwiderlegbaren Rechtsver mutung 
(gilt“) folgt, daß als 5. Kriegsgeſchäftsjahr der Zeitraum vom 1. Für 
nuar 1918 bis 31. Dezember 1918 und nicht, wie die Vorinſtanz ent- 
ſchieden hat, der Zeitraum vom 1. Jannar 1919 bis 31. Dezember 1919 
zu gelten hat. Die angefochtene Entſcheidung verſtößt ſomit gegen den 
8 17 des Kriegsabgabegeſetzes 1919, wenn fie die von der Beſchwerde⸗ 
führerin für die Zeit vom 1. Januar 1918 bis 31. Dezember 1918 auf- 
geſtellte Kriegsbilanz, weil ſie die vierte nach Ausbruch des Krieges 
aufgeſtellte Bilanz iſt, der Bilanz des 4. Kriegsgeſchäftsjahrs im Sinne 
des Kriegsabgabegeſetzes 1918 gleichſtellt. Das vierte Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahr umfaßt vielmehr nach den obigen Ausführungen den Zeitraum 
vom 1. Januar 1917 bis 31. Dezember 1917 und iſt, wie bereits er⸗ 
wähnt, auch tatſächlich der Veranlagung zur Kriegsabgabe 1918 zu⸗ 
grundegelegt. 

Bei dieſer Rechtslage kann aber auch dem Begehren der Be⸗ 
ſchwerdeführerin, die Bilanzen für die vergangenen Jahre jeweils für 
einen Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Juni nachträglich aufſtellen und 


Geſell⸗ 


der Veranlagung zur Kriegsabaabe 1919 die Bilanz für die Zeit vom 


J. Juli 1918 bis 30. Juni 1919 zugrunde legen zu dürfen, nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Denn dies Verlangen würde nichts anderes bedeuten 
als eine nachträgliche Verlegung bereits abgelaufener Geſchäftsjahre. 
Aus der einem Geſchäftsjahr zukommenden weit ⸗ 
tragenden Bedeutung folgt, daß eine nachträg⸗ 
liche, von der Willlür der Geſellſchaft abhängige 
Anderung abgelaufener Geſchäftsjahre als den 
tatſächlichen Verhältniſſen widerſprechend auch 
nicht für die Zwecke der Steuerveranlagung vor⸗ 
genommen werden kann und daher ſelbſt dann für unzu⸗ 
läſſig erklärt werden müßte, wenn fie durch eine den formellen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechende Anderung des Geſellſchaftsvertrags 
nachträglich beſchloſſen würde.“ 


Dezember und erſtmals auf den 31. Dezember 
1899 abgeſchloſſen und die Bilanz gezogen. Daraus folgt, daß das Ge⸗ 


nur durch einen 


B. Schenkungsſteuer. 5 

Schenkungsſtener für Rentenverſprechen. Zuſammenrechnung meh⸗ " 
rerer Zuwendungen nach § 38 ErbStG. 1919 (Gutachten des RIO. 

v. 7. Januar 1921 1 D 8½0). 

Das Gutachten, wegen deſſen ſahr ausführlicher Begründung auf 
den Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen und Gut⸗ 
achten des Ri H. Bd. 4 S. 243 ff. verwieſen werden wuß, geht dahin: 

1, Betrifft vie Schenkung die Belrellung eines einheulichen Renten⸗ 
ſtammrechts, als deſſen Erträge ſich die einzelnen Rentenbezuüge bar- 
ſtellen, ſo entſteht die Steuerpflicht mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Rentenbeſtellungsvertrag rechtliche Wirkung erlangt. Die Steuer iſt zu 
berechnen auf Grund des Wertes des Rentenſtammrechts für dieſen 
Zeitpunkt gemäß $8 144, 145, 143 Ubi, 3 der Reichsabgabenordnung. 
Betrifft die Schenkung die Beſtellung ſelbſtandiger Anſprüche auf die 
einzelnen Rentenbezüge, ſo tritt die Steuerpflicht bezüglich jeder 
Rentenzahlung mit dem Zeitpunkt der Zahlung ein; die Steuer iſt l 
gemäß § 38 des Erbſchaftsſteuergeſetzes zu berechnen. 

II. Bei der Zuſammenrechnung mehrerer Zuwendungen auf Grund 
des § 38 des Erbſchaftsſteuergeſetzes find + 4 
a) die bei den Einzelzuwendungen vorhanden geweſenen perſönlichen 4 
Verhältniſſe nach 88 26 Ubi. 1, 27, 28 Abſ. 1 nach dem bei jeder 1 
einzelnen Zuwendung maßgebend geweſenen Sachverhalte zu be⸗ 
urteilen; i 
b) die Berückſichtigung der Vermögensverhältniſſe des Erwerbers nach 

§ 28 Ubi. 2 hat in der Weile zu erfolgen, daß die Steuer zunächſt 

nach dem zuſammengerechneten Erwerbe nach 8 28 Abi. 1 berechnet 

und dann verhältnismäßig auf die Einzelerwerbe verteilt wird, für 

den fo für jeden Einzelerwerb gefundenen. Steuerbetrag wird dann 

der Zuſchlag nach dem zur Zeit der Einzelerwerbe vorhandenen 

Vermögen berechnet. In den unter a] genannten Fällen iſt der 

Zuſchlag zu dem auf jede Einzelzuwendung rechnungsmäßig entjal- 

lenden Steuerbetrage nach den zur Zeit des entſprechenden Einzel“ 

e gegebenen Vermögensverhältniſſen des Bdachten zu be 

rechnen; 

c) für die nach § 28 Abſ. 8 eintretenden Steuerermäßigungen 

Zeitpunkt der Einzelzuwendungen maßgebend. ar 

Eine Erftattung der Schenkungsſteuer auf Grund des 5 38 

Saß 2 findet nicht ſtatt. * 
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iſt der 


C. Umſatzſteuer. = 

Keine Umſatzſteuer von dem für die vertragsmäßige N ee 
eines Vertrags gewährten Entgelt (UStG. & 1). Urteil v. 28. Dezbr. 
1920 If A 319/20, y 

Eine ſteuerpflichtige Leiſtung im Sinne des Umſatzſteuergeſetzes 
kann auch in einem Unterlaſſen beftehen. Es kann eine umſagſtener⸗ 
pflichtige Leiſtung z. B. auch in der geſicherten Nichtausübung eines 
Patents, in der vereinbarten Beſchränkung des Betriebs auf beſtimmte 
Verfahrensarten, in der Verpflichtung, ein Patent innerhalb eines 
beſtimmten Bezirks nicht auszunutzen, liegen. Es wird ſich jedoch immer 
um einen gewiſſen Dauerzuſtand handeln müſſen, um in einem Untere — 
laſſen, einem Verzicht, eine umſatzſteuerpflichtige Leiſtung erblicken zu 
können. Bei der bloßen Aufhebung eines Vertrages dagegen liegt die 
Sache fo, daß urſprünglich zwiſchen den Parteien eine Leiſtung verein, 


2 
. 


bart war und daß hinterher die Parteien übereinkommen, daB nich! x 
geleiſtet wird. Das Entgelt wird alſo nicht für eine 
Leiſtung, ſondern im Gegenteil für die Abſtand 
nahme von einer Leiſtung gezahlt Died ſchließt aber f 
die Umſatzſteuerpflicht aus. * 

Kein Abzug übernommener Hypotheken und Grundſchulden vom a, 
Entgelt bei gewerbsmäßigen Grundſtücksverkäufen (UStG. 1918 8 6 
UStG. 1919 $ 8). Urt. v. 28 Januar 1921 II A 42721. 2 

Die Rige der Rechtsbeſchwerde, daß die Übernahme beſtehender 7 


Oypothekenſchulden durch den Erwerber bei der Veräußerung eines * 
Grundſtücks nur dann ein Entgelt für die Veräußerung ſei, wenn der 
Verkäufer von den Schulden befreit werde, iſt nicht begründet. Nicht 
die Befreiung des Verläufers, ſondern ſchon die Schuldübernahme bildet 
einen Teil des Entgelts. Wird die Befreiung nicht bewirkt, weil der 
Gläubiger die Genehmigung der Schuldübernahme verweigert, ſo 2 
bleibt die Verpflichtung des Erwerbers, den Gläubiger rechtzeitig N. 
au befriedigen, ſoweit nichts anderes vereinbart iſt, nach 8 415 Abſ. > 7ug 
Ben beftehen, Das Abkommen behält ſeine Bedeutung als Schuld⸗ 
erfüllungsbertrag. 

Außerdem iſt zu beachten, dei 
liche Schuld oder die Erfüllung ot 
thekariſche Belaſtung ſibe : non me, 


der Erwerber nicht nur die perſön⸗ 
Schuld, ſondern auch die hypo⸗ 
ol. Der in der Rechtsbeſchwerde 
verwertete Gedanke daß der Vo. au eines mit Hypotheken belaſteten 
Grundſtücks nur ſein „Guthaben“ am Grundſtück aufgebe, iſt, auch 
wirtſchaftlich betrachtet, nicht zutreffend. Nach der A uffaſſung 
des Verkehrs it Gegenftand des Umſates nicht 
das Guthaben, fondern das Grundſtück fo, wie es 
benützt werden lann. Dr Käufer will nicht das Guthaben 
des Verkäufers am Grundſtück, ſondern das Grundſtuück erwerben. Der 


. 


Käufer erwirbt das Grundſtück nicht unter Ab rechnung, ſondern unter 
An rechnung der Laſten, d. h. unter ihrer Verrechnung auf den Preis. 
Die Umſatzſtener ift deshalb auch von dem auf die 
Hypotheken verrechneten Teile des Erlöſes zu 
entrichten. Die Sache liegt icht anders, als wenn jemand eine 
verpfändete Sache von dem Verpfänder unter Anrechnung der zur 
Einlöſung des Pfandſcheins zu verwendenden Summe erwirbt; vgl. 
9 8 Abſ. 5 UStG. 1919. 


D. Grunderwerbſteuer. 
Anfechtung von Entſcheidungen über Hypothekenan rechnung nach 
$ 14 GrErwStG. Urteil v. 14. Januar 1921 IT A 338/20. 
Es handelt ſich um eine erſtinſtanzliche Entſcheidung des Landes⸗ 


finanzamts gemäß § 14 GrErwStG. Dieſes Geſetz jagt nichts darüber, 


mit welchen Rechtsmitteln die Entſcheidung angefochten werden kann. 
Es kommen daher in dieſer Beziehung die Vorſchriften der Reichs⸗ 
abgabenordnung zur Anwendung. Nach dieſen aber kann die Ent⸗ 
ſcheidung, da es ſich um kein Berufungsverfahren ($$ 217, 218 der 


Reichsabgabenordnung) handelt, nur mit Beſchwerde angefochten 
werden, über welche der Reichsfinanzminiſter zu entſcheiden hat 
88 224, 281, 282 und 8). . 


E. Kapitalertragſteuer. 
Zu den „Gemeinnützigen Zwecken“ im Sinne von $ 3 Abi. 1 Ziff. 2 


* KapErtrStG. gehören nicht kirchliche Zwecke; auch Grabpflege iſt nicht 


| RKonießko S. 260 dieſer Zeitſchrift): 


dazu zu rechnen. Urteil v. 26. Januar 1921 IA 1/21. 
Streitig iſt die Kapitalertragſteuerpflicht der beſchwerdeführenden 


irchen inde in b di träg wiſſer Wertpapiere, die 9 : 
Kirchengemeinde in bezug auf die Erträge gewiſſe ertpap Jane 


der Kirchengemeinde von einer Reihe inzwiſchen verſtorbener 8 
ſonen mit der Auflage vermacht worden find, aus den Zinſen die 
Koſten der Pflege ihrer Gräber während 40 Jahren zu beſtreiten. 

Die Rechtsbeſchwerde hatte keinen Erfolg. „Unrichtig iſt die An⸗ 


nahme, die Grabpflege — und demgemäß die derzeitige Verwendung 


der Kapitalerträge — diene einem gemeinnützigen Zwecke. Gemein⸗ 
nützig ſind ſolche Zwecke, die dem 
Beſten zu dienen beſtimmt find, der Allgemein⸗ 
beit förderlich find und ihr zugute kommen; dieſe 
Allgemeinheit kann zwar in gewiſſer Hinſicht, insbeſondere auch örtlich, 
begrenzt ſein; in einem Gegenſatze zu ihr ſteht aber ein kleiner ge⸗ 
ſchloſſener Perſonenkreis, wie insbeſondere etwa ein Familienverband. 
Einen materiellen und ideellen Vorteil von der Pflege des Grabes 


eines Verſtorbenen hat aber nur die Geſamtfamilie, der er angehörte, 


alſo nicht die Allgemeinheit. Wollte man übrigens mit der Beſchwerde⸗ 
führerin die Grabpflege als die ganze Kirchengemeinde angehend er- 
achten, fo käme höchſtens ein kirchlicher Zweck in Frage; aus der Er 
füllung rein kirchlicher Zwecke aber, die insbeſ. auch in der neueren 
Steuergeſetzgebung von mildtätigen und gemeinnützigen Zwecken 
unterſchieden werden kann, da fie im § 3 Abf. 1 Ziff. 2 Buchſt. b des 
KapErtrStch. nicht mit aufgeführt find, eine Befreiung nach dieſer Vor 
ſchrift nicht hergeleitet werden. 

Gemäß der Vorausſetzung in dieſer Geſetzesvorſchrift, daß die 
Stiftungen uſw. mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken „dienen“, 
kommt es auch nur auf die Zweckbeſtimmung zur Zeit der Fälligkeit 
des Kapitalertrags und der Steuer (88 9, 10 KapErtrSt®.) an. Der 
in der Rechtsbeſchwerde wiederholte Hinweis darauf, daß ſpäter nach 
Ablauf der für die Grabpflege vorgeſehenen Zeit, die Kapitalerträge 
zu anderen kirchlichen Zwecken, namentlich Beſoldungen, Verwendung 
finden werden, iſt daher rechtlich belanglos.“ 


F. Reichs ſtempelgeſetz. 


Zu Tarifnummer 1A b RStemp. (Vgl. den Aufſatz von 


Unter Gegenleiſtungen im Sinne des zweiten Satzes der Be⸗ 


allgemeinen 


aber das, was die Geſellſchaft 


vorbezeichneten Wertes der Geſamtwert der Gegenleiſtungen. Das 
Wort „Gegenleiſtung“ iſt hier nicht, wie ſprachlich wohl möglich wäre, 
im Gegenſatze zu dem Worte „Leiſtung“ im erſten Satze gebrauch! 
ſondern ſteht in Parallele mit dem Worte „Barzahlung“ des Kon⸗ 
ditionalſatzes im Satze 2. Unter dieſen Gegenleiſtungen 
kann demnach nur verſtanden werden und tft bis 
her immer verſtanden worden, was die Geſell⸗ 
ſchafter für die Geſchäftsanteile gewähren, nich! 
etwa neben den 
Geſchäftsanteilen für Sacheinbringen gewährt: 
Dies ergibt ſich daraus, daß die Beſteuerung nach Tarifnummer 1A b, 
wie der Eingang der Berechnungsvorſchrift zeigt, eben das geſellſchaft⸗ 
lich gebundene Kapital (Stammkapital, beſondere Geſellſchafter⸗ 
leiſtungen, Nachſchüſſe) erfaßt. Für die Beurteilung, was derartig 
geſellſchaftlich feſtgelegtes Kapital iſt, kommt nur in Betracht, was die 
Geſellſchaften eben als ſolche, d. h. gegen Erwerb der Geſellſchafter⸗ 
rechte (Geſchäftsanteile) gewähren. Werden auf die Geſchöftsanteile 
Sacheinlagen gemacht, jo kann nur der Nettowertdieſer Sa ch · 
einlagen, alſo der Wert der Aktiven abzüglich der Paſſiven, als 
Gegenleiſtung für den Geſchäftsanteil in Betracht kommen. Wird die 
Gewährung der Sacheinlage Beſtandteil eines Geſellſchaftsvertrags, 
ſo erwächſt dafür die beſondere Abgabe nach Tarifnummer 1 A d, bei 
der unbeſtritten, wie auch im vorliegenden Falle geſchehen, alle von der 
Geſellſchaft gewährten Leiſtungen, alſo auch von dieſer übernommene 
Schulden, bei der Steuerberechnung berückſichtigt werden. Beſtätigt 
wird dieſe Auslegung des Wortes „Gegenleiſtung“ durch die Berech⸗ 
nungsvorſchrift zu Tarifnummer 1 A a, wo das Wort „Gegenleiſtun⸗ 
gen“ durch das in Klammer hinzugefügte Wort „Sacheinlagen“ er- 


Die Vorinſtanz bezieht ſich wie auch das Stempel⸗ und Erbichaft3- 
ſteueramt für die abweichende Auffaſſung auf die Entſcheidung des 
Senats vom 3. März 1920 — II A 324/19 —. Dieſe Entſcheidung iſt 
nicht nur von der Vorinſtanz, ſondern auch im Schrifttum mißver⸗ 
ſtanden worden; vgl. die Abhandlungen von Kon ietzko in den Mit- 
teilungen der Steuerauskunftsſtelle des Reichsverbandes der deutſchen 
Induſtrie 1920 S. 225 und in der Deutſchen Steuerzeitung Jahrgang 9 
S. 260. Die Vorinſtanz und Konietzko greifen ans der Begründung 
jener Entſcheidung den Satz heraus: „In ſolchem Falle (d. h. wenn die 
Geſchäftsanteile nicht gegen Barzahlung übernommen werden) ſoll an 
die Stelle des ſonſt zugrunde zu legenden Wertes der Geſamtſpert der 
Gegenleiſtungen treten, d. & der Geſamtwert alles deſſen, was die 
Geſellſchaft dem Geſellſchafter für feine Leiſtungen gewährt.“ Es iſt 
nicht zu verkennen, daß dieſer Satz für ſich allein betrachtet zu einer 


mißverſtändlichen Auffaſſung der Stellungnahme des Senats führen 


kann. Er trägt indeſſen jene Entcheidung nicht. 


Dem Senat hat es 
auch fern gelegen, mit der bisherigen einhelligen Auslegung des 
Geſetzes brechen zu wollen. Dem Urteil vom 3. März 1920 lag der 
Tatbeſtand zugrunde, daß ein Mitgründer einer Geſellſchaft mit be- 
ſchränkter Haftung ein Patent einbrachte; deſſen Wert wurde nicht nur 
auf ſeine Stammeinlage in Höhe von 10000 4 verrechnet, ſondern es 
wurde außerdem ausgemacht, daß die zur Herſtellung des Verfahrens 
und zu den erforderlichen Verſuchen aufgewandten Koſten in Höhe von 
5000 & erſtattet werden ſollten. Der Senat hat bei Berechnung des 
Errichtungsſtempels dieſe 5000 A berückſichtigt, aber mit der ausbrüd. 
lichen Begründung, es komme auf die Leiſtung des Ge⸗ 
ſellſchafters an die Geſellſchaft an und nicht auf die 
Leiſtung der Geſellſchaft an den Geſellſchafter, und nur, um den Wert 
des eingebrachten Patents feſtzuſtellen, müſſe auch auf die über den 
Betrag der Stammeinlage hinausgehende Zahlung von 5000 & an den 
Geſellſchafter eingegangen werden. Aus dieſem Zuſammenhang ergibt 
ſich, daß der Senat mit jenem im Schrifttum beanſtandeten Satze nur 


die Zuläſſigkeit eines Verfahrens hat beſtätigen 
wollen, das die Gewährung der Einlagen der Ge⸗ 


rechnungsvorſchrift find die Leiſtungen zu verſtehen, die der Geſell⸗ 


ſchafter für die Gewährung der Geſellſchafterrechte bewirkt. Urt. vom 
18. Februar 1921 LI A 381/20. 

„Die beſchwerdeführende Geſellſchaft war durch Geſellſchaftsver 
trag vom 3. Juli 1920 gegründet worden. Das Stammkapital betrug 
30000 4, wovon der Gründer J. 15 000 4, P. 10 000 4 und E. 
5000 “ übernahmen. J. und E. brachten ein von ihnen bisher bebrie⸗ 
benes Handelsgeſchäft mit ſämtlichen Aktiven und Paſſiven in die Ge 
ſellſchaft ein. Die Aktiven hatten einen Wert von 195 797,65 l, 
während ſich die Paſſiven auf 175 797,65 4 beliefen. Hiervon iſt 
neben dem nicht ſtreitigen Einbringungsſtempel (1A d RStG.) der 
Errichtungsſtempel nach 14 b NSt®. nach einem Betrage von 30 000 4 
Stammkapital + 175 797,65 4 übernommene Paſſiven, alſo 205 797,65 
Mark berechnet worden. 

Gegen die Anrechnung dieſer 175 797,65 & wendet ſich die Rechts. 
beſchwerde, und zwar mit Recht. Die Berechnungsvorſchrift zu Tarif- 
nummer 1 Ab beſtimmt im zweiten Satze: „Werden die Geſchäfts⸗ 
enteile nicht gegen Barzahlung überlommen, fo tritt an die Stelle des 
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ſellſchafter an die Geſellſchaft nicht unmittelbar 
bewertet, ſondern mittelbar nach dem, was der Ge⸗ 
ſellſchafter von der Geſellſchaft erhalten hat, da 
man im kaufmänniſchen Leben im allgemeinen davon ausgehen darf, daß 
Leiſtungen und Gegenleiſtungen gegeneinander abgewogen werden.“ 


G. Reichsabgabenordnung. 


Recht der Steuerbehörden zur Einforderung von Kontoauszügen Je 


beſtimmter Kunden bei den Banken ($ 177 AO.). (Urt. vom 18. Dezbr. 
1920 III A 114/20.) 

Nach § 177 AO, find die Auskunftspflichtigen zur Auskunft über 
Tatſachen gehalten, die in einem Steuerermittlungsverfahren für die 
Feſtſtellung von Steneranſprüchen von Bedeutung find; fie haben die 
Auskunft nach Form und Inhalt ſo zu erteilen, wie es das Finanzamt 
nach den Geſetzen und Ausführungsbeſtim mungen vorſchreibt. Es iſt 
alſo unzutreffend, wenn die Rechtsbeſchwerde unter Anziehung des 
$ 185 die Auskunft auf beſtimmt zu bezeichnende Rechtsvorgänge be- 
ſchränken will, eielmehr genügt zur Anwendung des 8 177 ber 
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auf dem Bankkonto eines Kunden Tat⸗ 
ſachen find und fofern dieſe füt die Feſtſtellung von Steueranſprüchen 
in einem Steuerermittlungsverfahren von Bedeutung ſind, ſo hält ſich 
303 Finanzamt im Rahmen des Geſetzes, wenn es die Auskunft in der 
Form eines Kontbauszugs erfordert. Es kann auch keine 
Rede davon ſein, daß ein ſolcher Kontoauszug 
aleichbedeutend wäre mit der Vorlegung der Ge⸗ 
ſchäftsbücher ſelbſt. Denn erſterer iſt eine ſchriftliche Zeugen⸗ 
ausſage, letztere die Offenlegung einer Urkunde. Zwiſchen beiden unter⸗ 
ſcheidet das Geſetz ſcharf: wie ſich insbeſondere aus der Begründung 
zu 8 185 ergibt, erblickt es in der Berechtigung, die Vorlegung von Ur⸗ 
kunden zu verlangen, das weitergehende mit erhöhten Kautelen um⸗ 
gebene Recht, weil es die Nachprüfung der Richtigkeit der Auskünfte 


Umſtand, daß die Bewegungen 


ermöglicht. Gerade mit Bezug auf die hier in Frage ſtehende Behand- | 


lung der Geſchäftsbücher hebt die Begründung hervor, daß nach § 185 
die Vorlegung verlangt werden könne, während die Auskunftspflicht 
über ihren Inhalt ſchon nach $ 177 beſtehe. Der Kontoauszug 


ift aber nichts anderes als eine Auskunft über 


den Inhalt des Geſchäftsbuchs. 


Zum Steuerproblem der G. m. b. H. 


Von Rechtsanwalt Dr. Guggenheim, Offenbach a. Main. | 


In der Mitteilung des Herrn Aſſeſſor Dr. Goldſchmidt in 
Nr. 11 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung von Mitte Februar 1921 


wird bezüglich der Abgabe für das Einbringen in die Geſellſchaft 


das Reichsſtempelgeſetz in der Faſſung vom 26. Januar 
1918 bezüglich der Tarifſtelle 14 d zitiert und dabei überſehen, 
daß dieſe Beſtimmungen, ſoweit ſie ſich auf Grundſtücke und Be⸗ 
rechtigungen über Grundſtücke beziehen, durch das Grund⸗ 
erwerbſteuergeſetz ($ 37 Abſ. 2) außer Kraft getreten 
And. Beim Einbringen von Grundſtücken in die Geſellſchaft iſt 
demgemäß nicht ein Stempel von 4% zu erheben, londern ledig⸗ 
zich die Grunderwerbſteuer mit 4% und gegebenenfalls die Zu⸗ 
ſchläge für Land und Gemeinde mit je 1%. 


Steuervergünſtigungen für kulturelle Mittel. 


neint. Die Abſchreibungen für laufende Prozeſſe uſw. erachtet das 


Aus dem Reichsminiſterium des Innern wird uns mitgeteilt: 
Die Bereitſtellung von öffentlichen Mitteln in größerem 
Umfange für kulturelle Zwecke unterliegt wegen der ungemein 
ungünſtigen Finanzlage des Reiches für abſehbare Zeit erheb⸗ 
lichen Bedenken und Schwierigkeiten. Anderſeits hat das Reich 
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an der Erhaltung von privaten gemeinnützigen Anſtalten, Stif- 


tungen und ähnlichen Einrichtungen ein lebhaftes Intereſſe. In 
richtiger Erkenntnis der Sachlage hat die Reichsfinanzgeſetzgebung 
folhen Einrichtungen weſentliche Steuer⸗Vergünſtigungen einge⸗ 
träumt, indem fie ihnen einmal erhebliche Erleichterungen auf den 
Gebiete der Vermögensbeſteuerung gewährt und ferner die ihnen 
von dritter Seite gemachten Zuwendungen in gewiſſem Umfange 
von der Einkommenſteuer befreit hat. 


Gemäß § 5 Nr. 10 des Geſetzes über das Reichsnot⸗ 
opfer vom 31. Dezember 1919 (NGBT. S. 2189) ſind Stiftungen, 


Anſtalten, Kaſſen oder Perſonenvereinigungen, ſoweit ſie ohne 
Beſchränkung auf einen engeren Perſonenkreis mildtätigen oder 
gemeinnützigen Zwecken dienen, vom Notopfer befreit. 


Für die Kapitalertragsſteuer iſt eine gleichlautende 


Beſtimmung in dem § 3 Nr. 2c des Kapitalertragſteuergeſetzes 
vom 29. März 1920 (RGBl. S. 345) aufgenommen. In dieſem 
Geſetz beſchränkt ſich die Steuerfreiheit jedoch auf die Erträge aus 
vor dem 1. Oktober 1919 erworbenen Kapitalanlagen. 

Nach § 2 Nr. 4 des Körperſchaftsſteuergeſetzes 
vom 30. März 1920 (RG Bl. S. 393) ſind ferner befreit: Inlän⸗ 
diſche Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen, die nach der 
Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. 

Kraft ausdrücklicher Vorſchrift iſt die Gemeinnützigkeit bei 
Perſonenvereinigungen nicht ausgeſchloſſen, wenn die Einlagen 
nach der Satzung oder ſonſtigen Verfaſſung mit höchſtens 5% ver⸗ 
zinſt werden. Der Erlaß näherer Beſtimmungen über die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter denen eine Körperſchaft als mildtätig oder 
gemeinnützig im Sinne des Körperſchaftsſteuergeſetzes anzuſehen 
iſt, iſt dem Reichsminiſter der Finanzen vorbehalten. 

Was die Zuwendungen an mildtätige oder gemeinnützige 
Einrichtungen anlangt, ſo werden fie nach $ 13 des Einkom⸗ 


menſteuergeſetzes vom 29. März 1920 inſofern begunſtigt, 
als vom Geſamtbetrage der Einkünfte Beiträge an kultur⸗ 


fördernde, mildtätige, gemeinnützige und politiſche Vereinigungen 


abgezogen werden dürfen, ſoweit der Geſamtbetrag 10% des 
Einkommens des Einkommenſteuerpflichtigen nicht überſchreitet. 
Dieſe Vorſchrift iſt trotz des Widerſpruchs der Regierung durch 
die Nationalverſammlung in das Geſetz aufgenommen worden. 
Der Reichsminiſter der Finanzen beabfichtigt indes, in dem dem⸗ 
nächſt vorzulegenden Entwurf eines Geſetzes zur Anderung des 
Einkommenſteuergeſetzes die Beſeitigung dieſer Vorſchrift zu ber 
anfragen. \ 
Als gemeinnützig find 
Geſetzes über das Reichsnotopfer 
wiſſenſchaftliche und künſtleriſche i a 
und Zwecke der körperlichen Ausbildung bezeichnet worden. Eine 
endgültige Entſcheidung über dieſe Fragen ſteht jedoch in jedem 
Falle den Finanzgerichten (Finanzgericht, Reichsfinanzhof) zu. 


Erlajie. Entſcheidungen. 


Kriegsſteuer und Tantieme: 
Für die Berechnung des 
Anteils am Reingewinn eines Unternehmens ist von Bedeutung, ob 
die Rücklagen für die Kriegs und Beſitzſtener mit zum Reinen zu 
rechnen ſind oder ob ſie in Abzug gebracht werden können. Das Reichs⸗ 
gericht hat nunmehr durch Urteil vom 4. Januar 
III 247/20) eine Eniſcheidung des Oberlandesgerichts Hamburg ge · 
billigt, das den tantiemefreien Abzug bo Rücklagen für 
Kriegs- und Beſitzſteuer ebenſo als unzuläſſig bezeichnet wie die 
tantiemeſreien Abſchreibungen für laufende Prozeſſe. 8 N 
Das Reichsgericht führt aus: Die Rückloge für die Kriegs- und 
Beſitzſteuer ſtellt einen Teil des Reingewinns dar und der Kläger kann 


bei der Beratung über § 5 Nr. 10 des 
pon der Regierung auch ſoziale, 
Zwecke, ſowie Unterrichtszwecke 


deshalb auch von dieſem Betrag den ihm zukommenden Anteil fordern. 


wenn nicht Tatſachen vorliegen. die eine Willenseinigung der Parteien 
über die Abzugsfähigkeit des Betrags erkennen laſſen. Der Vorder⸗ 
richter hat das Vorliegen ſolcher Tatſachen ohne Rechtsverſtoß ver⸗ 


Berufungsgericht für willkürlich, weil es ſich dabei um die Rickſtellung 
für die Koſten eines nicht beendeten Strafverfahrens handle und 
hieraus eine Rücklage zum Nachteil des Klägers nicht gebildet werden 
könne. Soweit ſich die Ausgabe als Folge ſtrafrechtlicher Ver 
fehlungen des Geſchäftsherrn darſtellen, braucht der Kläger 
(Prokuriſt) den Abzug auch deshalb nicht du dulden, weil es 
ſich dabei nicht um Betriebsunkoſten handelt und weil die Verkürzung 
des Gewinnanteils auf eine unzuläſſige Heranziehung des Klägers zu 
den vom Prinzipal allein zu tragenden nachteiligen Folgen ſeiner Zu⸗ 
widerhandlung gegen das Geſetz hinauslaufen würde. 0 N 
II. Kriegsſteuerzahlungen find tantiemefrei. Nachdem das Reichs ⸗ 
gericht in vorſtehendem Ürtetl ausgeſprochen hat, daß die Rücklagen 
für die Kriegs- und Beſitzſteuer nicht tantiemefrei find, iſt weiter die 
Frage aktuell, ob auch die Ausſchüttung der Rücklage. alſo die Kriegs. 
ſteuer ſelbſt, der Tantiemepflicht mit unterliege. Das Reichsgericht 
hat dieſe Frage verneint und die Kriegsſteuer als tantiemeſrei be⸗ 
hat als Vorſtandsmitglied der Alt.-Geſ. Annene 
Tantieme. Im Geſchäfts⸗ 
1917 bis 30. Juni 1918 bat die Beklagte einen 
Von dieſem Rein- 
für die Kriegsabgabe in Höhe 
von 803 050 A gebildet und ſpäter der Betrag als Kriegsſtener gezahlt 


Tantiemeanſpruch mit 5 
daß die Kriegsſteuer eine Abſchrift im Sinne des s 
geſetzbuchs, alſo lein Reingewinn iſt. — Das Landgericht Bochum hat 
im Sinne der Beklagten scene as: mit feiner Klage 
abgewieſen. Auf die Berufung des Klägers hat \ 

eier — deſſen Gunſten erkannt. Das Reichsgericht bat jedoch das 
Urteil des Oberlandesgerichts aufgehoben und das desg 
liche Urteil wiederhergeſtellt. Im ſelben Sinne hat der höchſte Ge 
richtshof entſchieden. (Aktenzeichen II 435/20. — Urteil vom 4. März 
1921.) 
Heranziehung der Kontokorrent⸗Zinſen zur Kapitalertragsſtenex. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch einen Exlaß vom 8. 1.1921 
betr. Heranziehung der Kontolorrentzinſen zur Kapitalertragftener be» 
ſtimmt: Nach 8 5 Abſ. 1 des KapErtrStch. dürfen Schuldzinſen vom 
ſtenerbaten Kapitalertrag nicht abgezogen werden. Bei der eigen⸗ 
artigen Geſtaltung des Kontokorrentverhältniſſes wird man jedoch vor. 
behaltlich einer anderweitigen Auffaſſung der Finanzgerichte, bei 
einem Kontokorrent im Sinne des & 355 des Handelsgeſetzbuches nur 
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den Zinsſaldo als ſteuerbaren Kapitalertrag anſehen dürfen (vgl. auch 
die Begründung zum Entwurf eines Kapitalertragſteuergeſetzes S. 25). 
Die Vorausſetzungen hierfür ſind jedoch folgende: 1. Es muß ſich um 
ein reines Zinſenkontokorrent handeln. Die Aufnahme von Kapital⸗ 
forderungen und Kapitalſchulden in das Kontokorrent iſt unzuläſſig. 
2. Da es ſich bei den einzelnen Gutſchriften nur um Rechnungspoſten 
handelt, dürfen Zinſen, die an ſich nicht ſteuerpflichtig ſein dürfen, 
nicht ausgeſchaltet werden. Es dürfen daher geſetzliche Zinſen auch 
dann nicht aus dem Kontokorrent ausgeſchieden werden, wenn die 
Fälligkeit der Forderung noch nicht länger als ſechs Monate oder, ſo⸗ 
weit es ſich um Anſprüche der in den 88 196, 167 des BGB. handelt, 
noch nicht länger als zwei Jahre zurückliegt (vgl. 8 2 Nr. I, 4 S. 2 


d. Geſ.). 3. Der Abſchluß des Kontokorrents muß in regelmäßig 
wiederkehrenden Zeitabſchnitten, mindeſtens halbjährlich erfolgen. Der 
Abſchluß zu einem beliebigen Zeitpunkt iſt unzuläſſig, es ſei denn, 
daß er wegen Beendigung des Kontokorrentverhältniſſes vorgenommen 
wird. Wird nach Beendigung des Kontokorrenwwerhältniſſes von den⸗ 
ſelben Parteien alsbald ein neues Kontokorrentverhältnis begründet, 
ſo wird zu prüfen ſein, ob die Aufgabe des alten und die Begründung 
des neuen Kontokorrentverhältniſſes ſich nicht als Mißbrauch im Sinne 
des § 5 der Reichsabgabenordnung darſtellt. 4. Eine Aufrechnung der 
einzelnen Saldis bei verſchiedenen Konten (auch derſelben Parteien) iſt 
unzuläſſig. Nach Nr. 7 der vorläufigen Vollzugsanweiſung zum 
Kapitalertragsſteuergeſetz iſt die Steuer innerhalb 4 Wochen nach Ab- 
ſchluß der Konten an das zuſtändige Finanzamt abzuführen. Ob die 
Vorſchriften befolgt werden, wird durch Stichproben überwacht werden. 


Umſatzſteuerpflicht bei Nahrungsmittellieferungen der Werke an 
ihre Arbeitnehmer. In weiteren Kreiſen iſt die Anſicht verbreitet, daß 
die Lieferung von Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden an An⸗ 
geſtellte und Arbeiter nicht umſatzſteuerpflichtig ſei. Es dürfte daher 
nachſtehende Stellungnahme des Reichsminiſters der Finanzen von In⸗ 
tereſſe ſein, die gegenüber dem Reichsverband der deutſchen Induſtrie 
erfolgt iſt. In dieſem Schreiben führt der Miniſter aus: „Die Zweifel 
wegen der Umſatzſteuerpflicht von Nahrungsmittellieferungen der Werke 
an ihre Angeſtellten und Arbeiter ſind unbegründet. Die Lieferungen 
ſind auf jeden Fall ſteuerpflichtig, da die Vorausſetzungen für 
eine Steuerbefreiung durch Anerkennung der Umſätze als gemeinnützig 
und wohltätig im Sinne des § 3 des Umſatzſteuergeſetzes nicht gegeben 
find. Die Umſatzſteuerpflicht bleibt auch beſtehen, wenn die Beſtellungen 
und Lieferungen von einem Arbeitnehmer des Betriebes im eigenen 
Namen erfolgen und das Induſtrieunternehmen lediglich für die Zah⸗ 
lung Bürgſchaft übernimmt. Die Steuerpflicht des Arbeitnehmers 
mwäve bereits deshalb gegeben, weil ſeine Tätigkeit, wenn fie von der 
gleichen Perſon dauernd ausgeübt wird, als eine nachhaltige, auf die 
Erzielung von Einnahmen abgeſtellte, demnach als gewerblich und ſomit 
anmelde⸗ und ſteuerpflichtige im Sinne des Umſatzſteuergeſetzes zu 
gelten hätte. Ich bin nicht in der Lage, die Befreiung dieſer Umſätze 
von der Umſatzſteuer im Verordnungswege zu veranlaſſen. Es iſt zu 
bedenken, daß jeder kleine Krämer, bei dem unzweifelhaft minderbemit⸗ 
telte Perſonen die notwendigſten Lebensmittel kaufen, umſatzſteuer⸗ 
pflichtig iſt, die Steuer ſomit im Preſſe auf die Abnehmer abwälzt. 
Etwaigen Verſuchen, der Umſatzſteuerpflicht ſich dadurch zu entziehen, 
daß in der Perſon des Arbeitnehmers, der ſeinen Namen zur Beſtellung 
und Lieferung hergibt, gewechſelt wird, würde erforderlichenfglls auf 
Grund des § 5 AD, entgegengetreten werden. Ich habe die Landes- 
finanzämter auf den Gegenſtand aufmerkſam gemacht.“ 


5 Über die Abzugsfähigkeit des Geſchäftsführergehalts bei einer G. m. 
b. H. hat ſich der Braunſchweigiſche Verwaltungsgerichtshof nach der 
„Juriſtiſchen Wochenſchrift“ S. 128 durch Beſcheid v. 3. März 1920 
folgendermaßen geäußert: Die Entſchädigung des Geſchäftsfühgers 
einer G. m. b. H. Mr ſeine Tätigkeit kann den Charakter als abs 
fähige Betriebs 5 mur durch Abſchluß eints-genderen Wie 
vertrages erhalten mehr fann auch ein Geſellſchaßtenz welch gd 
Grund des § 3 Abſatz 3 des G. m. b. H.⸗Geſetzes vom 
1898 die Verpflichtung zur Ausübung einer Geſchäftsführer⸗ 
tätigkeit als eine geſellſchaftliche übernommen hat, ſich in 
rechtswirkſamer Weiſe eine unter die Betriebskoſten fallende 
und daher als Werbungskoſten abzugsfähige Vergütung aus- 
bedungen. Auch wenn ſämtliche Geſellſchafter zugleich die alleinigen 
Geſchäftsführer find, bleibt doch die G. m. b. H. als juriſtiſche Perſon 
beſtehen und der Geſchäftsführer hört nicht auf, der Geſellſchaft als 

dritte Perſon gegenüberzuſtehen, fo daß die G. m. b. H. bei Ge- 
währung eines Geſchäftsführergehalts eine abzugsfähige Aufwendung 
aus ihrem Vermögen an einen Dritten macht. Die Entlohnung von 

Dienſten entſpricht regelmäßig der Verkehrsübung, und es iſt deshalb 
durchaus berechtigtes Intereſſe der Geſellſchaft, das Gehalt als eine 
Geſchäftsſchuld ſicher⸗ und gegenüber der Steuerbehörde klarzuſtellen. 
Nach dem Grundſatz der Vertragsfreiheit iſt die Geſellſchaft dazu be⸗ 
fügt, die Honorierung der Geſchäftsführer, auch wenn fie zugleich die 
einzigen Geſellſchafter find, fo zu ordnen, wie es im Rahmen gejunder 
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kaufmänniſcher Anſchauung den berechtigten Intereſſen der Beteiligten 
am beſten entſpricht. Wird im Wege eines Dienſtvertrages dem Ge 
ſchäftsführer der Geſellſchaft eine Arbeitsvergütung zugebilligt, fo hat 
die Steuerbehörde dieſen Vertrag anzuerkennen, auch wenn er den Der 
teiligten ſtenerliche Vorteile bringt und wenn auch die Vertragſchließen⸗ 
den ſich weſentlich von der Abſicht leiten laſſen, durch den Vertrag 
ihre ſteuerliche Lage zu verbeſſern. Ein Vertrag, der zu dem Zwecke 
eingegangen iſt, den Nachteilen einer Geſetzesbeſtimmung, z. B. einer 
ſteuerlichen, auszuweichen, iſt deshalb noch nicht als in fraudem legis 
geſchloſſen und daher ungultig anzuſehen. 


Kleine Steuer-Nachrichten 


Steuerhinterziehungen. Von zuſtändiger Stelle wird uns ge⸗ 


ſchrieben: Die Steuerhinterziehung droht die Geſundung der 


Reichsfinanzen auf das ernſteſte zu gefährden. Das Reich muß vor 
allem für den Vollzug der Geſetze Sorge tragen, deſſen entſchiedene 
Durchführung allein den Boden für den Wiederaufbau unferer Wirt: 
ſchaft bereiten kann. Die Ausführung dieſer Geſetze ſtellt die größten 
Anforderungen an das Pflichtgefühl und die Verantwortungsfreudigkeit 
der Finanzbehörden. Es muß erwartet werden, daß ſie, von dem 
Bewußtſein der Bedeutung der Aufgabe getragen, kein Mittel unverſucht 
laffen, ihrer Herr zu werden. Die Geſamtbevölkerung des Reichs muß 
in gerechter und gleichmäßiger Verteilung der Laſten herangezogen 
werden. Dies zu erreichen iſt nur möglich, wenn der Kampf gegen 
die Steuerhinterziehung ohne Säumnis mit allem Nachdruck aufgenom⸗ 
men wird. Bisher galt es, den Vollzug der Steuergeſetze in Lauf zu 
ſetzen. Die Pflichttreue der Beamtenſchaft hat dies, ſoweit es unter 
den gegebenen Verhältniſſen möglich war, vermocht. Dieſe Arbeit wäre 
vergeblich, wenn es jetzt dem Steuerunwilligen gelänge, ſich der ſteuer⸗ 
lichen Mithilfe am Wiederaufbau des Reiches zu entziehen. Die 
Reichsabgabenordnung ſtellt in weitem Umfange Mittel zur 
Verfügung, durch die Steuerzuwiderhandlungen erforſcht, der Täter und 
ſein Vermögen erfaßt werden können. Dieſe Mittel mit aller 
Schärfe und Entſchloſſenheit ohne Anſehen der 
Perſon und des Standes gegen jedermann, der Steuergeſetzen 
zuwiderhandelt, anzuwenden, iſt ſelbſtwerſtändlich Pflicht der Steuer 
beamten, eine Pflicht, die nicht nur gegenüber dem Reich und den von 
ſeinem Steueraufkommen abhängigen Ländern und Gemeinden, ſondern 
ebenſo gegenüber den ehrlichen Steuerzahlern beſteht. Die Unter 
ſtützung des Reichs bei dieſem Kampfe gegen den Steuerbetrug iſt aber 
auch Sache jedes einzelnen. Wer dem Reiche zu ſeinen Steuern hilft, 
ſchützt ſich ſelbſt vor der Mehrbelaſtung, die ihm aus der Steuerbinter⸗ 
ziehung des andern droht. Bei allen Handlungen, die dem Kampf gegen 
die Steuerhinterziehungen im Rahmen der Geſetze dienen, dürfen die 
Beamten des Schutzes der vorgeſetzten Dienſtſtellen und insbeſondere 
auch des Schutzes des Reichsfinanzminiſters gewiß ſein. 

Ein Geſetzentwurf zur beſchlennigten Einziehung der Körper- 
ſchaftsſteuer.⸗ Die Reichsfinanzverwaltung empfindet es mißlich, daß 
die nach dem Körperſchaftsſteuergeſetz vom 30. März 1920 zu entrich⸗ 
tenden Abgaben verhältnismäßig ſpät eingehen, weil die Geſellſchaften 
ihre Abrechnungen über das verfloſſene Geſchäftsjahr oft erſt nach 
Monaten fertigſtellen. Aber auch nachdem das geſchehen iſt, treten in 
der Steuerzahlung infolge von Anseinanderſetzungen mit den Steuer⸗ 
organen über die Höhe der Steuerveranlagung häufig genug lang- 
wierige Verzögerungen ein. Um den Steuereingang zu beſchleunigen, 


ſoll dem Reichstag ein Geſetzentwurf vorgelegt werden, durch den 


die Erwerbsgeſellſchaften verpflichtet werden, innerhalb eines Monats 
nach Feſtſtellung des jährlichen Geſchäftsabſchluſſes 10% des Rein ⸗ 
gewinns als Vorauszahlung auf die ſpäterhin ermittelte 


'HKöxrperſchaftsſteuer an die Finanzkaſſe abzuführen. Bei Nichtbeachtung 
„ dieſer Vorſchrift können beträchtliche Geldbußen verhängt werden. 


* 


Reichsnotopfer — Reichsſchuldbuch. Amtlich wird mitgeteilt: An⸗ 
träge auf Verwendung von Schuldbuchforderungen zur Entrichtung des 
Reichsnotopfers gehen noch immer fo zahlreich ein, daß ſich ihre Be- 
arbeitung noch monatelang hinziehen wird. Die Antragſteller werden 
daher vielfach längere Zeit warten müſſen, bis ſie Nachricht erhalten. 
Beſtätigungen über den Eingang der Anträge vermag die Reichs- 
ſchuldenverwaltung nur zu erteilen, wenn ſie bei Einreichung 
der Anträge verlangt und eine mit Adreſſe verſehene freigemachte Poſt⸗ 
karte beigefügt wird. Finanzämter, die auf Einreichung der Annahme⸗ 
beſcheinigungen drängen, werden zweckmäßig hierauf hinzuweiſen ſein. 

Veranſchlagung des Reichs notopfers. Über die der Reichskaſſe 
unter dem Titel „Reichsnotopfer“ allmählich zufließenden Be⸗ 
träge und deren Verwendung wurden folgende Mitteilungen gemacht: 
Der Geſamtbetrag des Reichsnotopfers iſt auf 45 Milliarden ge⸗ 
ſchätzt worden, von welcher Summe etwa eine Milliarde in Form von 
Vorauszahlungen bereits im Jahre 1920 lalſo bis zum 1. April 1921) 
erhoben werden durfte. Hiernach köunen bei einer Verzinſung von 5% 
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22 Milliarden als Zinsertrag für 1921 angerechnet werden. Nun aber | 
wird durch das Geſetz über die beſchleunigte Erhebung des Reichs not- | 
opfers die Einziehung der Abgabe, ſoweit fie 10% des Vermögens nicht 
überſteigt, mindeſtens aber von / in zwei Raten am 1. Februar und 
1. Auguſt vorgeſehen. Von der Finanzverwaltung wird demgemäß das 
Frträonis auf 20 Milliarden geſchätzt, wovon je die 
i Reichshaushalt von 1920 und 1921 zugute gebracht wird. 

Von den 10 Milliarden des Jahres 1921 wären zur Deckung eines Teils 
der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 7,8 Milliarden abzu⸗ 
zweigen, jo daß als Einnahmeanſatz noch 2,2 Milliarden im ordentlichen 

Haushalt zu buchen wären. 

Kein Zündwaren monopol — Verlängerung der Kohlenſtener — Er- 
höhung der Zuckerſteuer. Der Reichsrat beſchloß eine Novelle zum 
Zündwarenſteuergeſetz. Nach dem Beſchluß der Nationalverſammlung 
ſollte bis zum 31. März 1921 ein Herſtellermonopol für Zündwaren 
eingeführt werden. Auf Grund des geſammelten Materials ſoll nun⸗ 
mehr die Beſtimmung über die Monopoliſierung der Herſtellung von 
Zündwaren rückgängig gemacht werden. Es ſoll bei der bisherigen 
Steuerbaſts verbleiben. Die Ausſchüſſe des Reichsrats haben ſich 
ſchließlich auf der ganzen Linie auf den Standpunkt der Regierungs- 
vorlage geſtellt. Das Plenum des Reichsrats nahm den gleichen 
Standpunkt ein. — Der Reichsrat ſtimmte der Verlängerung des 
Koblenſtenergeſetzes um ein halbes Jahr bis Ende 
ebenſo der Erhöhung der Zuckerſteuer von 14.4 auf 100.4 für den 
Doppelzentner zu. 5 

Neue Steuern in Öfterreich. Der Bundesminiſter für Finanz 
und Volksernährung erſchien vor der Wiederherſtellungskommiſſion, 
um Auskünfte zu erteilen. Die neuen Gehaltsforderungen der Staats⸗ 
beamten beabſichtigt der Finanzminiſter durch folgende Steuererhöhun⸗ 
gen zu decken: Eine 100 proz. Erhöhung der Gütertarife 
und eine ebenſolche Erhöhung der Steuer auf Alkohol, 
Tabak und Salz. Sollten dieſe Erhöhungen zur Aufbringung 
der durch die neuen Gehaltsforderungen erwachſenden Mehrbelaſtung 
von 4,1 Milliarde nicht hinreichen würde eine umfaſſende Waren ⸗ 
umſatzſteuer nach deutſchem Muſter ſowie eine dauernde Ver ⸗ 
mögenszuwachsſtener hinzukommen. 

Keine Zwangsanleihe oder Notenabſtempelung in Deutſch⸗Oſter⸗ 
reich. Der Leiter des Wiener Börſenkommiſſariats gab im Auftrage 
des Bundesminiſteriums für Finanzen die neuerliche offizielle Erklä⸗ 
rung ab, daß weder eine Zwangsanleihe, noch eine 
Notenabftempelung, noch eine Devalierung der Krone, noch 
ein Zwangsaustauſch oder dergleichen von der Regierung beabſichtigt 
ſei, und daß auch alle Gerüchte über eine hierauf bezügliche Inter- 
vention oder Einflußnahme der Reparationskommiſſion oder einzelner 
Mitglieder derſelben vollkommen aus der Luft gegriffen ſind. 

Die neuen Steuergeſetze in der Tſchechoſlowakei. Die Umfab- 
ſteuer ſoll reformiert werden; ſie wird auf 2 v. H. erhöht und mo⸗ 
natlich eingezogen. Die Luxus ſteuer wird ganz auf den Erzeuger 
abgewälzt. Die Einkommenſtener wird ſo verſchärft werden, 
daß bei einem Einkommen von 13 Mill. die Steuer 50 v. H. betragen 
wird. Das Exiſtenzminimum wird auf 6000 Kr. erhöht. Alle dieſe 
Sätze gelten in Zukunft auch für die Slowakei. Während das Ab- 
geordnetenhans ſich mit dieſen beiden Vorlagen beſchäftigt, ſoll im 
Senat eine Geſetzesvorlage über die Verlaſſenſchaftsſteuer 
eingebracht werden. Ebenſo ſoll im Senat eine Novelle zu dem Geſetz 
über die Kriegsanleihe im Sinne der im Senat beſchloſſenen Reſolu⸗ 
tion eingebracht werden. Ferner ſollen noch ein Münzgeſetz und 
ein Geſetz über die Zuſchläge zu den direkten Steuern 
vorgelegt werden, wobei die Bodenſteuer um 200 v. H. erhöht 
werden ſoll. Die Regierung will auch die Waſſerkraftſteuer 
möglichſt bald unter Dach bringen. 

Bexrichtignng: Zu dem Aufſatz von Konietzko in der Februar⸗ 


nummer war S. 285 unter II eine Erwiderung abgedruckt. Dieſe Er- 


widerung, die eine Stellungnahme der Schriftleitung enthält, iſt durch 
ein Verſehen des Druckers als aus der Feder des Geh. Regierungsrats 
Kuhn ſtammend bezeichnet. Der Auffatz des Herrn Geheimrats Kuhn, 
für den der betr. Platz urſprünglich reſerviert war, wird erſt im An⸗ 
ſchluß an die bevorſtehende behördliche oder geſetzliche Klarſtellung er⸗ 
ſcheinen. 


Bücher und Zeitſchriften 


Kommentar zum Geſetz über das Reichsnotopfer von 
G. v. Breunig, bayer. Staatsminiſter der Finanzen a. D. und 
Senatspräſident am Reichsfinanzhof und K. v. Lewinski, 
Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat im Neichsjuſtizminiſterium, 
erſchienen im Verlag von Otto Liebmann in Berlin, XXXII und 
598 Selten. : j 
Zu dem Notopfergeſetz vom 31. Dezember 1919 ſind bereits 
zahlreiche Erläuterungsbücher erſchienen, To von Buck-Lucas, 
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September 1921, 


ſonſtige Leiſtungen, z. B. auf 


Eckſtein⸗Hirſemenzel, Fürnrohr, Höpker, Lion, Marrufe-Rhein 
ſtrom, Zimmermann⸗Mühe. Es war dies zu erwarten, greift doch 
die „große Abgabe vom Vermögen“, das Reichsnotopfer, in die 
Wirtſchaft des weitgezogenen, phyſiſche Perſonen, Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften und Vereine umfaſſenden Kreiſes der Steuerpflichtigen 
bei den bis zu 65 v. H. anſteigenden Abgabeſätzen tief ein, und 
es lann deshalb damit gerechnet werden, daß nicht bloß die mit 
dem Vollzug des Geſetzesbetrauten Behöörden und die Rechts⸗ 
anwälte, ſondern auch die Abgabepflichtigen ein lebhaftes Intereſſe 
daran haben, ſich über den Sinn und die Tragweite der die Ab⸗ 
gabe regelnden, nicht immer leichtverſtändlichen Beſtimmungen 
an der Hand von Kommentaren zu verläſſigen. 

In neueſter Zeit und gerade noch, bevor das Notopfer tat 
ſächlich zur Veranlagung gelangt, haben v. Breunig und v. Le⸗ 
winski, zwei ſchon durch ihre dienſtliche Stellung beſonders be⸗ 
rufene und durch frühere ausgezeichnete literariſche Arbeiten be⸗ 
kannte Interpreten, bei Otto Liebmann einen großen Kommentar 
zum Reichsnotopfergeſetz herausgegeben. Das umfangreiche, ſich 
würdig an andere in dieſem Verlag erſchienene Steuerkommentare 
anreihende Werk faßt nicht bloß die Geſetzes materialien, die für 
die Auslegung noch bedeutſame, ſich auf die Vermögensbeſteue⸗ 
rung beziehende Rechtſprechung der oberſten Gerichte und die in 
den Erläuterungsbüchern der anderen Kommentatoren ausgeführ⸗ 
ten, vielfach voneinander abweichenden Anſichten zuſammen, ſon⸗ 
dern erörtert noch tiefgründig weitere zahlreiche Zweifelsfragen 
und beleuchtet ſo nach allen Richtungen das Geſetz in klarer und 
gemeinverſtändzicher Sprache unter Anfügung vieler Berechnungs⸗ 
beiſpiele. Erwähnt ſeien u. a. die lichtvollen Ausführungen über 
die den Verſicherungsunternehmungen geſtatreten Abzüge, über die 
Bewertung der Vermögensteile, über die Rechtsmittel, die gegen 
die Veranlagungen gegeben ſind. So bietet das vorzügliche Werk 
wertvolle Beiträge zur Auslegung des Geſetzes und wird allen, 
die das Geſetz angeht. Steuerbehörden. Gerichten wie Abgabe⸗ 
pflichtigen und deren Vertretern, ein hochwillkommener Ratgeber 
ſein. Beizufügen iſt, daß das Buch auch die zum Geſetz erlaſſenen 
Vollzugsvorſchriften, das Ausgleichsbeſteuerungsgeſetz mit den 
einſchlägigen Beſtimmungen des Reichsausgleichsgeſetzes und das 
Geſetz betreffend die beſchleunigte Veranlagung und Erhebung des 
Reichsnotopfers vom 22. Dezember 1920 nebſt Erläuterung ent⸗ 
bält und damit eine erſchöpfende Darlegung der ſämtlichen das 
Notopfer berührenden Vorſchriften nach ihrem neueſten Stand 
liefert. Daß das Werk die verdiente weiteſtgehende Verbreitung 
findet, darf wohl als ſelbſtverſtändlich angenommen werden. 

E. Zimmermann, Reichsfinanzrat. 


Deutſches Reichsſteuerbrevier. Textausgabe der Reichsſteuer⸗ 
geſetze mit ſämtlichen ergänzenden Vorſchriften des Reiches und 
Preußens. Herausgegeben von Kurt Landauer, Rechts⸗ 
anwalt in Berlin. Struppe & Winkler. Verlag für Rechts- und 
Staatswiſſenſchaft. Erſter Band: Einkommenſteuergeſetz vom 
29. März 1920. Ladenpreis 12 . 

Dieſe Ausgabe wird der Praxis gute Dienſte leiſten. Ste enthält 
zum erſten Male an einer Stelle den Geſetzestert u. ſämtliche dazu 
ergangenen behördlichen Anordnungen, die veröffentlicht find. Voll- 
ſtändigkeit ift erſtrebt und, ſoweit ich prüfen konnte, erreicht. Durch 
monatlich ausgegebene Deckblätter ſoll die Ausgabe ſtets auf dem 
Laufenden erhalten werden. Dr. Kurt Ball. 


Sprechſaal. 


NR. Sch. in Ba. Über die Berechnung des Reichsnotopferanteils für 
Schenkungen finden Sie eingehende Erläuterungen in der Februar⸗ 
nummer 1921 von Herrn Diſtriktskommiſſar z. D. Krüger. 

D. Gr. in A. „Grundvermögen“ ſind die Grundſtücke einſchließlich 
Zubehör. 

E. K. in Cr. Als Umſatz im Sinne des § 2 Nr. 1 des Umſaß⸗ 
ſteuergeſetzes find entſprechend 8 11 der Ausſührungsbeſtimmungen nur 
Lieferungen einſchließlich der Werklieferungen anzuſehen. Auf 
Grund eines reinen Werkvertrags 


ober eines Beförderungsvertrags, findet die Beſtimmung keine An⸗ 


wendung. Die Umſatzſteuerpflicht erſtreckt ſich mithin grundſätzlich ud 


auf die durch Auslondsſendungen von Spediteuren erzielten Ein⸗ 


nahmen, wovon jedoch die nach Maßgabe der einzelnen geſetzlichen Be⸗ 


ſtimmungen zuläſſigen Abzüge gemacht werden können. - 
N. A. M. m. b. H. in N. Ihre Anſicht iſt zutreffend. Nach $ 34 

Abf. 1 des Körperſchaftsſtewergeſetzes unterliegt der Körperſchaftsſteuer 

erſtmalig das Einkommen des nach dem 81. März 1919 abgelaufenen 


1 


ee 


r 


LER 8 


1 


Geſchäftsjahres, in Ermangelung eines beſonderen Geſchäftsjahres das 
Einkommen des Kalenderjahrs 1919. Die Steuer wird nur zu dem Teil 
erhoben, der dem ſeit 1. April 1919 laufenden Teil dieſes Jahres 
entſpricht. 

Gebr. R. & S. in Fr. Nach $ 8 des Umſatzſteuergeſetzes iſt der 
Kommiſſionär mit feiner verdienten Proviſion umſatzſteuerpflichtig und 
zwar auch dann, wenn im übrigen das Zwiſchenhandelsprivileg des 
§ 7 durchgreift. 

. M. in B-B. Proviſionen, die an Angeſtellte gezahlt werden, 
unterliegen grundſätzlich dem Lohnabzug. Die Einnahmen aus Auf⸗ 
wandsentſchädigungen (Speſen, Repröſentationsgelder) ſind gemäß 
§ 2 Nr. 4 der Ausführungsverordnung vom 28. 7. 1920 abzugsfrei. 

G. H. S. in H. Als Ertrags ſteuern im Sinne des § 13 a 
RES:G. kommen die Kapitalertragsſteuer, Grundſteuer, Gebäude⸗ 
ſteuer und Gewerbeſteuer in Betracht. 

O. M. H. D. H.⸗G. in B.⸗O. Die von Ihnen geſtellte Frage, ob 
die Vermögensverminderung nach dem Stande am 31. 12. 1920 bei 
der Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs geltend gemacht und dement- 
ſprechend Minderung der Abgabe verlangt werden kann, iſt mangels 
einer in das Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs 
aufgenommenen dahingehenden ausdrücklichen Beſtimmung zu ver⸗ 
neinen. 

B. M. & Tr. F. A. Sch. & Co. in B. Verzugszinſen ſind geſetz⸗ 
liche Zinſen; auch ſolche find nach 8 2 I Ziffer 4 des Kapitalertrag⸗ 
ſteuergeſetzes ſteuerbare Kapitalbeträge, aber nur ſoweit die Fälligkeit 
der Forderung länger als 6 Monate zurückliegt. Die Friſt erſtreckt 
ſich auf 3 Jahre, ſoweit es ſich um Anſprüche der in den §§ 196, 197 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art halkdelt. 

R. G. in F. Bei dem auf Grundſtücken eingetragenen Reichs⸗ 
notzins wird als Verzinſung 5% des Abgabebetrages, nach fünfzehn 
Jahren aber und weiter alle 10 Jahre, je 1% weniger. 

K. K. in M. Die Körperſchaftsſteuer darf gemäß $ 8 der K.-G. 
vom ſteuerpflichtigen Einkommen nichtphyſiſcher Perſonen nicht in 
Abzug gebracht werden. 5 

Kr. A.⸗G. in D. Die ſtillen und offenen Reſerven einer Aktien⸗ 
Geſellſchaft unterliegen dem feſten Körperſchaftsſteuerſatz von 10%, 
gleich wie die ausgeſchütteten Beträge. Die Reſerven indes nur, ſo- 
fern ſie in dem Veranlagungsjahr aus dem ſteuerbaren Ein- 
kommen gebildet worden ſind. 

D. Kl. in N. Haushaltungsſchulden, d. h. ſolche, die zur Beitrei- 
tung der laufenden Haushaltungskoſten eingegangen ſind und Schulden, 
die in wirtſchaftlicher Beziehung zu nicht ſteuerbarem Vermögen 
ſtehen, find nicht abzugsfähig ($ 10 Beſitzſt.⸗Geſ.). 

H. H. in B. Eine „weitere“ Beſitzſteuer iſt u. E. z. Zt. nicht in 
Ausſicht genommen. 

A, K. in B. Für ein Darlehen, das Ihnen ein ſeit 1912 in 
Amerika anſäſſiger Reichsdeutſcher zinslos geben will, kommt u. E. 
eine Beſteuerung des amerikaniſchen Gebers nicht in Frage. 

St. in M. Wegen der Beſtenerung der aus Hingabe ſelbſtgezeich⸗ 
neter Kriegsanleihe an Zahlungs Statt für die Kriegsſteuern erzielten 
Gewinne verweiien wir auf die Artikel im Februarheft S. 285/286. 

B. G. in E. Zinſen für hieſige Guthaben in Holland wohnender 
Perſonen unterliegen u. E. der Kapitalertragſteuer ($ 4 Abi. 4 Ziffer 2) 
nicht, dagegen dürfte für die in Amſterdam zahlbaren Zinsſcheine einer 
Hypothekaranleihe gemäß § 4 Abſ. 2 die Kapitalertragſteuerpflicht ge- 
geben ſein. Zinſen ausländiſcher Wertpapiere fallen unter § 2 U 
d. d. O. und find nach $ 4 Abſ. 4 Nr. 1 kapitalertragſteuerpflichtig. 

R. B. in Ch. Auch zur Entrichtung der Vermögenszuwachsſteuer 
und der Mehreinkommenſteuer kann ſelbſtgezeichnete Kriegsanleihe 
zum Nennwert in Zahlung gegeben werden. 

St. F. in M. Die geplante Junggeſellenſteuer halten wir für un⸗ 
geſetzlich, da eine ſolche in das Reichseinkommenſteuergeſetz, § 21, bereits 
mit hineingearbeitet worden iſt. 

A. E. in M. Die Umſatzſteuer wird von dem für die ſteuer⸗ 
pflichtige Leiſtung vereinnahmten Entgelte erhoben. Es iſt ſonach 
grundſätzlich das geſamte Entgelt, alſo einſchließlich der darin ent⸗ 
haltenen Löhne, der Berechnung der Steuer zugrunde zu legen. 

F. & W. A.⸗G. in H. Gemäß $ 1 Abſ. 1 des Geſetzes gegen die 
Kapitalflucht dürfen Wertpapiere und auf in- oder ausländiſche Wäh⸗ 
rung lautende Zahlungsmittel nur durch Vermittlung von Banken 
nach dem Ausland verfandt oder überbracht werden. Die von Ihnen 
beabſichtigte direkte Verſendung von Aktien ihrer Geſellſchaft nach dem 
Ausland dürfte daher nicht als zuläſſig anzuſehen ſein. 

K. Sch. in F. St. Nach $ 6 Ziffer 10 find die von dem Abgab:⸗ 
pflichtigen für das Rechnungsjahr 1919 zu entrichtende auf das Ein⸗ 
kommen entfallenden Staats-, Gemeinde⸗ und Kirchenſteuern und die 
Gewerbeſteuer, ſoweit fie nach dem Ertrage bemeſſen wird, vom End⸗ 
vermögen abzuſetzen. 
ſchuld in die Bilanzpaſſiva für zutreffend. 


Wir halten ſonach die Einſetzung der Stener- 
[ee nn 


C. G. K. in D. Die Zinfen, die Ihre Beamten auf ihre in Ihrem 
Geſchäfte belaſſenen Spargelder erhalten, unterliegen gemäß 8 2 J 
Ziffer 4 der Kapitalertragſteuer. 

R. Th. in S. Die eingereichten Umſatzſteuererklärungen dürften 
als Grundlage für die Einkommenſteuerveranlagung nicht geeignet er- 
ſcheinen, vielmehr nur zum Vergleiche mit der Einkommenſteuererklä⸗ 
rung zum Zwecke der Kontrolle herangezogen werden können. 

N. R. in L. Die Frage, ob die Umſatzſteuer bei Feſtſetzung des 
den Reiſevertretern bewilligten proviſionspflichtigen Betrags gekürzt 
werden kann, iſt u. E. eine reine Rechtsfrage, die nicht nach § 12 
des Umſatzſteuergeſetzes entſchieden werden kann. Nach der von Ihnen 
gegebenen Schilderung des Sachverhalts dürfte die Kürzung derſelben 
berechtigt erſcheinen. 

O. M. H. D. A.⸗G. in B. O. Die Vermögensminderung nach dem 
Stande vom 31. 12. 1920 kann mangels einer in das Geſetz über eine 
Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs aufgenommenen dahingehenden 
ausdrücklichen Beſtimmung bei der Kriegsabgabe vom Vermögenszu⸗ 
wachs nicht geltend gemacht werden. 

M. H. in O. Wir halten die Gewerbeſteuerpflicht auch für 
Steuerberater mit Befähigungsnachweis zum Amte eines Steuer- 
ſekretärs gegeben. - - 

G. H. S. in H. Als Ertragftenern im Sinne des § 13, 1a gelten 
u. E. Kapitalertrag⸗, Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 

E. M. in B. P. Proviſionen, die an Angeſtellte gezahlt werden, 
unterliegen grundſätzlich dem Lohnabzug, die Einnahmen aus Auf- 
wandsentſchädigungen (Speſen, Repräſentationsgelder) ſind gemäß 
§ 2 Nr. 4 der Ausführungsverordnung vom 28. Juli 1920 abzugsfähig. 

G. N. & S. in Fr. Nach $ 8 des Umſatzſteuergeſetzes iſt der Kom- 
miſſionär mit feiner verdienten Proviſion ſteuerpflichtig, auch wenn im 
übrigen das Zwiſchenhandelsprivileg des § 7 durchgreift. 

Dr. G. in O. Es handelt ſich vorliegend um ein vertraglich feit- 
gelegtes Rentenbezugsrecht; dasſelbe iſt beim Geber als Aktivum und 
beim Empfänger entſprechend als Paſſivum anzuſetzen. 

Z. D. in Kr. Ob es ſich um ein „übliches Gelegenheitsgeſchenl“ 
handelt, iſt von Fall zu Fall feſtzuſtellen. Es wäre zu prüfen, ob Ge⸗ 
ſchenke dieſer Art in ähnlichen Fällen bereits als üblich gemacht 
worden find, etwa Geburtstags-, Hochzeits-, Weihnachts- und ähnliche 
Geſchenke. 

C. H. in B. Nach 8 22313 B. kann ein Teſtament in ordent⸗ 
licher Form errichtet werden: 1. vor einem Richter oder vor einem 
Notar, 2. durch eine vom Erblaſſer unter Angabe des Ortes und 
Tages eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung. Die 
notarielle Form iſt alſo nicht unbedingt erforderlich. 


P. P. H. in F. Die Tantiemen der Vorſtandsmitglieder fallen 
unter den Begriff des Arbeitslohnes im Sinne des $ 9 Ziffer 1 des 
EintitGef. und unterliegen daher gemäß $ 9 Zifſer 1, 45, 51 des Ge- 
ſetzes dem Lohnabzugsverſahren. (Vgl. hierzu den Beſcheid des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 31. 8. 1920, abgedruckt in der Deutichen 
Steuer⸗Zeitung Nr. 8, November, S. 213.) 5 


Finanzamt in S. $ 3 des Geſetzes über Stenernachſicht ſchließ: 
die Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 374 RAbgO. nicht aus, da 
„tätige Reue“ im Sinne der letzteren Geſetzesbeſtimmung ſelbſt 


nach Eintritt der Rechtskraft vor Strafe und Verfall ſchützt. 


R. E. in G. Nach $ 72 Abſ. 2 des Erbſchaftsſteuergeſetzes unter⸗ 
liegen auch Schenkungen nach dem 31. Dezember 1916 an Kinder und 
Kindeskinder der Schenkungsſteuer. 


Nur allgemein intereſſierende Steuerfragen mäßigen Um⸗ 
fanges können an dieſer Stelle beantwortet werden. Größere 
Anfragen ſowie ſolche privater oder vertraulichee Natur werden 
Dagegen an unfer beſonderes, unter der Leitung des Heraus- 
gebers ſtehende Gutachterbüro bei der Baterlän- 
diſchen Treuhand- und Reviſionsgeſellſchaft 
m. b. H. in Frankfurt a. M., Steinweg 3, weiter⸗ 
geleitet. Für die Beantwortung ſolcher Aufragen und für die 
Ausarbeitung von Gutachten durch erfahrene Juriſten, Steuer⸗ 
und Handelsſachverſtändige werden von obiger Geſellſchaft an⸗ 
gemeſſene Gutachtergebühren berechnet, deren Höhe nach Prü⸗ 
fung der Sachlage vorher mitgeteilt wird. Den Beziehern 
der Deutſchen Steuer⸗Zeitung werden ermäßigte Gutachter⸗ 
gebühren eingeräumt. Alle hierher gehörigen Zuſchriften betr. 
Sprechſaal, Auskünfte und Gutachten ſind an den Herausgeber, 
Herrn Redakteur R. Nitter, Frankfurt a. M., Stein- 
weg 3, zu richten. Allen Anfragen iſt Rückporto beizufügen. 


